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Vergabefremde Regelungen durch Gesetz „außer Kontrolle“? 
 
 
Nein, ist die „Botschaft“ der Entscheidung des BGH vom 18.01.2000 zur Berliner Tariftreuere-
gelung. War bisher schon klar, dass § 97 Abs. 4 GWB verbietet, was zuvor gang und gäbe war, 
nämlich vergabefremde Regelungen per Ukas in die Welt zu setzen, so wird nun auch mit der – 
durchaus nicht selten anzutreffenden – Meinung aufgeräumt, die Vorschrift sei als Ermächti-
gungsnorm zu verstehen, die vergabefremde Regelungen jedweder Art zulasse, wenn sie denn 
nur „durch Gesetz“ erlassen seien. Zwar – so der BGH – könne sich die Berliner Tariftreuerege-
lung auf das zwischenzeitlich erlassene Landesvergabegesetz für Berlin (s. Monatsinfo 7-8/99, 
S. 3 f) stützen. Jedoch sei dieses Gesetz wegen fehlender Landeskompetenz, Verstoß gegen das 
Tarifvertragsgesetz und Verstoß gegen das GWB verfassungswidrig und damit ungültig. Da 
eine abschließende Entscheidung darüber außerhalb seiner Zuständigkeit liegt, hat der BGH den 
Fall an das Bundesverfassungsgericht gegeben.  
 
Die BGH-Entscheidung liegt bisher nur in Form einer Pressemitteilung vor (Anlage 1). Mit den 
Gründen, die Sie schon jetzt bei uns anfordern können*), ist etwa Mitte Februar zu rechnen. 
Maßgebend für die Frage, ob die Entscheidung nur fallspezifisch ist oder aber die Zulässigkeit 
vergabefremder Regelungen „durch Gesetz“ generell einschränkt, wird die Begründung des 
BGH zu der bisher in der Pressemitteilung nur lapidar getroffenen Feststellung sein, dass die 
Tariftreueregelung im Berliner Vergabegesetz auch gegen das GWB verstoße.  
 
Unabhängig davon bietet der § 97 Abs. 4 GWB aber noch weiteren Sprengstoff für landesrecht-
lich erlassene vergabefremde Regelungen. Wir nehmen auch dafür Berlin als Beispiel. Auf der 
Grundlage einer entsprechenden Ermächtigung in § 13 des Berliner Landesgleichstellungsge-
setzes vom 31.12.1990 (GVBl. S.8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.06.1999 (GVBl. 
S.341), wurde die „Verordnung über die Förderung von Frauen und die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Frauenförderverordnung – FFV)“ vom 
23.08.1999 (GVBl. S.498) erlassen. Ist diese Verordnung eine Regelung „durch Gesetz“ im 
Sinne von § 97 Abs. 4 GWB? Ja, müsste die Antwort lauten, wenn sich die GWB-Vorschrift 
auf Gesetze im materiellen Sinne und mithin auch auf Verordnungen beziehen würde. Dafür 
hätte allerdings die Formulierung „auf Grund von“ Bundes- oder Landesgesetzen gewählt wer-
den müssen. Das ist – durchaus bewusst – nicht geschehen. Die Berliner Frauenförderverord-
nung, da eben nur Verordnung, nicht aber Gesetz, ist demnach null und nichtig. Gleiches gilt 
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natürlich für die in der Gesetzgebung anderer Bundesländer anzutreffende Ermächtigung, die 
Einzelheiten zu einer vergabefremden Regelung in Verwaltungsbestimmungen festzulegen.  
 
Soll da noch einer sagen, das Vergaberecht sei eine reine Fachmaterie ohne rechts- und wirt-
schaftspolitischen Zündstoff. By the way: Die Auseinandersetzung mit der sensiblen Thematik 
der vergabefremden Regelungen gehört zum Programm von Badenweiler 2000. Dieser Artikel 
und hoffentlich auch die Gründe der BGH-Entscheidung vom 18.01.2000 mögen dafür Anre-
gungen geben.  
 
 
 
Schwellenwerte 2000/2001 in DM 
 
 
Die Umrechnung der EU-Schwellenwerte in nationale Währungen wird gemäß den EU-
Vergaberichtlinien von der EG-Kommission alle zwei Jahre neu festgelegt. Die für den Zeit-
raum vom 01.01.2000 bis zum 31.12.2001 geltenden nationalen Gegenwerte zu den nunmehr 
nicht mehr in ECU, sondern in Euro festgelegten EU-Schwellenwerten hat die EG-Kommission 
unverständlich spät, nämlich erst am 31.12.1999, im EG-Amtsblatt veröffentlicht*). Die für die 
deutschen Auftraggeber relevanten DM-Gegenwerte standen allerdings schon etwas früher zur 
Verfügung. Das BMWi hat sie dankenswerter Weise schon vorab am 16.12.1999 bekannt ge-
macht (Anlage 2). Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen wird dazu, 
wie üblich, für seinen Zuständigkeitsbereich noch einen eigenen Erlass herausgeben, den wir 
schon jetzt zur Abforderung anbieten*). 
 
Wie in der Vergangenheit so auch jetzt, werden zudem die Bundesländer die neuen Schwellen-
werte in DM noch durch Bekanntmachung mitteilen. Wir werden dies verfolgen und Ihnen die 
Bekanntmachungen zur Verfügung stellen, soweit Sie daran interessiert sind. 
 
 
 
Vorabinformation über den Zuschlag 
 
 
Aus der Rechtsprechung („Münzplättchen“-Entscheidung VK Bund vom 29.04.1999, „Öko-
punkte“-Entscheidung des EuGH vom 28.10.1999) ergibt sich für Vergaben ab den EU-
Schwellenwerten die Verpflichtung der Auftraggeber, die erfolglosen Bieter vorab über den 
beabsichtigten Zuschlag zu unterrichten. In der neuen Vergabeverordnung wird dies „legali-
siert“ werden (s. § 13 des Entwurfs, Monatsinfo 12/99). Dabei sind Diskussionen darüber zu 
erwarten, wie lang oder wie kurz die Frist zur Vorabunterrichtung festzulegen ist. 
 
Zwei Entwicklungen mögen in diesem Zusammenhang interessieren: 
 
• Das Wirtschaftsministerium Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben vom 16.11.1999*) die 


Beachtung der Vorabinformation empfohlen und sich dabei für eine Frist von 10 Kalen-
dertagen nach Absendung der Information durch den Auftraggeber ausgesprochen (Ent-
wurf der Vergabeverordnung: 7 Kalendertage). 
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• Das österreichische Bundeskanzleramt (die EuGH-Entscheidung im „Ökopunkte“-Fall 
erging auf österreichische Vorlage) sprach sich in einem internen Papier vom 
08.11.1999*), gerichtet an die Bundesministerien und alle Dienststellen der Landesregie-
rungen für folgendes Vorgehen aus: 


 
- Vorabinformation über den Zuschlag unverzüglich nach Abschluss der internen Ent-


scheidungsfindung, beschränkt auf zwei Angaben: (1) für den Vertragsabschluss in 
Aussicht genommenes Datum (Empfehlung: „Stillhaltefrist“ von mindestens 2 Wo-
chen zwischen Vorabinformation und beabsichtigtem Vertragsschluss, bei beschleu-
nigten Verfahren wegen Dringlichkeit 1 Woche) und (2) Frist für den Eingang von 
Auskunftsbegehren nicht erfolgreicher Bieter (Empfehlung: in der Egel 1 Woche, bei 
beschleunigten Verfahren wegen Dringlichkeit 3 Tage). 


 
- Bei einem Antrag auf Auskunft, der schriftlich gestellt werden muss: Verpflichtung 


des Auftraggebers, binnen kürzest möglicher Zeit den Namen es erfolgreichen Bieters 
samt Vergabesumme und – falls keine Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen – die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots mitzuerteilen. Verpflichtung des 
Antragstellers, wenn er die Vergabekontrollorgane anrufen will, dies umgehend zu tun 
(Empfehlung: binnen 3 Tagen). 


 
Vermissen lässt diese Regelung eine Frist für die Mitteilung des Auftraggebers auf das Aus-
kunftsbegehren eines nicht erfolgreichen Bieters. Es bleiben daher Fälle denkbar, in denen die 
„Stillhaltefrist“ abläuft, ohne dass der Bieter Gelegenheit hatte, die Vergabekontrollorgane an-
zurufen. Den Vorzug verdient daher die in § 13 VgV-Entwurf vorgesehene Lösung, die den 
Auftraggeber verpflichtet, bereits mit der Vorabinformation den Namen des erfolgreichen Bie-
ters etc. bekannt zu geben. 
 
 
 
Prüffähigkeit der Schlussrechnung über das Architektenhonorar 
 
 
In mehreren Entscheidungen hat der Bundesgerichtshof die möglichen Anforderungen an die 
Prüffähigkeit der Schlussrechnung über das Architektenhonorar präzisiert, d. h. eingeschränkt 
und damit einerseits die Abrechnung des Honorars erleichtert, andererseits aber den Nachweis 
der Auftragserteilung erschwert. Nähere Informationen enthält ein Beitrag in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 21. Januar 2000, Seite 60 (Anlage 3). Die ergangenen BGH-
Entscheidungen sind darin genannt. Bei hinreichendem Interesse der Mitglieder können sie be-
schafft werden. 
 
 
 
Personalwechsel im BMWi 
 
 
Im Bericht über die vollzogenen Personalwechsel im Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie (s. Monatsinfo 12/99, Seite 4) war der Name des Nachfolgers von Herrn Dr. Frid-
helm Marx noch offen geblieben. Er steht mittlerweile fest: Neuer Referatsleiter I B 3 ist ab 
01.03.2000 Regierungsdirektor Gerd Gerecht, zuvor Referat I B 5 (Verkehrspolitik; Woh-
nungsbau, Städtebau, Raumordnung). 
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Regionalgruppe Südwest des Forum Vergabe 
 
 
Die Regionalgruppe Südwest, „älteste“ Einrichtung ihrer Art, ist weiterhin sehr aktiv. Am 24. 
Januar hatte Prof. Franke zur bereits 11. Sitzung geladen, der 20 Teilnehmer gefolgt waren.  
 
Einleitend führte Herr Stockhorst, Geschäftsführer der Auftragsberatungsstelle Hessen e.V., die 
Hessische Ausschreibungsdatenbank vor und verdeutlichte an anschaulichen Beispielen das 
„elektronische Vergabeverfahren der Zukunft“.  
 
Herr Kalinowsky von der Universität Mainz beschäftigte sich anhand seiner Dissertation mit 
dem Thema „Subjektive Bieterrechte im Vergabeverfahren nach § 97 Abs. 7 GWB“ und der 
Frage, welche das Vergabeverfahren betreffenden Vorschriften subjektive individuelle Rechts-
positionen enthalten. Im Rahmen der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung und unter Be-
achtung der Rechtsprechung des EuGH seien dies nur diejenigen Vorschriften, die sowohl im 
Verhältnis des Auftraggebers gegenüber innerstaatlichen oder europäischen Verwaltungsinstitu-
tionen Wirkung entfalten, als auch „Außenwirkung“ gegenüber den Unternehmen haben. Dies 
treffe für die meisten Vorschriften der Verdingungsordnungen zu. 
 
Sodann stellte Rechtsanwalt Dr. Höfler, Sozietät Heiermann Franke Knipp, den jüngsten Refe-
rentenentwurf der Vergabeverordnung vor (vergleiche hierzu Monatsinfo 12/99, Seite 4) und 
wies dabei auf sich abzeichnende Schwierigkeiten in der praktischen Handhabung hin.  
 
Abschließend präsentierten Vertreter der Landesregierungen Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar-
land deren Überlegungen im Rahmen des Themas „vergabefremde Aspekte“. 
 
Der ausführlichere Bericht kann mit dem Bestellzettel*) angefordert werden. 
 
 
 
Badenweiler 2000 
 
 
Die Einladung mit dem Programm hoffen wir Ende Februar/Anfang März versenden zu kön-
nen. Da uns bereits jetzt 120 Teilnehmer-Anmeldungen vorliegen, die Teilnehmerzahl aber 
wegen der räumlich begrenzten Kapazitäten auf 170 Personen limitiert ist, geben wir Ihnen mit 
dem als Anlage 4 beigefügten Formular vorab die Gelegenheit, sich für die Teilnahme vom 03. 
– 05. Mai 2000 vormerken zu lassen. 
 
 
 
Veranstaltung „Vergabefehler und neuer Rechtsschutz“ 
am 23.03.2000  
 
 
Zahlreiche Entscheidungen von Vergabekammern und Oberlandesgerichten haben in den ver-
gangenen Monaten deutlich gemacht, wie strikt die Regelungen des neuen Vergaberechts prak-
tiziert und ausgelegt werden. Vergabestellen und Bieter müssen sich darauf in der Angebots-
phase einstellen. „Mit leichter Hand“ geht nichts mehr. Vergabestellen haben ansonsten Verzö-
gerungen bei der Beschaffung und damit einhergehend ein hohes Kostenrisiko zu tragen. Für 
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die Bieter geht es in der neuen Situation um die erforderliche Kenntnis der verschiedenen Mög-
lichkeiten, ihre Interessen und Rechte wahrzunehmen sowie vertragsrechtliche Risiken bereits 
in der Vergabephase zu begrenzen. 
 
Das Forum Vergabe führt zu diesem Themenkreis am Donnerstag, den 23. März 2000, eine 
eintägige Veranstaltung in Berlin durch. Zweck ist dabei nicht, einen Überblick über das neue 
Vergaberecht zu geben, sondern gezielt Probleme anzusprechen, die sich aus den neuen Vor-
schriften für die Vergabepraxis ergeben haben und dafür Lösungen aufzuzeigen. Auf Fragen 
und Beiträge der Teilnehmer soll ausreichend eingegangen werden. Zu jedem Vortrag besteht 
daher ausreichend Zeit für die Diskussion.  
 
Das Programm erhalten Sie vorab (Anlage 5). Mit dem als Anlage 6 beigefügten Formular 
können Sie sich bereits jetzt zu der für Mitglieder vergünstigten Teilnehmergebühr anmelden.  
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabeüberwachungsausschüssen/Vergabekammern liegen uns insgesamt 41 neue 
Entscheidungen*) vor: Bund (3), Bayern (3), Niedersachsen (6), Nordrhein-Westfalen (2), 
Rheinland-Pfalz (1), Sachsen (19), Sachsen-Anhalt (7). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte haben wir sieben Beschlüsse erhalten.*) Kurzdarstel-
lungen der wichtigsten Entscheidungen finden Sie als Anlagen 7 bis 12. 
 
 
 
EU-Signatur-Richtlinie in Kraft 
 
 
Am 19. Januar – am Tage ihrer Veröffentlichung im EG-Amtsblatt – ist die EU-Richtlinie über 
gemeinsame Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen*) in Kraft getreten. Damit wurde 
die Richtlinie nunmehr zügiger in Kraft gesetzt, als selbst manche zumeist gut informierte Be-
obachter erwartet hatten. 
 
Wesentliche Konsequenz der Richtlinie ist, dass „fortgeschrittene“, auf einem qualifizierten 
Zertifikat beruhende elektronische Signaturen der handschriftlichen Unterschrift im Rechtssin-
ne gleichzustellen und im Gerichtsverfahren als Beweismittel zuzulassen sind (Art. 5 Abs. 1).  
 
Die Richtlinie muss binnen 18 Monaten nach Inkrafttreten in nationales Recht umgesetzt sein 
(Art. 13 Abs. 1). Eine Überprüfung und Berichterstattung über die Durchführung der Richtlinie 
ist spätestens bis zum 19. Juli 2003 vorgesehen (Art. 12 Abs. 1).  
 
In Deutschland dürfte die Umsetzung der Richtlinie eine Anpassung des bereits 1997 in Kraft 
getretenen Signaturgesetzes sowie des § 126 BGB erfordern, da in beiden Regelungen die digi-
tale Signatur der eigenhändigen Unterschrift im Rechtssinne noch nicht gleichgestellt ist. In 
welcher Weise die rechtliche Gleichstellung digital signierter Dokumente im Beweisrecht – 
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insbesondere mit Blick auf § 416 ZPO – erfolgen soll, ist noch nicht in allen Einzelheiten er-
sichtlich.  
 
 
 
16. Jahresbericht der EG-Kommission über die  
Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
 
 
Der Bericht, veröffentlicht im EG ABl. Nr. C/354 vom 07.12.1999, S. 1, stellt für das Jahr 1998 
im Abschnitt „Öffentliche Aufträge“*) fest: Die Umsetzung der Richtlinien zum öffentlichen 
Auftragswesen in den EU-Mitgliedstaaten wies nach wie vor Lücken in Gestalt fehlender oder 
mangelhafter nationaler Umsetzungsmaßnahmen auf. 30 Verfahren hat die Kommission mit 
Blick darauf eingeleitet.  
 
Soweit die Richtlinien umgesetzt waren, wurden die entsprechenden nationalen Vorschriften in 
vielen Fällen nicht oder nicht richtig angewendet. Gestützt auf eingereichte Beschwerden sowie  
die Ergebnisse eigener Ermittlungen bearbeitete die Kommission 237 neue Fälle. Insgesamt, 
Altfälle eingeschlossen, waren es 397 Vorgänge, wovon 115 – zumeist aufgrund von Korrek-
turmaßnahmen der Auftraggeber – abgeschlossen werden konnten. 
 
 
 
Neue Vertragsverletzungsverfahren 
 
 
Mitte Januar dieses Jahres hat die Kommission die Einleitung von 11 Vertragsverletzungsver-
fahren gegen drei Mitgliedsstaaten – Deutschland, Österreich und Italien – bekannt gegeben. 
Die deutschen Fälle: 
 
• Klage gegen die Bundesregierung beim EuGH wegen Nichtumsetzung der Richtlinie 


97/52/EG, mit der die Liefer-, Bau- und Dienstleistungsrichtlinie an das WTO-
Beschaffungsübereinkommen angepasst wurde. 


• Mit Gründen versehene Stellungnahme an die Bundesregierung wegen Nichtumsetzung der 
Richtlinie 98/4/EG, mit der die Sektorenrichtlinie an das WTO-
Beschaffungsübereinkommen angepasst wurde. 


• Beabsichtigte Übersendung einer mit Gründen versehenen Stellungnahme an die Bundesre-
gierung in vier Fällen (Abfallverbrennung in Braunschweig, Abwasserbehandlung in Bock-
horn, Abfallbehandlungsanlage in Flörsheim, Lieferung statischer Stromrichter an das Bun-
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung). 


 
Weitere Einzelheiten ergeben sich aus einer Veröffentlichung der Kommission.*) 
 
 
 
Gewichtung der Zuschlagskriterien - Legislativpaket 
 
 
Die Kommission beabsichtigt, eine Regelung hierzu in das Legislativ-Paket aufzunehmen. Der 
Stand der Überlegungen ergibt sich aus dem Dokument CC/99/90. Im Regelfall soll danach 
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gelten, dass die Gewichtung der Zuschlagkriterien bereits zu Beginn eines Vergabeverfahrens 
bekannt gemacht werden muss. In Fällen, in denen der Auftraggeber dazu aus technischen 
Gründen nicht in der Lage ist, soll er zumindest die Zuschlagskriterien in der Reihenfolge ihrer 
Bedeutung angeben. Eine Ausnahme soll für besonders komplexe Vergaben gelten, bei denen 
es dem Auftraggeber objektiv unmöglich ist, eine Gewichtung oder Reihenfolge von Anfang an 
festzulegen. In Ausnahmefällen dieser Art darf die Bekanntgabe der Gewichtung/Reihenfolge 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. Unterbleibt die Angabe der Gewichtung/Reihenfolge, so 
wird nach dem Kommissionsvorschlag vermutet, dass alle in der Vergabebekanntmachung ge-
nannten Zuschlagskriterien von gleichem Gewicht sind. 
 
Eine zusammenfassende Darstellung zum Stand der Entwicklung des Legislativpakets der EG-
Kommission werden wir Ihnen mit Blick auf die Behandlung der Thematik im Rahmen von 
„Badenweiler 2000“ mit der Monatsinfo 3/2000 (Anfang April) geben. 
 
 
 
Standardformulare und CPV 
 
 
Die EG-Kommission beabsichtigt, die Standardformulare und das Common Procurement Vo-
cabulary (CPV), das als Nomenklatur zur Bezeichnung von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen 
bei öffentlichen Aufträgen geschaffen wurde, im Wege einer Richtlinie der Kommission ver-
pflichtend einzuführen. Die Mitgliedsstaaten haben demgegenüber allerdings noch eine Reihe 
von Bedenken, insbesondere zu den Standardformularen geltend gemacht, die von der Kom-
mission aber mit der Begründung abgelehnt werden, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
der Mitwirkung an den Standardformularen gehabt hätten. 
 
Um den Text des Kommissions-Vorschlags sind wir bemüht. Wir bieten ihn schon jetzt an. Ha-
ben Sie aber bitte Geduld, wenn wir ihn nicht umgehend „liefern“ können. 
 
 
 
Neue Generaldirektion GD TREN „Energie“ und „Verkehr“ 
 
 
Die Generaldirektionen „Energie“ und „Verkehr“ sind ab Januar 2000 zu einer Generaldirekti-
on GD TREN „Energie und Verkehr“ zusammengelegt worden. Generaldirektor ist Francois 
Lamoureux. Die Generaldirektion setzt sich wie folgt zusammen: 
 
Direktion A: Allgemeine Angelegenheiten (D. Ristori) 
Direktion B: Transeuropäische Netze, Energie und Transport (M. Ruete, D) 
Direktion C: Konventionelle Energien (P. De Sampaio) 
Direktion D: Neue Energien und Demand Management (G. Hanreich, A) 
Direktion E: Inländischer Verkehr (H. Hilbrecht, D) 
Direktion F: Luftverkehr (M. Ayral) 
Direktion G: Seeverkehr (G. Lalis) 
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Maryland plant Internetgesetzgebung einschließlich  
elektronischer Beschaffung 
 
 
Der Gouverneur des US-Bundesstaats Maryland, Glendening, stellte im Januar Pläne für eine 
umfassende Internetgesetzgebung seines Bundesstaats vor. Mit einer Reihe von Gesetzesent-
würfen will Maryland einen breit angelegten Rechtsrahmen zur Förderung des Internethandels 
und sonstiger Rechtsbeziehungen im internationalen Netzwerk schaffen.  
 
Das Gesetzespaket umfasst u.a. Regelungen zum Vertragsabschluss im Internet, zu globalen 
Internetgeschäften und zum Datenschutz. Es sieht ferner die Einrichtung eines neuen Gerichts-
dezernats für Streitigkeiten im Bereich des Internetrechts und verwandter Gebiete vor („Tech-
nology Business Division“). Die Gesetzesinitiative bildet ein Beispiel für den zunehmenden 
Wettbewerb zwischen den US-Bundesstaaten um gute Ausgangspositionen im Wirtschafts- und 
Internetrecht. Verwiesen wird dabei beispielsweise auf die Erfolge des Nachbarstaats Delaware, 
der sich mit seinem „corporate code“ als besonders beliebter Standort für US-Corporations eta-
bliert hat. Die Pläne Marylands gehen weiter als ähnliche Internetregelungen in Delaware und 
Virginia. 
 
Zum öffentlichen Auftragswesen enthalten die Gesetzesentwürfe von Maryland Bestimmun-
gen*), die es ermöglichen sollen, dass Unternehmen ihre Angebote künftig unmittelbar über das 
Internet an die staatlichen Behörden übermitteln können. Für den gesamten „business-to-
business“-Bereich, öffentliche Vergaben eingeschlossen, ist bedeutsam, dass ein unerlaubter 
Zugriff auf Rechner verboten werden soll. 
 
Weitere Informationen zu diesem Thema finden sich unter www.gov.state.md.us/gov/press 
/2000/jan/html/techleg.html/. 
 
Der Beitrag zeigt beispielhaft die intensiven Bemühungen in den USA, den elektronischen Ge-
schäftsverkehr generell wie auch bei öffentlichen Aufträgen einzuführen. Rechtsvergleichend 
können sich die aktuellen deutschen Reformen zur Einführung des elektronischen Vergabewe-
sens (Reformen der VgV und der Verdingungsordnungen) allerdings durchaus sehen lassen. 
Die Entwürfe Marylands geben jedoch Anlass  zu prüfen, ob und inwieweit ein ausdrückliches 
Verbot des unerlaubten Zugriffs auf Rechner für das deutsche Vergaberecht in Betracht kommt. 
 
 
 
Aus der „Grabbelkiste“  *) 
 
 
• Jahresbericht zum EU-Verhaltenskodex Waffenausfuhren (1999/C 315/01) 
 
• Politische Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 


Rüstungsgütern vom 19. Januar 2000 
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Neues Schrifttum 
 
 
Kommentar zum Vergaberecht, 4. Teil des GWB: Vergabeverfahren,  
Nachprüfungsverfahren und Schadensersatz,  
von Niebuhr/Kulartz/Kus/Portz  
 
 
Die seit dem 1.1.1999 geltenden §§ 97 ff GWB werden in dieser Neuerscheinung von ausge-
wiesenen Fachleuten des Vergaberechts kommentiert. Kernstück ist die Kommentierung des 
neuen Nachprüfungsverfahrens vor den Vergabekammern und OLG-Vergabesenaten sowie der 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf dem Zivilrechtsweg bis zum BGH (s. zu 
letzterem auch Bross: „Rechtsprechung des BGH zur Vergabe öffentlicher Aufträge“ in Verw 
Arch. I 10, S. 133 ff). 
 
Einer informativen Einleitung folgt die Kommentierung der allgemeinen Grundsätze des Ver-
gaberechts vom Wettbewerbsprinzip über Transparenz- und Gleichbehandlungsgebot bis zur 
Darstellung des Auftraggeberkreises. In der Kommentierung des neuen Vergaberechts ist die 
einschlägige Rechtsprechung bis zum 1. November 1999 berücksichtigt, eingeschlossen die 
Spruchpraxis der bisherigen Vergabeüberwachungsausschüsse des Bundes und der Länder, so-
weit sie auch für das neue Vergaberecht von Bedeutung ist. Die einschlägigen Vorschriften des 
GWB sind im Anhang abgedruckt. Ein ausführliches Stichwortverzeichnis erleichtert den Um-
gang mit dem Kommentar.  
 
Das neue Werk ist erschienen im Hermann Luchterhand Verlag GmbH, Postfach 23 52, 56513 
Neuwied, (Tel. 02631/801-221, Telefax: 02631/801-333) und von dort oder im Buchhandel 
zum Preis von DM 128,- zu beziehen.  
 
Ein weiterer Kommentar zum neuen Vergaberecht, herausgegeben von Byok/Jaeger, ist für 
April 2000 angekündigt. 
 
 
Kommentar zum EG-Vertrag 
von Carl Otto Lenz 
 
 
In zweiter Auflage 1999 liegt dieser unter Mitarbeit von 30 Fachautoren erstellte Kommentar 
nunmehr vor, in dem die durch den EU-Vertrag in der Fassung von Amsterdam neu aufge-
nommenen Bereiche und sonstigen Änderungen berücksichtigt sind. 
 
Für die Bedarfsdeckung des Staates und der Unternehmen in den Bereichen der Energie- und 
Wasserversorgung sowie des Verkehrs ist der Kommentar vor allem im Hinblick auf die den 
Richtlinien für öffentliche Aufträge zugrunde liegenden allgemeinen Vertragsgrundsätze des 
Wettbewerbs, des freien Waren- und Leistungsverkehrs einschließlich Dienstleistungen und die 
Niederlassungsfreiheit von Interesse. In diesem Zusammenhang enthält der Kommentar auch 
Ausführungen zum öffentlichen Auftragswesen, z. B. im Anhang zu den Artikeln 43 - 55 des 
Vertrages, allerdings nur in Form allgemeiner Hinweise. 
 
Schwierig gestaltet sich die Suche nach bestimmten Regelungen anhand des Stichwortverzeich-
nisses des Werks, soweit hier z. B. auf die Vorbemerkungen nicht zu bestimmten Artikeln, son-
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dern zu einzelnen Titeln des Vertrages hingewiesen ist, da nirgends ersichtlich ist, mit welchem 
Artikel die einzelnen Titel beginnen.  
 
Der Kommentar ist erschienen in den Verlagen Bundesanzeiger, Helbing und Lichtenhahn und 
Ueberreuther und kann von dort oder im Buchhandel zum Preis von DM 348,- bezogen werden. 
 
 
 
Öffentliche Auftragsvergabe im Binnenmarkt, Erläuterungen und  
Materialien zur Ausschreibung, Angebotsprüfung und Vergabe  
nach VOB, VOL und VOF mit EG-Vorschriften  
von Schabel/Ley 
 
 
Zügig ausgebaut worden ist dieser Sammelband, der mit der 11. Ergänzungslieferung auf den 
Stand von Oktober 1999 gebracht worden ist. (s. Monatsinfo 8/98). Die Lieferung enthält z.B. 
das Urteil des EuGH im sog. „Ökopunkte“-Fall vom 28.10.99, die „Münzplättchen“-
Entscheidung der Vergabekammer des Bundes vom 29.4.99 und den Beschluss des OLG Bran-
denburg zum Flughafen-Projekt Berlin/Brandenburg vom 3.8.1999. Auch die Rechtsprechung 
zu offenen Fragen des Auftraggeberbegriffs nach § 98 GWB ist eingearbeitet. Schließlich ent-
hält die Lieferung die Vorschriften und Übersichten über das Nachprüfungsverfahren und die 
dazu eingerichteten Instanzen. 
 
Das Werk ist erschienen im Verlag Jehle Rehm GmbH (Einsteinstr. 172, 81675 München, Post-
fach 80 19 40, 81619 München Tel. 089/41 979-0, Telefax 089/41 979-210) und von dort und 
im Buchhandel zum Preis von DM 98,- zu beziehen; die 11. Erg.-Lfg. kostet DM 59,60. 
 
 
 
VOL-Handbuch unter Berücksichtigung der  
Europäischen Vergaberichtlinien  
von Lamm/Ley/Weckmüller 
 
 
Speziell das Vergabe- und Vertragsrecht für Lieferungen und Leistungen nach der VOL – aus-
genommen also Bauleistungen und freiberufliche Dienstleistungen – ist Gegenstand dieses 
Handbuchs, das mit der 3. Erg.-Lfg. seit der Neuauflage als Loseblattsammlung im Jahre 1997 
auf den Stand vom 1. November 1999 gebracht worden ist. Demgemäss bilden die Wiedergabe 
der Vorschriften und ihre Darstellung und Erläuterung entsprechend dem Ablauf des Vergabe-
verfahrens und der Ausführung des Auftrags den wesentlichen Inhalt des Handbuchs. Daran 
schließt sich ein ausführliches Stichwort- und Fundstellenverzeichnis an. Der dritte Teil des 
Handbuchs enthält die gesetzlichen Rahmenvorschriften für die Rechtsverbindlichkeit der 
VOL, Formblätter, Informationen, Verzeichnisse, Ablaufschemata und eine Checkliste für die 
erfolgreiche Bewerbung, letztlich also im wesentlichen praktische Hilfestellungen zum besseren 
Verständnis und zur richtigen Anwendung des Regelwerks für Lieferungen und Dienst-
leistungen.  
 
Das Handbuch ist erschienen im Verlag Jehle Rehm GmbH (Einsteinstr. 172, 81675 München, 
Postfach 8019 40, 81619 München Tel. 089/41 979-0, Telefax 089/41 979-120) und von dort 
oder im Buchhandel zum Preis von DM 98,- zu beziehen; die 3. Erg.-Lfg. kostet DM 66,-. 
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 29. Februar 2000 
 
 
 
 
 


Monatsinfo 02/2000 
 
 
 
Anhörung zum Entwurf der Vergabeverordnung 
 
 
Rund 40 Verbände der Auftraggeber und Auftragnehmer nahmen an der Anhörung teil, zu der 
das BMWi (MinR Dr. Marx) für den 14. Februar nach Berlin eingeladen hatte. An der Ausspra-
che  beteiligten sich insbesondere die Spitzenverbände der kommunalen Auftraggeber (Deut-
scher Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deutscher Landkreistag, Verband 
kommunaler Unternehmen) und die anbietende Wirtschaft (Bundesverband der Deutschen In-
dustrie, Deutscher Industrie- und Handelstag, Zentralverband des Deutschen Handwerks).  
 
Begrüßt wurde, dass der Entwurf am „Kaskadenprinzip“ (Dreiteilung in Gesetz, Verordnung 
und Verdingungsordnungen) festhält, d.h. nicht Überlegungen gefolgt ist, die darauf zielen, die 
Verdingungsordnungen ganz oder teilweise in die Vergabeverordnung (VgV) zu integrieren 
bzw. als eigene Rechtsverordnungen zu erlassen. 
 
Eine grundlegende Änderung forderte der Verband kommunaler Unternehmen. Im Rahmen von 
§ 7 VgV solle eine Reglung geschaffen werden, wonach privatisierte kommunale Unternehmen 
künftig nur noch den vierten Abschnitt von VOB und VOL anzuwenden hätten. Die Verbände 
der Wirtschaft lehnten eine Stellungnahme dazu ab, da der Vorstoß überraschend gekommen 
sei, sagten aber eine Prüfung zu. Im Verlauf der weiteren Aussprache wurde auch die Frage 
angeschnitten, ob es in Betracht komme, den dritten Abschnitt von VOB und VOL völlig abzu-
schaffen. 
 
Einen weiteren Schwerpunkt der Anhörung bildete die Erörterung der Vorabinformationspflicht 
nach § 13 VgV. Während ein Vertreter der Deutschen Bahn AG eine Fristverkürzung auf nur 3 
bis 4 Tage forderte, plädierte die Wirtschaft unter Hinweis auf Mindestfordernisse eines effek-
tiven Rechtsschutzes für eine Frist von 14 Kalendertagen. Dies sei zumindest für den Fall er-
forderlich, dass die Frist – wie bislang vorgesehen – nicht erst ab Zugang beim unterlegenen 
Bieter, sondern mit Absendung der Information durch den Auftraggeber laufe. Das BMWi stell-
te in Aussicht, die Möglichkeit einer Verlängerung der Frist zu prüfen.  
 
Eingehend erörtert wurde zu § 13 VgV ferner die vorgesehene Nichtigkeit von Zuschlagsertei-
lungen, die ohne hinreichende Vorabinformation ergangen sind. Die Wirtschaft befürwortete 
insoweit eine effektive Sanktionsvorschrift im Interesse der Missbrauchsbekämpfung. Demge-
genüber warnte die Auftraggeberseite davor, dass durch Unsicherheiten über die Reichweite der 
Vorabinformationspflicht Auftragsvergaben auch nach Jahren noch mit dem Risiko der Nich-
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tigkeit behaftet wären, wenn im Nachhinein kleinere Fehler bezüglich der Vorabinformation 
ermittelt und in einem Nachprüfungsverfahren entsprechend die Feststellung der Nichtigkeit 
des Zuschlags begehrt würde. Mit Blick darauf stimmte auch die Wirtschaft zu, die Vorabin-
formationspflicht aus Gründen des Rechtsfriedens nach dem Zuschlag auf bestimmte Mindest-
erfordernisse zu begrenzen.  
 
Zur neugeschaffenen Vorschrift über die elektronische Abgabe von Angeboten (§ 15 VgV) 
sprach sich die Wirtschaft im Interesse der Wahrung von Vertraulichkeit und zum Schutz vor 
Korruption nachdrücklich gegen die bislang im Entwurf vorgesehene Zulassung der Telekopie 
bzw. des Telefaxes zur Angebotsübermittlung aus. Demgegenüber plädierte der Vertreter der 
Deutschen Bahn AG für die Zulassung des Faxes. Das BMWi ließ erkennen, an der Reglung in 
§ 15 festhalten zu wollen, stellte zugleich aber klar, dass die VOB-Regelung (§ 21 des Entwurfs 
der VOB 2000), wonach ein Fax nicht ausreichend ist, Bestand haben und nicht durch die neue 
VgV ausgehebelt werden solle. 
 
Die Vorschrift in § 16 VgV über die Unzulässigkeit von Doppelmandaten – so Herr Dr. Marx –
sei dem § 20  Verwaltungsverfahrensgesetz nachempfunden. Sie sei aber bewusst enger gefasst, 
d.h. die weiteren in § 20 VwVfG aufgeführten Fälle seien gewolltermaßen ausgeschlossen wor-
den. Die Vorschrift gelte nur für natürliche Personen. Sie sei daher z.B. nicht auf Unternehmen 
anwendbar, die zunächst einen Auftraggeber im vorwettbewerblichen technischen Dialog bera-
ten und sodann auch am folgenden Wettbewerb um den Auftrag teilnehmen. 
 
Abschließend kündigte das BMWi an, Änderungen im Entwurf unter Berücksichtigung der Ar-
gumente für die eingebrachten Vorschläge prüfen zu wollen. 
 
 
 
Verbesserte Durchsetzung fälliger Forderungen 
 
 
Die verschiedenen Vorschläge zur raschen und wirksamen Bekämpfung von Zahlungsverzöge-
rungen hatte der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages in seine „Beschlussempfehlung 
und Bericht“ vom 21. Februar 2000 (BT-Drucksache 14/2752*)) überführt. Die Beschlussemp-
fehlung ist auf der Grundlage der Erörterungen der verschiedenen Gesetzentwürfe und Anträge 
der Fraktionen in den Ausschüssen ergangen. Am 25. Februar 2000 hat der Deutsche Bundestag 
beschlossen, den darin enthaltenen Gesetzentwurf der Regierungskoalition anzunehmen; gleich-
zeitig sind die weiteren Entwürfe und Anträge für erledigt erklärt worden. Die zwei Schwer-
punkte des neuen Gesetzes liegen darin,  


 


• Zahlungsverzögerungen für die Schuldner wirtschaftlich unattraktiv zu machen und 


• fällige Zahlungsansprüche schneller gerichtlich durchsetzen zu können.  
 
Dazu soll der gesetzliche Verzugszinssatz auf 5 %-Punkte über den Basiszinssatz nach § 1 des 
Diskontsatzüberleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I Seite 1242) angehoben werden. 
Ferner wird die Einführung einer sogenannten gutachterlichen Fertigstellungsbescheinigung 
vorgeschlagen, die neben die förmliche Abnahme der Leistungen tritt, mit deren Hilfe die Ver-
gütung von Werkleistungen schnell und sicher fällig gestellt werden kann. Nach dem Vorbild 
der Verdingungsordnung für Bauleistungen soll die Abnahme bei unwesentlichen Mängeln 
nicht verweigert werden dürfen und der Anspruch auf Abschlagszahlungen gesetzlich geregelt 
werden. Schließlich ist vorgesehen, den Verzug bei Geldforderungen nach 30 Tagen ab  
                                                 
*) Abrufbar mit Bestellzettel, s. letztes Blatt der Anlagen 
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Zugang der Rechnung eintreten zu lassen, ohne dass es dazu einer Mahnung bedarf.  
 
Eine Pressemitteilung, in der das Mitglied des Europäischen Parlaments, Dr. Wuermeling, kri-
tisch zum Gesetzentwurf Stellung nimmt, fügen wir bei (Anlage 1). 
 
 
Landesvergabegesetze 
 
 
Die Verwaltungsregelungen der Bundesländer zur Berücksichtigung vergaberechtsfremder 
Nachweispflichten bei öffentlichen Aufträgen, die über die Feststellung der Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der Bewerber und Bieter hinaus gehen, erlöschen bekannt-
lich am 30.06.2000, wenn sie nicht zuvor in Form eines Bundes- oder Landesgesetzes neu er-
lassen werden.  
 
In den meisten Bundesländern werden entsprechende Landesgesetze bislang allenfalls disku-
tiert, und es ist nicht damit zu rechnen, dass sie zum 01.07.2000 erlassen werden (siehe dazu im 
einzelnen die als Anlage 2 beigefügte Übersicht). Ursächlich dafür ist neben der anstehenden 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit des Berliner Vergabe-
gesetzes die abwartende Haltung der Länder mit Blick darauf, ob und mit welchem Inhalt eine 
Regelung des Bundes zu erwarten sein könnte. 
 
 
 
„Einkaufskodex“ der DB AG für Verhandlungsverfahren   
bei Bauleistungen 
 
 
Die Gewährleistung von Transparenz und Nichtdiskriminierung bei der Vergabe von Bauleis-
tungen im Verhandlungsverfahren war auf Initiative der Bauwirtschaft Gegenstand von Gesprä-
chen mit der Deutschen Bahn AG. Das Ergebnis sind „Regeln der DB AG bei Durchführung 
von Verhandlungsverfahren“, die um die Jahreswende 1999/2000 von der DB AG für alle Kon-
zernunternehmen verbindlich eingeführt wurden*). Aus Sicht der Bauwirtschaft wurden vor 
allem folgende Verbesserungen für Vergaben im Verhandlungsverfahren erreicht:  
 


• Das Baugrundrisiko wird grundsätzlich nicht auf den Auftragnehmer verlagert. 


• Nebenangebote und Sondervorschläge nicht zum Zuge gekommener Bieter dürfen nicht für 
eine neue Vergabe oder für andere Zwecke benutzt werden. 


• Bei Baumaßnahmen nach der Rahmenfinanzierungsvereinbarung (vgl. Monatsinfo 2/99, 
S.4) ist auch im Verhandlungsverfahren ein Eröffnungstermin (§ 22 VOB/A) durchzufüh-
ren. 


• Bei der Angebotsaufklärung sind technische und kaufmännische Beurteilung getrennt vor-
zunehmen. In beiden Fällen geht es um Klärungen, nicht um (Preis-) Verhandlungen. 


 
Ergänzend ist zu erwähnen, dass nach der Berichterstattung, zu der die DB AG nach der Rah-
menfinanzierungsvereinbarung verpflichtet ist, die Anzahl der Verhandlungsverfahren bei Bau-
leistungen im Zeitraum vom 1.5. bis 31.12.1999 rückläufig war. Von insgesamt 4.974 Bauleis-
tungsverträgen wurden bei Vergaben im Wert von mehr als 1 Mio. DM nur 85 (1,7 %) im Ver-


                                                 
*) Abrufbar mit Bestellzettel, s. letztes Blatt der Anlagen 
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handlungsverfahren vergeben. Am Gesamtwert aller Bauaufträge von 1,85 Mrd. DM waren die 
85 Verhandlungsverfahren mit zusammen genommen 536 Mio. DM allerdings nicht unmaßgeb-
lich beteiligt (29 %). 
 
 
 
Vergabe von Versicherungsdienstleistungen 
 
 
Bei der Vergabe von Versicherungsleistungen durch Auftraggeber und Sektoren-Unternehmen 
besteht aufgrund von Besonderheiten der Vergabe- und Vertragspraxis sowie einer hier erst in 
den Anfängen befindlichen Rechtsfortbildung durch die Vergabekammern und -senate noch 
eine Vielzahl ungeklärter Fragen. Entsprechend hoch ist der Informationsbedarf. Das zeigte 
allein die Teilnehmerzahl der Spezialveranstaltung des Forum Vergabe am 3.2.2000, die mit 
mehr als 100 Personen weit über den Erwartungen lag.  
 
Neben Fragen der Einwirkung der Vergaberegelungen auf bestehende Verträge und Fragen der 
Gesamt- oder losweisen Vergabe stand auf Seiten der stark vertretenen Anbieterseite die Rolle 
des privaten Versicherungsmaklers im Vergabeverfahren im Mittelpunkt des Interesses. Schon 
die Vielzahl der hierbei tangierten Bereiche, namentlich 
 
- die Vorschrift des § 6 VOL/A (Mitwirkung des Maklers als Sachverständiger auf Seiten des 


Auftraggebers), 
- das Rechtsberatungsgesetz (Zulässigkeit rechtsberatender Tätigkeit des Maklers für den Auf-


traggeber), 
- die Frage einer Interessenkollision zwischen der Beratungstätigkeit des Maklers für den Auf-


traggeber und etwaigen finanziellen Eigeninteressen des Maklers (Vermittlung des Bieters, 
von dem er die höchste Courtage erwarten kann),  


- die Rolle des Maklers nach dem Sachwalterurteil des BGH 
 
und die in den Diskussionen zum Ausdruck gekommenen sehr konträren Ansichten zeigten 
anschaulich das bestehende Konfliktpotential.  
 
Mit der Mitwirkung des Maklers im Vergabeverfahren unter den Voraussetzungen nach des § 6 
VOL/A hatte sich bereits das OLG Rostock (vgl. Monatsinfo 12/99, S. 5 und Anlage 2) und 
zuletzt auch die Vergabekammer bei der Bezirksregierung Detmold*) auseinander zu setzen. Im 
Gegensatz zur OLG-Entscheidung stellt der zeitlich später ergangene Beschluss der Vergabe-
kammer ausdrücklich heraus, dass von einer „institutionellen“ Befangenheit des Versiche-
rungsmaklers nicht die Rede sein könne. Generell sei die Einschaltung eines Maklers nicht in 
jedem Falle ein Verstoß gegen § 6 Nr. 3 Satz 1 VOL/A. Unter den gegebenen Umständen hielt 
allerdings auch die Vergabekammer die erfolgte Beauftragung eines privaten Versicherungs-
maklers mit der Durchführung des Ausschreibungsverfahrens für rechtswidrig. Sie stellte dabei 
auf die vorliegenden Vertragsbedingungen ab. Konkret hatte der Auftraggeber mit dem Makler 
vereinbart, keinerlei Vergütung für dessen Tätigwerden zu entrichten. Gleichzeitig war aber die 
Höhe der Courtage, die der Makler von dem Versicherer verlangen konnte, der den Zuschlag 
erhalten würde, zwischen den Parteien nicht festgelegt worden. Die hieraus resultierende Mög-
lichkeit  des Maklers, die Höhe der Courtage mit den verschiedenen Bietern im einzelnen aus-
zuhandeln, führte nach Auffassung der Vergabekammer Detmold zu einer mittelbaren Beteili-
gung des Maklers am Vergabeverfahren, die nach § 6 Nr. 3 Satz 1 VOL/A dem Sachkundigem 
verwehrt ist.  


                                                 
*) Abrufbar mit Bestellzettel; s. letztes Blatt der Anlagen 
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Bleibender Eindruck der Veranstaltung des Forum Vergabe war und ist, dass die Zielsetzung 
des neuen Vergaberechts, zu einem marktöffnenden Wettbewerb auch im Bereich der Versiche-
rungsleistungen zu führen, massiv an bestehenden Strukturen rührt – sowohl bei den Auftrag-
gebern wie auch bei öffentlich-rechtlichen Versicherern und privaten Versicherungsmaklern.  
 
Da das Feld der Vergabe von Versicherungsdienstleistungen literarisch noch nahezu unbeackert 
ist, wird das Forum Vergabe die Referate der Vortragenden mit den Entscheidungen des OLG 
Rostock, der VK Detmold und einer weiteren Entscheidung der VK Nordbayern als Heft 10 
seiner Schriftenreihe in etwa zwei Wochen veröffentlichen. Den Teilnehmern der Veranstaltung 
steht der Band kostenlos zur Verfügung. Mitglieder des Forum Vergabe e.V. haben die Mög-
lichkeit, den Band zum Vorzugspreis von 34,90 DM zu beziehen. Benutzen Sie hierfür bitte den 
als Anlage 3 beigefügten Bestellzettel. 
 
 
 
Vergabe öffentlicher Aufträge in den neuen Bundesländern 
 
 
Das BMWi berichtet darüber jährlich an das Bundeskabinett. Der jüngste Bericht datiert von 
November 1999*). Er hält als wesentliches Ergebnis fest, dass nach der Stagnation bei rund 20% 
in den letzten Jahren das Volumen im Haushaltsjahr 1998 um 2,2% auf 21,4 % aller Direktauf-
träge des Bundes angestiegen ist. Bei der Würdigung dieses – nominal nur leicht verbesserten – 
Ergebnisses ist zu berücksichtigen, dass die Verträge über die großen Infrastrukturmaßnahmen 
in Ostdeutschland einschließlich der Baumaßnahmen für den Regierungssitz Berlin bereits in 
den Vorjahren abgeschlossen worden waren. Unbeantwortet lässt der neue Jahresbericht, in 
welchem Umfang eine Stärkung der Wirtschaft in den neuen Bundesländern auch über Unter-
aufträge oder die Beteiligung ostdeutscher Unternehmen an Arbeitsgemeinschaften mit west-
deutschen Firmen erfolgt ist. 
 
In absoluten Zahlen bedeutet die Anhebung der Auftragsquote um 2,2 % ein Auftragsvolumen 
für die Unternehmen in den neuen Ländern von 12,5 Mrd. DM im Jahre 1998 und damit eine 
Steigerung gegenüber 1997 um fast 3 Mrd. DM.  
 
Im Bericht gesondert ausgewiesen, d.h. in den vorstehenden statistischen Angaben nicht enthal-
ten, sind die Aufträge, die von der Deutschen Telekom AG (1,33 Mrd. DM) und von der Deut-
schen Post AG (308 Mrd. DM) 1998 an Unternehmen in den neuen Bundesländern vergeben 
wurden. 
 
 
 
12. Vorstandssitzung des Forum Vergabe e.V. 
 
 
Unter der Leitung des neuen Vorsitzenden, Staatsminister Dr. Otto Wiesheu, fand am 
09.02.2000 in Berlin die 12. Vorstandssitzung des Forum Vergabe e.V. statt. Für die Mitglieder 
dürften vor allem folgende Beschlüsse von Interesse sein:  
 
- Einführung eines Logo für das Forum Vergabe;  
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- Aufbau einer umfangreichen Internetpräsentation, in der die Mitglieder u.a. die Möglichkeit 
erhalten, passwortgeschützt die jeweils aktuelle Monatsinfo mit Anlagen und angebotenen 
Volltextdokumenten herunterzuladen. Ein erster Testbetrieb kann hier womöglich schon 
Ende März aufgenommen werden. Wir werden dies rechtzeitig ankündigen.  


 
- Änderungen der Vereinssatzung, über die bei der nächsten Mitgliederversammlung in Ba-


denweiler zu entscheiden sein wird. 
 
Interessierte können das Protokoll der Vorstandssitzung bei uns anfordern*). 
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabeüberwachungsausschüssen/Vergabekammern liegen uns insgesamt 18 neue 
Entscheidungen vor*): Bayern (3), Hessen (2), Mecklenburg-Vorpommern (1), Nordrhein-
Westfalen (4), Sachsen-Anhalt (8).  
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte haben wir 2 neue Beschlüsse erhalten.*) Kurzdarstel-
lungen der Entscheidungen finden Sie als Anlagen 4 und 5. 
 
 
 
EU-Richtlinie über Zahlungsverzug 
Durchbruch oder Scheitern? 
 
 
Das Europäische Parlament (EP) hat nach Abschluss der 2. Lesung am 15.12.1999 dem Rat 
eine Reihe von Änderungsvorschlägen zur EU-Richtlinie über Zahlungsverzug zugeleitet. Für 
öffentliche Aufträge sind von Bedeutung: Verlängerung der Zahlungsfrist auf 45 Tage oder 60 
Tage bei Auftragswerten ab 100.000 ECU – im Unterschied zur kürzeren (21 oder allenfalls 30 
Tage) allgemeinen Frist ohne vertragliche Festlegung, Anhebung der Verzugszinsen um 6 oder 
sogar 8 % gegenüber dem Basiszinssatz und Einführung einer Zahlungsgarantie des Hauptauf-
tragnehmers zugunsten seiner Subunternehmer und Zulieferer. Da der Rat die Änderungsvor-
schläge nicht gebilligt hat, läuft nun ein Vermittlungsverfahren. Die 1. Sitzung des Vermitt-
lungsausschusses ist für den kommenden 9. März vorgesehen. Vorgeschaltet ist ein sogenannter 
Trilog aus Rat, EP und Kommission, der das Vermittlungsverfahren vorbereiten und Kompro-
misslösungen ausloten soll. 
 
Der Rat sieht wenig Verhandlungsspielraum. Ein höherer allgemeiner Zinssatz als 6 %, Zah-
lungsfristen über 30 Tage sowie die erwähnten Sonderregelungen für öffentliche Aufträge, 
scheinen für ihn nicht annehmbar zu sein. Sollte das EP auf seinen entsprechenden Vorschlägen 
beharren, wird – so hört man aus Brüssel – ein Scheitern der Richtlinie nicht mehr ausgeschlos-
sen. 
 
 


                                                 
*) Abrufbar mit Bestellzettel; s. letztes Blatt der Anlagen 
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Europaweite Ausschreibung von Dienstleistungen  
auf dem Verkehrssektor 
 
 
Seit der EG-Binnenmarktöffnung zum 1.1.1993 unterliegen bekanntlich auch die Dienstleistun-
gen des Verkehrssektors dem europaweiten Wettbewerb. Miterfasst sind die Transportdienste 
im Personenverkehr durch öffentliche Unternehmen. In diesem Sinne will die EG-Kommission 
im Wege einer neuen Verordnung Städte, Gemeinden und Regionen veranlassen, ihre Ver-
kehrsdienstleistungen künftig alle fünf Jahre international neu auszuschreiben. Dabei sollen die 
eigenen Verkehrsbetriebe, Stadtwerke usw. den Zuschlag nur erhalten dürfen, wenn sie nach-
weislich besser oder kostengünstiger als die privaten Mitbewerber anbieten. 
 
Die Kommission will den Verordnungsentwurf*), obwohl intern noch heftig umstritten, bereits 
am 8. März verabschieden und in den Gesetzgebungsgang geben. Die Befürworter des Entwurfs 
versprechen sich eine Durchbrechung der bislang aufrechterhaltenen Verkehrsmonopole mit 
den höchsten Benutzerpreisen. Die Gegner befürchten einen Wirrwarr nebeneinander und un-
abhängig voneinander agierender Anbieter von Verkehrsdienstleistungen, die weder ihre Fahr-
pläne noch Streckenführungen noch Fahrkartensysteme koordinieren. Auch Sicherheitsbeden-
ken werden geltend gemacht, allerdings sind in dem Entwurf für den Schienenverkehr Aus-
nahmen vom Wettbewerbsgebot zugunsten der Sicherheit und Effizienz des Verkehrs vorgese-
hen. 
 
Die Kommission erwartet von dem Entwurf künftig auch eine stärkere Transparenz der Subven-
tionsvergabe vor allem an die öffentlichen Unternehmen des Personenverkehrs sowie eine ver-
stärkte Geltung des EU-Beihilferechts in diesem Bereich. Demgegenüber erscheint ein prakti-
sches Problem der Anwendung der künftigen EU-Verordnung nahezu unlösbar. Was geschieht 
mit den Beschäftigten der eigenen öffentlichen Verkehrsbetriebe, wenn ein Konkurrent die 
Ausschreibung gewinnt? Die Kommission will den Städten, Gemeinden und Regionen freistel-
len, dem Gewinner des Auftrags aufzuerlegen, diese Beschäftigten zu übernehmen. Ob das eine 
Lösung des Problems darstellt? 
 
 
 
Öffentliche Aufträge in der Türkei 
 
 
Die nach den jüngsten Erdbeben in der Türkei zusätzlich aufgedeckten Baumängel haben Ge-
setzgeber und Regierung der Türkei veranlasst, die Ausschreibung, Vergabe und Abwicklung 
von Bauvorhaben neuen Regelungen zu unterwerfen. Es geht dabei darum, die Einhaltung der 
Bauvorschriften sicherzustellen, Schäden für die Bevölkerung möglichst zu vermeiden, aber 
auch Vorwürfen über Unregelmäßigkeiten und politische Einflussnahmen zu begegnen und 
schließlich einen Beitrag zur Deregulierung zu leisten.  
 
Zu den neuen Maßnahmen zählen auch die schlüsselfertige Vergabe an einen Hauptauftrag-
nehmer, der die gesamte Verantwortung für die Ausführung des Projekts übernimmt sowie die 
Einschaltung externer Berater zur Überprüfung des Verfahrens von der Ausfüllung des Lasten-
hefts bis zur Abnahme des fertigen Projekts. Eine neue gesetzliche Regelung (Ausschreibungs-
gesetz Nr. 2886) ist in Vorbereitung, die auch Änderungen einer Reihe anderer einschlägiger 
Rechtsvorschriften bedingt. Das neue Gesetz sieht auch eine stärkere Anpassung an internatio-
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nale Normen wie z.B. die Tendervorgaben der Fédération Internationale des Ingénieurs-
Conseils (FIDIC) vor. Es soll auch für den Verkauf staatlicher Betriebe gelten. 
 
Ferner sollen künftig Infrastrukturprojekte zivilen Charakters wie Staudämme, Straßen, Brü-
cken, U-Bahnen sowie Einrichtungen der Telekommunikation und Gesundheitsvorsorge an 
Offset-Verpflichtungen gebunden werden, wobei ausländische Investoren bereits jetzt Vor-
schläge unterbreiten können. 
 
Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist diese Entwicklung vor allem für die in die-
sem Jahr anlaufenden Verhandlungen mit der Türkei über die wirksame gegenseitige Marktöff-
nung im öffentlichen Auftragswesen im Wege eines angestrebten Freihandelsabkommens von 
Interesse.  
 
 
 
Aus der „Grabbelkiste“ *)  
 
• Erlass des BMVBW vom 25.01.2000 zur Umsetzung der Verordnung über Sicherheit und 


Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung – BaustellV) im Bereich der 
Bundesfernstraßen. 


 
• Entscheidung der Kommission vom 8. Februar 2000 zur Durchführung der Richtlinie 


89/106/EWG des Rates im Hinblick auf die Klassifizierung des Brandverhaltens von Bau-
produkten (2000/147/EG). 


 
 
 
Neues Schrifttum 
 
 
„Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht“ (NZBau), 
herausgegeben vom Verlag C.H. Beck, München 
 
 
Ab Januar 2000 erscheint im Verlag C.H. Beck eine neue Monatszeitschrift, die „Neue Zeit-
schrift für Baurecht und Vergaberecht“ (NZBau). Die Zeitschrift, die in Verbindung mit der 
NJW-Redaktion herausgegeben wird, befasst sich mit Themen des privaten Baurechts, des 
Rechts der Architekten, Ingenieure und Projektsteuerer und des Vergaberechts. Auf zunächst 40 
Druckseiten monatlich (Regelumfang) werden sowohl aktuelle Beiträge (Aufsätze, Kurzbeiträ-
ge, Mitteilungen usw.) als auch neu ergangene Entscheidungen zu den genannten Rechtsgebie-
ten veröffentlicht. Die Zeitschrift informiert aber nicht nur über die neuesten Rechtsentwick-
lungen, sondern liefert darüber hinaus auch fachtechnisches Hintergrundwissen. So werden in 
einer regelmäßigen Rubrik Begriffe aus Bauwirtschaft, Baubetrieb, Baumanagement und Bau-
verfahrenstechnik erörtert. 
 
Probehefte der „Neuen Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht“ können beim Verlag C.H. 
Beck, Postfach 40 03 40, 80703 München, angefordert werden. 
 
 
 
                                                 
*) Abrufbar mit Bestellzettel, s. letztes Blatt der Anlagen 
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Bauschlichtung in der Praxis 
von Boysen/Plett 
 
 
Auf einem Gebiet, das häufig Gegenstand besonders arbeits-, kosten- und zeitaufwendiger 
Streitfälle ist, nämlich zur Vermeidung von Bauprozessen, will dieser Erfahrungsbericht beitra-
gen. Im zivilen Baurecht geht es besonders um die vielseitig einsatzfähigen Schieds- und 
Schlichtungsstellen als Alternative zu den sonst die Justiz erheblich belastenden gerichtlichen 
Verfahren. 
 
Gegenstand der Darstellung sind die Tätigkeiten verschiedener Bauschlichtungsstellen, Streit-
gegenstand und Verfahrensdauer der vor diesen Stellen verhandelten Fälle sowie die Meinung 
der Streitparteien, aber auch der Richter und Anwälte zu diesen Verfahren. Die gewonnenen 
Erkenntnisse werden im Zusammenhang mit den rechtlichen Rahmenbedingungen für die Aus-
tragung zivilrechtlicher Streitigkeiten, den rechtssoziologischen Wirkungen unterschiedlicher 
Verfahrenstypen und schließlich aktuellen rechtspolitischen Forderungen zur Diskussion ge-
stellt. 
 
Nach dem Ergebnis der Studie können Schieds- und Schlichtungsverfahren vorteilhaft sein, 
aber auch praktische Probleme aufwerfen. Es müssten daher weitere Erfahrungen gesammelt 
werden, um zu sachgerechten Abgrenzungen bei der Anwendung der verschiedenen Verfahren 
vor den Schieds- und Schlichtungsstellen zu gelangen. Von Interesse kann die Studie nicht nur 
für die unmittelbar an den Verfahren Beteiligten sein, sondern z.B. auch für die Verbände der 
Baubeteiligten, Rechtspolitiker, Hochschullehrer und Studenten. 
 
Die Studie ist erschienen im Werner Verlag GmbH & Co. KG, Postfach 10 53 54, 40044 Düs-
seldorf (Telefon: [02 11] 3 87 98 – 0, Fax: [02 11] 3 87 98 – 11) und kann von dort oder im 
Buchhandel zum Preis von DM 78,00 bestellt werden. 
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5. April 2000 
 
 
 
 
 


Monatsinfo 03/2000 
 
 
 
EG-Kommission strebt Zusammenfassung der  
drei klassischen Vergaberichtlinien an 
 
 
Bisher war es das Konzept der Kommission, die Liefer-, Bau- und Dienstsleistungs- sowie die 
Sektorenrichtlinie nur punktuell zu ändern (Legislativpaket). Eine Zusammenfassung der erst-
genannten drei Richtlinien zu einer einzigen war erst für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen. 
Nachzulesen ist dies in der Mitteilung der Kommission vom 11.3.1998. Dort heißt es unter Nr. 
2.1.3 (s. auch Heft 4 unserer Schriftenreihe, S. 12):  
 


„Die Kommission beabsichtigt, zum gegebenen Zeitpunkt, d.h. sobald die Überarbei-
tung zum Zwecke der Auslegung und die rechtlichen Anpassungen abgeschlossen sind, 
eine Kodifizierung der drei „klassischen“ Richtlinien in Angriff zu nehmen, so dass sie 
zu einem einzigen Text zusammengestellt werden...“ 


 
Nun soll aber beides miteinander verzahnt werden, d.h. die Änderung der vier Vergaberichtli-
nien auf der Grundlage des Legislativpakets sowie die Zusammenfassung der Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsrichtlinie zu einer einzigen Richtlinie (Kodifizierung). Die Mitgliedstaaten 
scheinen dieses neue Vorgehen der Kommission zu unterstützen.  
 
Ziel der Kodifizierung ist eine besser verständliche und einfacher handhabbare Regelung. Ins-
besondere sollen die vielen sachlich nicht begründeten Unterschiede in den Texten der Liefer-, 
Bau- und Dienstleistungsrichtlinie ausgemerzt, das Auffinden einzelner Vorschriften durch 
 Überschriften sowie durch ein Inhaltsverzeichnis verbessert und das Verständnis durch eine 
Orientierung der Regelungen am Ablauf des Vergabeverfahrens erleichtert werden. 
 
Soweit bisher in Erfahrung zu bringen war, wird die kodifizierte Richtlinie abgesehen von den 
strukturellen Änderungen im Aufbau sowie den angestrebten „Bereinigungen“ folgende we-
sentliche Änderungen enthalten: 
 
• Klarstellung, dass Verteidigungsaufträge, die nicht der Ausnahmeregelung nach Art. 296 


EG-Vertrag unterliegen, von der Richtlinie erfasst sind; 


• Abgrenzung der nicht erfassten Aufträge im Telekommunikationssektor; 
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• Änderung der Regelung über technische Spezifikationen, insbesondere Flexibilisierung der 
Verpflichtung zur Anwendung von Normen durch die Zulassung gleichwertiger technischer 
Lösungen;  


• Erweiterung der Fälle des Verhandlungsverfahrens um den speziellen Fall komplexer Ver-
gaben (wettbewerblicher Dialog);  


• Regelung für Rahmenverträge (zweistufiges Verfahren: zunächst Auswahl der Bieter nach 
Eignungskriterien und Angebot, später Auftragsvergaben im Wettbewerb unter den ausge-
wählten Bietern); 


• Klarstellung, dass es sich bei allen Bewerbungs- und Angebotsfristen um Mindestfristen 
handelt, die nur für relativ einfach zu erstellende Bewerbungen/Angebote gelten, d.h. der 
Auftraggeber hat in allen anderen Fällen zugeschnitten auf die Komplexität des Auftrags 
längere Fristen einzuräumen;  


• Regelung für die Abgabe elektronischer Angebote, beschränkt auf eine Kürzung der Ange-
botsfristen; 


• Einführung einer Verpflichtung zur Gewichtung der Vergabekriterien; 


• Detaillierung der Regelung für Baukonzessionen. 


• Regelung über dien Anwendung des Common Procurement Vocabulary (CPV) und der 
Standardformulare für Vergabebekanntmachungen (gleichwohl bleibt es bei dem Vorhaben, 
dazu kurzfristig eine Richtlinie der Kommission zu erlassen – s. Monatsinfo 1/2000, S. 7; 
diese soll sodann für den Zeitraum bis zur Verabschiedung der kodifizierten Richtlinie so-
wie der geänderten Sektorenrichtlinie gelten). 


 
Ob und in welchem Umfang sich die vorstehend dargelegten Änderungen auch in der Sektoren-
richtlinie wiederfinden werden, vermögen wir nach unserem Informationsstand gegenwärtig 
nicht zu sagen. Jedenfalls ist vorgesehen: 
 
• Änderung der Legaldefinition für den bisher in Art. 2 Abs. 3 der Sektorenrichtlinie ver-


wendeten Begriff der „besonderen oder ausschließlichen Rechte“; 


• Erstreckung der bisher in Art. 8 der Sektorenrichtlinie vorgesehenen Ausnahme für den 
Telekommunikationsbereich auf die anderen Sektoren im Rahmen einer neu gefassten Vor-
schrift. 


 
Ziel der Kommission ist, die beiden Neuregelungen – Kodifizierung  der „klassischen“ Richtli-
nien, Änderung der Sektorenrichtlinie – bis Ende April/Anfang Mai intern mit allen Generaldi-
rektionen abzustimmen und den sich danach ergebenden Text sodann dem Binnenmarktrat zu 
dessen Sitzung am kommenden 25. Mai vorzulegen. 
 
Der vorstehende Beitrag beruht auf „Informationen aus Brüssel“. Texte der beiden Neuregelun-
gen können wir Ihnen gegenwärtig nicht zur Verfügung stellen. 
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Subunternehmer und Zulieferer 
haben keine Klagebefugnis 
 
 
Diese für das Nachprüfungsverfahren wichtige Entscheidung hat das OLG Rostock mit Be-
schluss vom 22.2.2000 – 17 W 1/00 – getroffen*). Ein Recht auf Nachprüfung steht danach nur 
Unternehmen zu, die sich unmittelbar als Bieter an einem Vergabeverfahren beteiligen, nicht 
aber Dritten wie Subunternehmern und Zulieferern. Letztere verfügen nur – wie das OLG fest-
stellt – über ein von der Rechtsposition des Hauptauftragnehmers abgeleitetes Interesse. Sie 
würden lediglich ein fremdes Recht im eigenen Namen für sich reklamieren. Es fehle ihnen 
damit die Prozessführungsbefugnis.  
 
Subunternehmer und Zulieferer können danach nur die Möglichkeiten nutzen, die ihnen die 
privatrechtlichen Rechtsbeziehungen zum Hauptauftragnehmer bieten. Diese Möglichkeiten 
können darin bestehen – wir zitieren das OLG –, „vertragliche Schadensersatzansprüche gel-
tend zu machen, bzw. darin, dass sich der Generalunternehmer/Bieter gem. §§ 162, 242 BGB so 
behandeln lassen muss, als ob der Zuschlag ihm erteilt worden wäre“. 
 
 
 
Weitere 87 Unternehmen unterzeichnen den Rahmenvertrag 
zwischen BMVG und Wirtschaft 
 
 
Über den Rahmenvertrag hatten wir in der Monatsinfo 12/99 (S. 3) berichtet. Zu den 33 Erst-
unterzeichnern hat nun das BMVG am 15.3.2000 weitere 87 interessierte Unternehmen in den 
Vertrag eingebunden. Wiederum war dafür ein festlicher Rahmen mit Reden des Bundeskanz-
lers, des Verteidigungsministers sowie eines Vertreters der Wirtschaft geboten. Offen bleibt 
nach wie vor, ob die Bedeutung, die dem Vertrag durch das hervorgehobene Geschehen der 
Unterzeichnung gegeben wird, sich auch in entsprechenden praktischen Ergebnissen nieder-
schlagen wird. Maßgebend ist, welche Mittel jetzt und in den kommenden Haushalten zur Ver-
fügung stehen, um die mit dem Rahmenvertrag angestrebte „neue Art von Partnerschaft zwi-
schen Bundeswehr und Industrie“ mit Leben zu erfüllen, insbesondere die vorgesehene Über-
tragung bisher von der Bundeswehr und der Verwaltung wahrgenommenen Aufgaben auf die 
Wirtschaft zu finanzieren. 
 
Die vom BMVG in das Internet gestellte Information über den neuen Unterzeichnungsakt mit 
den Namen der hinzugetretenen Unternehmen sowie einer Hintergrundinformation können Sie 
über http://www.bundeswehr.de/presse/mitteilungen/mip0031.html abrufen oder auch bei uns 
anfordern*). 
 
 
 
Verbesserte Durchsetzung fälliger Forderungen  
 
 
Nach der Annahme des Gesetzentwurfs zur Beschleunigung fälliger Zahlungen (s. Monatsinfo 
2/2000, S. 12 f.) durch den Deutschen Bundestag (Drucksache 14/1246) hat auch der Bundesrat 
dem Gesetz zugestimmt. Die neuen Vorschriften sollen zum 1. Mai dieses Jahres in Kraft tre-
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ten. Insbesondere die Anhebung der Verzugszinsen, der Eintritt des Verzuges ohne Mahnung 
30 Tage nach Rechnungszugang, die Gewährung von Abschlagszahlungen, die Zahlungspflicht 
trotz unwesentlicher Mängel und die neue Fertigstellungsbescheinigung sollen die verspätete 
Zahlung als „zinslosen Kredit“ wirtschaftlich unattraktiv machen und die zügige gerichtliche 
Geltendmachung fälliger Ansprüche ermöglichen.  
 
Ob diese neuen Regelungen ausreichen, insbesondere Bauhandwerkern und -unternehmern 
schneller zu ihrem Geld zu verhelfen, ist nicht nur von einem deutschen Vertreter im Europäi-
schen Parlament in Bezug auf die geplante EU-Richtlinie (s. Pressemitteilung in der Anlage 1 
zur Monatsinfo 2/2000), sondern auch im Bundesrat bezweifelt worden. Deshalb sollen weitere 
Möglichkeiten auf nationaler Ebene geprüft werden, die Zahlung fälliger Forderungen zu be-
schleunigen.  
 
 
 
Vergabefehler und neuer Rechtsschutz 
 
 
„Vergabefehler und neuer Rechtsschutz“ - mehr als ein Jahr nach Inkrafttreten des Vergabe-
rechtsänderungsgesetzes und an der Schwelle zur neuen Vergabeverordnung, zur neuen VOL 
und zur VOB 2000 fand diese Veranstaltung des Forum Vergabe am 23. März in Berlin statt. 
Dargestellt und eingehend diskutiert wurden spezifische  Fragen und Probleme des neuen 
Rechtsschutzes sowie des Vergabeverfahrens. 
 
Die Veranstaltung fand großen Zuspruch. Nicht alle Interessenten konnten berücksichtigt wer-
den. Es sind daher Folgeveranstaltungen vorgesehen. Über die Termine und die Tagungsorte 
werden wir Sie unterrichten. 
 
 
 
Erstes Treffen des Gesprächskreises Bauvergaben 
am 15.3.2000 in Frankfurt a.M. 
 
 
Klein, aber fein war der Kreis der Teilnehmer, die zu einem ersten Treffen des Gesprächskrei-
ses Bauvergaben zusammengekommen waren. Schwerpunkt der Veranstaltung in Frankfurt war 
der Einzug des E-Business im Bereich der VOB.  
 
Nach der Begrüßung durch RA Meyer und Prof. Franke führte Dr. Peter Schäfer, BDI, mit ei-
nem Aufriss der Entwicklung und der Darstellung des status quo in das Thema der elektroni-
schen Vergabe im Baubereich ein. Als großer Schwachpunkt im derzeitigen Entwicklungssta-
dium wurde hierbei die Schnittstellenproblematik der verschiedenen, bereits auf dem Markt 
befindlichen Systeme befunden. „Die Verwendung von Papier“, so konstatierte ein Ge-
sprächsteilnehmer, „ist derzeit noch wesentlich komfortabler“.  
 
Gegenstand der anschließenden Diskussion war die vorgesehene Regelung des § 21 Nr. 1 Abs.1  
Satz 2 der VOB 2000, wonach der Auftraggeber „daneben“ [also neben den schriftlich einge-
reichten und unterzeichneten Angeboten] digitale Angebote zulassen könne. Diese Formulie-
rung sei missverständlich, da sie „stattdessen“ bedeuten könne, so ein Teilnehmer. Ein anderer 
Teilnehmer sah in dieser Regelung eine Chance, ein digitales Angebot abgeben und parallel 
z.B. umfangreiche Zeichnungen und Pläne in Papierform einreichen zu können. Dr. Kratzen-
berg, BMVBW, räumte die sprachliche Unklarheit ein, stellt allerdings fest, dass auch nach 
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dieser Vorschrift Angebote grundsätzlich schriftlich erfolgen müssen und nur zusätzlich auch 
elektronische Angebote möglich sein sollen. Dies ergebe sich nicht zuletzt auch aus dem Kon-
text des gesamten Absatz 1.  
 
RA Dr. Oliver von Rosenberg von Freshfields Deringer unterrichtete den Gesprächskreis an-
schließend über das Signaturgesetz und die EU-Signaturrichtlinie (1999/93/EG). Zu der Frage 
der Einordnung der digitalen Signatur in die Skala der zivilprozessualen Beweismittel stellte er 
fest, dass derzeit an der Wertung als Freibeweis i.S.d. § 286 ZPO festgehalten werde.  
 
Dr. Kratzenberg wies beim Thema „Zukunft des DVA und der VOB“ auf einige interessante 
Zahlen hin. So würden allein 1/3 aller europäischen Bauaufträge in Deutschland vergeben. Da-
von unterschritten 98 % den Schwellenwert, was einem Auftragsvolumen von 56 % entspreche. 
Zur VOB 2000 führte er aus, sie werde voraussichtlich noch im März oder April dieses Jahres 
im Bundesanzeiger veröffentlicht, jedoch erst zeitgleich mit der neuen Vergabeverordnung – 
etwa im Frühsommer – in Kraft treten. 
 
Zu erwähnen bleibt, dass der Gesprächskreis Bauvergaben weitere Mitglieder des Forum Ver-
gabe gerne aufnimmt. Die Ankündigung der nächsten Veranstaltung wird rechtzeitig erfolgen. 
Interessierte, die an der Veranstaltung nicht teilnehmen konnten, haben die Möglichkeit, die 
vorhandenen Vortragsunterlagen*)  zu erhalten. 
 
 
 
Erstes Treffen der Regionalgruppe Berlin-Brandenburg 
 
 
Auf Initiative der Herren Kühn (BAO) und Wunschel (Bauindustrieverband Berlin-
Brandenburg) sowie RA Dr. Hausmann (Freshfields Deringer) wird nun auch für Berlin-
Brandenburg eine Regionalgruppe gegründet. 
 
Die erste Veranstaltung findet am 6. April 2000 im Haus der Bauindustrie Berlin-Brandenburg 
in Potsdam statt. Das Treffen steht unter dem Titel „Bauvergabe in der Sackgasse?“  
 
Zu dieser Veranstaltung haben alle Mitglieder des Forum Vergabe aus Berlin und Brandenburg 
eine Einladung erhalten. Weitere Interessenten bitten wir, sich mit dem Bauindustrieverband 
Berlin-Brandenburg e.V., Karl-Marx-Straße 27, 14482 Potsdam, Tel.: 0331/7446-142, Fax: 
0331/7446-166, in Verbindung zu setzen. 
 
 
 
7. Mitgliederversammlung am 3.5.2000 in Badenweiler 
 
 
Die diesjährige Mitgliederversammlung findet am 3.5.2000 um 16.00 Uhr im Hotel Römerbad, 
Hofsaal, in Badenweiler statt. Die Einladung mit Tagesordnung erhalten Sie in Kürze. Wir 
freuen uns auf eine hoffentlich rege Teilnahme. 
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Badenweiler 2000 
 
 
Der Countdown läuft - gut vier Wochen vor der Veranstaltung werden derzeit die letzten Vor-
bereitungen getroffen. Das mittlerweile endgültige Programm fügen wir zu Ihrer Information 
als Anlage 1 bei. Alle Mitglieder, die uns ihren Teilnahmewunsch bereits unverbindlich mitge-
teilt hatten, erhalten die gedruckte Einladung in diesen Tagen mit gesonderter Post. 
 
Bisher liegen uns 153 Voranmeldungen vor, so dass nur noch wenige Plätze übrig sind. Sollten 
Sie an einer Teilnahme interessiert sein, bitten wir Sie, möglichst bald mit unserer Geschäfts-
stelle Kontakt aufzunehmen. 
 
Da Badenweiler im Frühjahr gut besucht ist, empfehlen wir allen Teilnehmern, die Übernach-
tungen umgehend zu buchen. 
 
Neben dem Hotel Römerbad (Tel. 07632/700) kommen als weitere Adressen in Betracht: Hotel 
Schwarzmatt (Tel.: 07632/8201-0) Privathotel Post (Tel.: 07632/5051), Romantik Hotel Zur 
Sonne (Tel.: 07632/7508-0), Hotel Daheim am Park (Tel.: 07632/758-0), Parkhotel Weisses 
Haus (Tel.: 07632/5041). Für weitere Informationen steht auch die Touristen-Information Ba-
denweiler unter der Telefonnummer 07632/799 300 zur Verfügung. 
 
 
 
Jahresregister 1999 
 
 
Als lose Beilage zu dieser Monatsinfo erhalten Sie das soeben fertig gestellte Jahresregister 
1999, um Ihnen die gezielte Themensuche in den Monatsinfos des vergangenen Jahres zu er-
leichtern. Der besprochenen Literatur ist ein eigener Teil gewidmet, der ebenfalls beigefügt ist. 
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabeüberwachungsausschüssen/Vergabekammern liegen uns insgesamt 8 neue 
Entscheidungen*) vor: Bund (2), Bayern (4), Sachsen (1), Sachsen-Anhalt (1).  
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte haben wir 6 neue Beschlüsse erhalten.*) Kurzdarstel-
lungen der Entscheidungen finden Sie als Anlagen 2 bis 7. 
 
Als Anlage 8 erhalten Sie zudem eine Kurzdarstellung des Urteils C-27/98 des EuGH zum ös-
terreichischen Vergaberecht. 
 
 
 
EU-Richtlinie über Zahlungsverzug im Vermittlungsverfahren  
 
Im Vermittlungsausschuss von Europäischem Parlament und Rat zeichnet sich nach der ersten 
Sitzung am 9. März 2000 ab, dass sich das Parlament mit seinen Positionen wird schwerlich 
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durchsetzen können. Sonderregelungen für öffentliche Aufträge soll es nach Meinung des Rates 
nicht geben, ebenso nicht die gegenseitige Anerkennung des grenzüberschreitenden Eigentums-
vorbehalts. Noch offen sind die Dauer der Zahlungsfrist sowie Eintritt und Folgen des Verzu-
ges. Bis Mitte April 2000 soll im Vermittlungsausschuss ein Einigungsvorschlag erzielt wer-
den, der sodann vom Plenum des Parlaments und vom Rat bestätigt werden muss. 
 
 
 
EuGH zur Frauenförderung in Hessen 
 
 
In seinem Urteil vom 28. März (C-158/97)*) hat sich der EuGH mit der Vereinbarkeit des Hes-
sischen Gesetzes über die Gleichberechtigung von Frauen und Männern und zum Abbau von 
Diskriminierungen von Frauen in der öffentlichen Verwaltung mit der Richtlinie 76/207/EWG 
befasst.  
 
Damit Sie sich die Lektüre ersparen können, weisen wir darauf hin, dass die Entscheidung aus-
schließlich die Frauenförderung im öffentlichen Dienst betrifft, d.h. keinerlei Aussagen zur 
Frauenförderung bei öffentlichen Aufträgen enthält. 
 
 
 
Gesetz zum OCCAR-Übereinkommen für Rüstungskooperation 
 
 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats das Gesetz zum Übereinkommen vom 
9. September 1998 zwischen Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien zur Grün-
dung der Gemeinsamen Organisation für Rüstungskooperation (OCCAR-Übereinkommen) 
vom 6. März dieses Jahres erlassen (BGBl Teil II, Seite 414 ff). Das Übereinkommen tritt 30 
Tage nach der Ratifizierung durch den letzten der Unterzeichnerstaaten in Kraft. Wann dies der 
Fall sein wird, steht gegenwärtig noch nicht fest. 
 
Das Übereinkommen soll es jedoch bereits ab Mitte dieses Jahres der OCCAR gestatten, selb-
ständig neue gemeinsame Projekte der Unterzeichnerstaaten durchzuführen und Aufträge zu 
vergeben. Dazu muss zunächst die rechtliche Selbstständigkeit der OCCAR gegenüber den vier 
Gründerstaaten erreicht sein. Das wird nunmehr zum 1.6. oder 1.7.2000 angestrebt.  
 
In Vorbereitung befinden sich auch noch die zahlreichen Entwurfstexte der OCCAR-Executive 
Agency (EA) für die Beschaffungs- und Vertragsregeln, die rechtzeitig fertiggestellt und vom 
ersten gemeinsamen Projekt an Verwendung finden sollen. Diese Texte werden z.Zt. von den 
Regierungen der Partnerstaaten und der OCCAR noch intern verhandelt und sollen erst nach 
dem Abschluss dieser Verhandlungen bekannt gegeben werden (Ende Mai 2000?). 
 
Das Gesetz zu dem Übereinkommen regelt die Ziele der Kooperation und die Aufgaben der 
OCCAR und ihren organisatorischen Aufbau. Es beschreibt die wesentlichen Beschaffungs-
grundsätze und die Anforderungen an die gemeinsamen Programme. Es regelt die Rechte und 
Pflichten der Partner einschließlich der finanziellen Zusammenarbeit. Das Übereinkommen 
steht weiteren Partnern offen, die die gleiche Rechtsstellung und Vorrechte erhalten. Das Ge-
setz geht abschließend auf die Beilegung von Streitigkeiten, vorzugsweise im Schiedsverfahren 
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ein. Ungewöhnlich ist, dass OCCAR selbst trotz eigener Rechtspersönlichkeit nicht verklagbar 
sein soll, sondern nur die Partnerstaaten.  
 
 
 
Supreme Court verhandelt über „Massachusetts Burma Law“ 
 
 
Am 22.03.2000 hat der U.S. Supreme Court über die Frage verhandelt, ob der Bundesstaat 
Massachusetts im Einklang mit der US-Verfassung seine Behörden anweisen kann, nur in Aus-
nahmefällen Güter und Dienstleistungen von Unternehmen zu erwerben, die mit Burma in Ge-
schäftsbeziehungen stehen. 
 
In Frage steht das „Massachusetts Burma Law“, das 1996 in Kraft getreten ist und Protest ge-
gen Menschenrechtsverletzungen in Burma zum Ausdruck bringen soll. Der Fall ist schon des-
halb von großer Bedeutung, weil eine Reihe anderer Staaten und Kommunen ähnliche Rege-
lungen getroffen haben bzw. treffen wollen. Einige Monate nach Inkrafttreten des „Burma 
Law“ hat der Kongress bundeseinheitliche Sanktionen gegen Burma verhängt. 
 
In den beiden vorangegangenen Instanzen wurde das „Massachusetts Burma Law“ als verfas-
sungswidrig eingestuft. 
 
Massachusetts verteidigt sein Gesetz mit der Argumentation, dass es mit den in den 80er Jahren 
gegen Südafrika verhängten Sanktionen vergleichbar sei und der Kongress damals nicht einge-
schritten sei. Außerdem hätte  die Bundesregierung mit der Verhängung von Sanktionen zwar 
ein eigenes Interesse an diesem Thema bekundet, es gebe jedoch keine Spezialitätsklausel in 
der Verfassung, nach der staatliches Recht durch Bundesregelungen verdrängt würde. Darüber 
hinaus könne der Kongress das „Massachusetts Burma Law“ ohnehin jederzeit aufheben. 
 
Das Gesetz wird vom „National Foreign Trade Council“ (NFTC) angegriffen, der mehrere hun-
dert internationale Unternehmen vertritt, darunter 30,  die von der Massachusetts-Sanktionsliste 
betroffen sind. Der NFTC, der u.a. vom US-Handelsministerium und der EU-Kommission un-
terstützt wird, bringt gegen das „Massachusetts Burma Law“ u.a. vor, dass es in die außenpoli-
tische Kompetenz der Bundesregierung eingreife. Zudem würde ein derartiges Verhalten aller 
Bundesstaaten zu einem Chaos führen und die außenwirtschaftlichen Interessen amerikanischer 
Unternehmen nachhaltig beeinträchtigen. 
 
Mit einer Entscheidung des Supreme Court wird kaum vor Beginn der nächsten Sitzungsperio-
de im Oktober gerechnet. 
 
 
 
Öffentliche Aufträge in Litauen zum 1. Januar 2000  
 
 
In Kraft getreten ist das litauische Vergabegesetz, mit dem die Regierung das öffentliche Auf-
tragswesen für Waren und Dienstleistungen dem EU-Vergaberecht angepasst und die bislang 
inländischen Waren und Dienstleistungen vorbehaltenen Bevorzugungen aufgehoben hat. 
 
Das neue Gesetz gilt für Beschaffungen von Waren und Dienstleistungen im Wert von min-
destens 75.000 Litas (32.608.- DM) und öffentliche (Bau-)Aufträge im Wert von mindestens 
300.000 Litas (130.432.- DM). Das Gesetz regelt die unmittelbaren Aufträge der Zentralregie-
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rung, der regionalen und lokalen Behörden, staatlichen Firmen und Auftragsvergaben, die mit 
staatlichen Garantien abgewickelt werden. Versorgungsfirmen, die der Staat unmittelbar mit 
öffentlichen Aufgaben betraut hat, unterliegen bei höheren Auftragswerten von 1 Mio. Litas 
(434.773.- DM) bzw. 1,8 Mio Litas (782.592.- DM) bzw. ebenfalls dem neuen Vergabegesetz, 
zudem ermächtigt dieses Gesetz die Regierung, per Verwaltungsakt eine Liste derjenigen Liefe-
rungen und Leistungen zu erstellen, die ohne die Berücksichtigung von Wertgrenzen stets aus-
zuschreiben sind.  
 
Das neue Gesetz schreibt eine Vorabankündigung der geplanten Lieferungen und Leistungen 
vor, die bestimmte weitere Angaben enthalten muss, und zwar in einer Ankündigungsbeilage 
zum Amtsblatt. Bei Auftragswerten von mind. 0,7 Mio Litas (304.341.- DM) bzw. 22 Mio Litas 
(9.565.006.- DM) bei öffentlichen (Bau-) Aufträgen sind Ausschreibungen zusätzlich in-
ternational anzukündigen. Besondere Wertgrenzen gelten für Aufträge der Sektoren (Wasser, 
Energie, Verkehr, Telekommunikation). Sämtliche Wertangaben gelten ohne Mehrwertsteuer. 
(Siehe Nachrichten für Außenhandel vom 21. Februar 2000, Seite 5.) 
 
 
 
Aus der „Grabbelkiste“ *) 
 
 
• Bekanntmachung Nr. 34/2000 des Bundeskartellamts über die Anmeldung der Konditio-


nen-Empfehlungen „BVIT – Vertragsbedingungen für den Kauf von Hardware“, „BVIT – 
Vertragsbedingungen für die Wartung von Hardware“ vom 2.2.2000 (Banz. Nr. 32 vom 
16.2.2000, S. 2322). 


• Verzeichnis der veröffentlichten Rundschreiben der Abteilung Straßenbau des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Stand: 1.1.2000. 


• Entscheidung der Kommission vom 8.2.2000 zur Durchführung der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates im Hinblick auf die Klassifizierung des Brandverhaltens von Bau-
produkten (ABl. EG Nr. L50 vom 23.2.2000, S. 14). 


• Verzeichnis der Mitglieder des neu konstituierten Beratenden Ausschusses der Wirtschaft 
zum öffentlichen Auftragswesen (Ausschuss bei der Kommission). 


 
 
 
Neues Schrifttum 
 
 
Veröffentlichung mit englischer Übersetzung des 
Vergaberechtsänderungsgesetzes 
 
 
Angesichts der explosionsartig zunehmenden Literatur zum Vergaberecht würde es das Volu-
men unserer Monatsinfo sprengen, wollten wir über alle Aufsatzveröffentlichungen hierzu be-
richten. Sinnvoll erscheint uns allerdings ein Hinweis auf einen uns soeben zugegangenen eng-
lischsprachigen Aufsatz von Wilburn/Reichling, „Germany adopts new procurement code“ in 
dem hier zu Lande etwas „entlegeneren“ International Construction Law Review vom Januar 
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2000*). Darin geben der US-Anwalt William K. Wilburn, Washington – vielen Mitgliedern un-
seres Forums bereits aus Veranstaltungen zum US-Vergaberecht bekannt – und seine deutsche 
Anwaltskollegin Frau Dr. Ingrid Reichling, München, zunächst einen kurzen Überblick über die 
gesetzliche Neuregelung des deutschen Vergaberechts. Darauf folgt eine Übersetzung des Ver-
gaberechtsänderungsgesetzes, die auch Hinweise auf die endgültige Paragraphenfolge im GWB 
enthält. 
 
In ihrem Überblick gehen die Autoren insbesondere auf den internationalen und handelspoliti-
schen Hintergrund der Gesetzesreform in Deutschland ein. In einzelnen Punkten mag der Be-
richt zwar ein wenig „holzschnittartig“ erscheinen; so hätten einige 1997 geäußerte Bedenken 
der US-Regierung zu einzelnen Punkten des neuen deutschen Vergaberechts sicherlich einer 
näheren Betrachtung im Lichte der weiteren Diskussion und der ersten praktischen Erfahrungen 
mit der neuen Gesetzgebung unterzogen werden können. Demgegenüber ist aber zu berücksich-
tigen, dass derartigen, auf vergleichsweise knappen Raum begrenzten Aufsatzpublikationen 
zwangsläufig Grenzen gesetzt sind. Insgesamt erscheint es sehr verdienstvoll, dass die Autoren 
mit ihrer Veröffentlichung einen zusammenfassenden Überblick über das neue deutsche Verga-
berecht in englischer Sprache vorlegen. Insbesondere auch mit Blick auf die Übersetzung des 
Vergaberechtsänderungsgesetzes bieten sie damit ein nützliches „Arsenal“ für die Befassung 
mit der Thematik insbesondere in Fällen mit Auslandsberührung. 
 
 
 
Wandlungen im öffentlichen Beschaffungs-  
wesen der Schweiz 
von Dr. Herbert Lang 
 
 
Soweit sich eine Gelegenheit bot, hat das Forum Vergabe stets auch über die Entwicklung des 
Vergaberechts in Österreich und der Schweiz berichtet oder auf aktuelle Veröffentlichungen 
hingewiesen. Entsprechend ist auch der gerade in der „Zürcher Zeitschrift für öffentliches 
Baurecht“, Heft 4/1999, erschienene Beitrag von Dr. Lang, Mitglied des Forum Vergabe, zu 
erwähnen. Im ersten Teil werden dargestellt: Die Situation im kantonalen Beschaffungswesen 
bis Anfang der 90er-Jahre, die aus Anlass des geplanten EWR-Betritts begonnenen und trotz 
des gescheiterten Beitritts fortgeführten Bemühungen der Kantone um gemeinsame Regelungen 
für das öffentliche Beschaffungswesen, die Umsetzung des GATT/WTO-Übereinkommens in 
der Schweiz, die Wirkungen des Bundesgesetzes über den Binnenmarkt vom 6.10.1995 für die 
weitere Entwicklung des Beschaffungsrechts sowie die Ergebnisse der bilateralen Vereinbarung 
zwischen der EU und der Schweiz für den Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens. Im 
zweiten Teil werden insbesondere die interkantonale Zusammenarbeit und die Rechtssituation 
im Kanton Zürich behandelt sowie Hinweise auf Informationsquellen und Hilfsmittel für den 
Praktiker gegeben. Fazit des Autors ist, dass sich seit Beginn der 90er-Jahre die Situation im 
öffentlichen Beschaffungswesen der Kantone derart massiv verändert hat, dass man von einem 
„Kulturschock“ sprechen könne. 
 
Bei Redaktionsschluss war leider noch nicht geklärt, ob wir die Veröffentlichung auf Abruf 
anbieten können. Vorsorglich haben wir sie in den Bestellzettel aufgenommen, bitten aber um 
Verständnis, wenn wir Interessenten evtl. nur einen Bezugshinweis geben können. 
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Legislativpaket vertagt 
 
 
Die EG-Kommission hat zwar, wie in Ba-
denweiler angekündigt, das Legislativpa-
ket am 10. Mai verabschiedet. Jedoch 
ergaben sich anschließend Verzögerun-
gen bei der abschließenden Fertigstellung 
der Texte. Die neue Planung sieht vor, 
dass die erste Beratung im Binnenmarktrat 
am 28.9.2000 stattfindet. 


 
Über die mit dem Legislativpaket verbun-
denen wesentlichen Änderungen für die 
Struktur und den Inhalt der EU-
Vergaberichtlinien hatten wir Sie bereits 
mit der Monatsinfo 3/2000 (S. 20 f.) unter-
richtet. Gegenwärtig können wir als zu-
sätzliche Information nur eine Pressemit-
teilung der Kommission vom 10. Mai an-
bieten, die aber wenig neues enthält*). 
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National 
 
 
Vergabeverordnung und Verdin-
gungsordnungen im Endspurt 
 
 
Im Entwurf der Vergabeverordnung wird 
gegenwärtig vom BMWi noch auf fünf 
„Baustellen“ gearbeitet: 
 
• § 3: In die Vorschrift über die Schät-


zung der Auftragswerte wird noch eine 
Regelung für Rahmenvereinbarungen 
aufgenommen (Legaldefinition und 
Schwellenwert-Berechnung). 


• § 7: Der Energiesektor (Elektrizitäts- 
und Gasversorgung) wird § 7 Abs. 2 
zugeordnet (künftig nicht mehr An-
wendung von Abschnitt 3, sondern 
von Abschnitt 4 der VOB/A und der 
VOL/A). Gefolgt wird damit dem Ar-
gument der kommunalen Spitzenver-
bände, dass der Energiemarkt inzwi-
schen voll liberalisiert sei und die 
Chancengleichheit im Wettbewerb da-
her die Gleichstellung der öffentlichen 
mit den privaten Auftraggebern erfor-
dere. Dem Abschnitt 3 der VOB/A und 
der VOL/A unterfallen danach künftig 
nur noch die öffentlichen Auftraggeber 
und öffentlichen Unternehmen auf den 
Gebieten der Trinkwasser- und der 
Verkehrsversorgung.  Den entspre-
chend geänderten Text des § 7 finden 
Sie in Wochenfrist auf unseren Web-
seiten unter „aktuelles“; auch können 
Sie den traditionelle Bezugsweg nut-
zen*). 


• § 13: Die Regelung der Verpflichtung 
zur Vorabinformation der erfolglosen 
Bieter soll entsprechend einem Vor-
schlag der Spitzenverbände der Wirt-
schaft am Ende um den Satz ergänzt 
werden: „Ein dennoch abgeschlosse-
ner Vertrag ist nichtig.“ Zur Frist für die 
Vorabinformation ist jetzt vorgesehen: 
„Er gibt die Information spätestens 10 
Werktage vor dem Vertragsschluss 
ab.“ 


• § 15: Der neue Entwurfstext zur elekt-
ronischen Angebotsabgabe ist beige-
fügt (Anlage 1).  Geändert ist der erste 
Absatz („Soweit die Bestimmungen, 


..., keine Regelungen über die elektro-
nische Angebotsabgabe enthalten...“ 
statt zuvor „Soweit in den Bestimmun-
gen, ..., nichts anderes vorgesehen 
ist...“). Ferner wurden die Worte „mit 
digitaler Signatur im Sinne des Signa-
turgesetzes“ ersetzt durch „mit Signa-
tur im Sinne des Signaturgesetzes“. 
Diese beiden Änderungen sind nur re-
daktioneller Natur. Von materieller Be-
deutung ist die Streichung des vorma-
ligen letzten Satzes, der eine Ange-
botsübermittlung auch per Telekopie 
zuließ. Es haben sich hier die Beden-
ken durchgesetzt, dass bei der Über-
mittlung per Telekopie die Vertraulich-
keit bis zum Ablauf der Angebotsfrist 
nicht gewährleistet werden kann.  


 
• § 16: Die Regelung über ausgeschlos-


sene Personen soll teilweise enger ge-
fasst werden. Der neue Entwurfstext 
liegt bei (Anlage 2 ). Die wesentlichen 
Änderungen finden sich 
- speziell für die Anwaltschaft in Abs. 


1 Nr. 2, 
- generell in Abs. 1 Nr. 4. 


 
Die Umsetzung der beiden GPA-
Anpassungsrichtlinien der EU in die Ver-
dingungsordnungen hat folgenden Stand: 
 
• VOL/A: Die Änderungen für die Ab-


schnitte 2 bis 4 wurden im Deutschen 
Verdingungsausschuss für Leistungen 
(DVAL) zuletzt am 24.5.2000 bespro-
chen*). Einige dem BMWi nachträglich 
zugegangene Änderungswünsche sol-
len im schriftlichen Verfahren bis Mitte 
Juli abgestimmt werden. 


• VOF: Die Besprechung der Änderun-
gen im DVAL fand bereits am 
23.7.1998 statt. Zu einem ergänzten 
Entwurf mit Stand vom 27.4.2000*) gab 
das BMWi Gelegenheit zur schriftli-
chen Äußerung bis Mitte Mai. Auf-
grund der eingegangenen und noch 
angekündigten Stellungnahmen ist 
derzeit offen, wenn die Arbeiten abge-
schlossen werden können. 


• VOB 2000: Der Text wird voraussicht-
lich noch im Juni im Bundesanzeiger 
veröffentlicht werden.  
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Der dargestellte Arbeitsstand lässt viel-
leicht fraglich erscheinen, ob der Zeitplan, 
den wir in der Monatsinfo 4/2000 (S. 31) 
dargestellt hatten, eingehalten werden 
kann. Antwort: Er kann. Nach Verabschie-
dung durch das Bundeskabinett (voraus-
sichtlich im Juli) geht der Verordnungs-
entwurf, ohne das sich der Bundesrat 
(Plenum) damit befassen muss, in die zu-
ständigen Ausschüsse. Diese legen dann 
im allgemeinen innerhalb von sechs Wo-
chen ihre Stellungnahmen vor. Es bleibt 
also möglich, dass der Bundesrat bei der 
Plenarsitzung am 29. September über die 
Zustimmung zur Vergabeverordnung be-
schließt. Begehrt er dabei weder zur Ver-
ordnung noch zu den damit verbundenen 
Neuausgaben der Verdingungsordnungen 
irgendwelche Änderungen, dann kann die 
Verordnung im Oktober im Bundesgesetz-
blatt verkündet werden und am 1. Novem-
ber in Kraft treten. 
 
 
 
Ergänzende Vertragsbedingungen 
der Informationstechnologie (EVB- 
IT) der öffentlichen Hand 
 
 
Der DV-Markt ist ein besonderer, komple-
xer Markt, der spezielle Einkaufsbedin-
gungen der öffentlichen Hand erfordert. 
Wenn auch der Bundesgerichtshof in einer 
neuen Entscheidung (NJW 2000, 1415) 
der EDV jede Besonderheit im Vergleich 
zu anderen komplexen Anlagen abspricht, 
so sieht die Fachwelt dies vollkommen 
anders. Es gibt kaum eine Technologie, 
die so sehr von der Integration Tech-
nik/Mensch abhängig ist, wie die EDV 
bzw. IT. 
 
Die Bundesregierung beschloss schon 
sehr früh – im Jahr 1968 -, die gesamte 
Datenverarbeitung (DV) der Bundesver-
waltung besser und wirtschaftlicher zu 
koordinieren. Zu den Maßnahmen gehörte 
unter anderem, besondere Einkaufsbedin-
gungen für EDV zu entwickeln, um die 
Vergleichbarkeit von Angeboten zu 
verbessern. So wurden folgende Muster-
verträge als „Besondere Vertragsbedin-
gungen (BVB-EDV)“ im Sinne des § 9 Nr. 
2 VOL/A entwickelt und eingeführt: 
 


BVB-EDV-Miete, 


BVB-EDV-Kauf/Wartung, 


BVB-EDV-Überlassung/Pflege, 


BVB-EDV-Planung/Erstellung. 


 
Die Informationstechnologie entwickelte 
sich in den letzten Jahren so rasant, dass 
sich der Bedarf des Einkaufs von IT-
Leistungen bei der öffentlichen Hand 
nachhaltig veränderte. Deshalb beschloss 
1997 der Kooperationsausschuss Bund, 
Länder und Gemeinden, die bewährten 
BVB-EDV durch neue Einkaufsbedingun-
gen (EDV-IT) zu ersetzen. Die Verhand-
lungen wurden offiziell Anfang März 1998 
eröffnet. Eingeladen waren die Industrie-
verbände Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V. (VDMA), Zentralver-
band Elektrotechnik- und Elektronikindust-
rie e.V. (ZVEI), Bundesverband Informati-
ons- und Kommunikationssysteme (BVB), 
Verband der Softwareindustrie (VSI), Bun-
desverband Informationstechnologie 
(BVIT) sowie eine Reihe weiterer Wirt-
schaftsverbände. 
 
In den ersten Gesprächen wurde versucht, 
ein gemeinsames Grundverständnis über 
alle am Markt angebotenen Leistungen, 
also Hardware, Software sowie Services 
im weitesten Umfang zu finden. Die öffent-
liche Hand sah sich schließlich aufgrund 
dieser Gespräche gezwungen, ihre Vor-
stellung über den zu regelnden Bereich zu 
ändern. 
 
Die Verhandlungen gestalteten sich insge-
samt sehr langwierig und schwierig, da 
eine vertragstypologische Einordnung der 
vielen neuen Vertriebsarten, -wege und 
neuen Technologien wie „Internet-
Services“, „Outsourcing“ usw. nicht ohne 
weiteres möglich ist. Der breite Bereich 
der „Services“ machte es notwendig, diese 
Leistungen in unterschiedlichen Vertrags-
arten zu regeln, wie z.B. Dienstvertrag, 
Planung, Instandhaltung usw..  
 
Wegen der Vielfalt der Verträge und The-
men wurden mehrere Arbeitskreise gebil-
det. Eine Gesamtmeinungsbildung erfolgte 
in einer Art von „Plenarsitzungen“, in der 
alle Teilnehmer der Arbeitskreise zwecks 
Entscheidungsfindung sich zusammen 
setzten.  
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Nicht gerade hilfreich war der Beschluss 
des Kooperationsausschusses Bund, Län-
der und Gemeinden vom 19. und 
20.4.1999. Dieser sah vor, dass die Ver-
handlungen über alle EVB-IT-Werke bis 
zum 1.3.2000 abgeschlossen werden 
müssen. Die Industrieverbände legten in 
einem Schreiben an den Bundesminister 
des Innern vom 15.6.1999 mit Hinweis auf 
den Stand der Verhandlungen gegen die-
sen Beschluss Protest ein. In einem fol-
genden Gespräch der Verhandlungsdele-
gationen mit dem Vorsitzenden des Ko-
operationsausschusses wurde schließlich 
der Beschluss dieses Ausschusses relati-
viert. Danach sollten nicht alle EVB-IT-
Werke bis zum März 2000 verhandelt 
werden. Für die einzelnen Werke wurden 
neue Plandaten festgelegt. 
 
Die Verhandlungen über die Werke EVB-
IT Kauf, Instandhaltung, Überlassung Typ 
A und Dienstleistung sollten bis Ende 
März 2000 abgeschlossen sein, um die 
Werke Anfang Mai 2000 in den Bundes- 
und Landesverwaltungen als Beschaf-
fungsrichtlinie erlassen zu können. Für die 
weiteren EVB-IT Werke wurden folgende 
„Arbeitspläne“ verabschiedet: 
 
EVB-IT-Kauf, Überlassung, Instandhaltung 
und Dienstleistungen: März 2000; 
 
EVB-IT-Pflege, Planung, Realisierung, 
Systemvertrag: September 2000; 
 
EVB-IT Systembetreuung, Systemservice, 
Outsourcing und Leasing: März 2001. 
 
Dieser Zeitplan erwies sich jedoch als zu 
optimistisch. Viele Fragen konnten bis 
Ende März dieses Jahres noch nicht ab-
schließend geklärt werden. 
 
Der augenblickliche Status ist, dass die 
EVB-IT Kauf, Dienstleistung, Überlassung 
Typ A und Instandhaltung nunmehr Ende 
Mai inhaltlich verhandelt sind. Es finden 
aber noch redaktionelle Gespräche statt. 
Die Einführung ist nunmehr für frühestens 
Mitte August 2000 vorgesehen. Die Ein-
führung der weiteren Werke wird sich ent-
sprechend verzögern. 
 
Besonders kontrovers verliefen die Ver-
handlungen über Themen wie Leistungs-


umfang, Verantwortung, Mitwirkung, Um-
fang der Nutzungs- und Verwertungsrech-
te bei der Standardsoftware, Gewährleis-
tung bei der Standsoftware, Umfang der 
Einordnung von Standardsoftware unter 
die EVB-IT Kauf, Haftungsregelungen, 
Datensicherung, Vertraulichkeit und Viren-
freiheit. 
 
Folgenden Regelumfang hat die öffentli-
che Hand sich vorgenommen: 
 
1. EVB-IT Dienstleistungen: 


Dieses Bedingungswerk ist ein reiner 
Dienstvertrag, der alle Phasen des Be-
schaffungsprozesses umfassen soll. 


 
2. EVB-IT Kauf: 


Geregelt ist der Kauf von IT Produkten 
(Hardware) sowie von mitgelieferter 
Standardsoftware, die gegen Einmal-
vergütung zur zeitlich unbegrenzten 
Nutzung überlassen wird. 


 
3. EVB-IT Überlassung A: 


Sie betrifft die Überlassung von Stan-
dardsoftware gegen Einmalvergütung 
zur unbegrenzten Nutzung ohne weite-
re Leistungen wie z.B. Installation, In-
tegration, Parametrisierung und An-
passung (Kauf ähnlich). 


 
4. EVB-IT Überlassung B: 


Wie Typ A aber nur bei periodischer 
Vergütung und zur vertraglich verein-
barten Nutzung (Miete ähnlich). 


 
5. EVB-IT Instandhaltung: 


Gegenstand ist die Aufrechterhaltung 
und Wiederherstellung der Betriebsbe-
reitschaft von Hardware. 


 
6. EVB-IT Systemvertrag: 


Die Bestimmungen gelten für die Be-
schaffung von Systemen (Standard-
hardware, Standardsoftware, Individu-
alprodukte Hardware und Software, In-
tegration, Anpassung, Implementie-
rung). 


 
7. EVB-IT Pflege: 


Betrifft Pflege von Computersoftware; 
Leistungsumfang muss noch festgelegt 
werden. 
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8. EVB-IT Planung: 
Thema: Planung der Realisierung von 
Individualsystemen; der Leistungsum-
fang muss noch festgelegt werden. 
 


9. EVB-IT Services: 
z.B. Betreiberservices usw.; der Leis-
tungsumfang muss noch festgelegt 
werden. 


 
Zu erwähnen bleibt, dass nach den Erfah-
rungen mit den bisherigen BVB-EDV auch 
die Vertragsbedingungen EVB-IT nicht nur 
für das Vertragsverhalten der öffentlichen 
Hand, sondern für die gesamte Vertrags-
gestaltung im IT-Markt maßgebend sein 
werden. 
 
 
 
Deutsch-amerikanische Zusammen-
arbeit im Bereich des öffentlichen 
Personennahverkehrs 
 
 
Dazu wurde vom Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen sowie 
der Federal Transit Administration des 
U.S. Department of Transportation am 
28.3.2000 eine Gemeinsame Erklärung 
unterzeichnet*). Festgehalten ist darin die 
Absicht, den Informationsaustausch, den 
Austausch von Fachleuten und die 
Verbreitung von Betriebs- und For-
schungsdaten zu fördern, Arbeiten und 
Ressourcen ggf. zu bündeln und die Or-
ganisation gemeinsamer Aktivitäten zu 
erörtern. 
 
Als Bereiche, auf die sich die Zusammen-
arbeit erstrecken soll, werden in der Erklä-
rung – im einzelnen weiter ausgeführt – 
genannt: Wirtschaftliche und finanzielle 
Aspekte sowie institutioneller Rahmen, 
Innovationen und neue Technologien, 
Umwelt sowie Sicherheit. 
 
Zur Konkretisierung der deutschen Über-
legungen über die Zusammenarbeit auf 
Basis der Gemeinsamen Erklärung findet 
am 28.6.2000 eine Besprechung auf Ein-
ladung des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen statt, 
über die Ergebnisse werden wir berichten. 
 
 


 
GRW 1995 noch nicht in allen  
Bundesländern eingeführt 
 
 
Die Grundsätze und Richtlinien für Wett-
bewerbe auf den Gebieten der Raumpla-
nung, des Städtebaus und des Bauwe-
sens (GRW 1995) als seit langem aner-
kanntes Regelwerk für die Durchführung 
von Architektenwettbewerben (Bauwerke, 
stadtplanerische Wettbewerbe, Freianla-
gen, z.B. Gartenschauen), sind zwar für 
den Bereich des damaligen Bundesminis-
teriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau mit Wirkung vom 1.1.1996 um-
gehend eingeführt worden, in den Bundes-
ländern ist dies allerdings noch immer 
nicht überall geschehen.  
 
Die Aktualisierung der GRW 1977, des 
Vorläufers der GRW 1995, war zur Anpas-
sung an das europäische Recht, insbe-
sondere die Richtlinie 92/50/EWG des 
Rats vom 18.6.1992 über die Koordinie-
rung der Vergabe öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge, notwendig geworden. Es 
besteht danach folgende Rechtslage: 
 
• Da die EU-Dienstleistungsrichtlinie 


auch in die VOF umgesetzt wurde, 
gelten die GRW 1995 im Rahmen die-
ser Verdingungsordnung für alle öf-
fentlichen Auftraggeber, und zwar un-
abhängig von einer Einführung durch 
Bund und Länder. Das ergibt sich aus 
ihrer inhaltlichen Übereinstimmung mit 
der VOF und kraft deren Rechtsver-
bindlichkeit. 


 
• Für die Vielzahl von Architektenwett-


bewerben unterhalb des VOF-
Schwellenwerts von gegenwärtig ca. 
390.000 DM steht es den Bundeslän-
dern frei, über die Einführung der 
GRW 1995 zu entscheiden. Entspre-
chend bunt ist das Bild auf Landes-
ebene. Es reicht vom völligen Verzicht 
auf die Übernahme der GRW in das 
Landesrecht (z.B. in Schleswig-
Holstein) bis zur uneingeschränkten 
Übernahme (z.B. in Rheinland-Pfalz). 
Dazwischen liegt ein weites Feld einer 
nicht flächendeckenden oder mit er-
heblichen Einschränkungen erfolgten 
Übernahme der GRW 1995. Es bedarf 
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daher – soweit die Auslobung von Ar-
chitektenwettbewerben nicht durch öf-
fentliche Auftraggeber der Länder und 
Kommunen erfolgt –, stets der Prüfung 
im Einzelfall, ob und inwieweit in dem 
betreffenden Bundesland die Anwen-
dung der GRW 1995 zwingend vorge-
schrieben ist. Das erscheint um so 
bedauerlicher, als die Novellierung der 
GRW 1995 generell auf breite Zu-
stimmung gestoßen ist und die GRW 
1995 als sachgerechtes Regelwerk 
beurteilt werden.  


 
Die GRW 1995 sind im Bundesanzeiger 
Nr. 64a vom 30.03.1996 veröffentlicht. 
 
 
 
VOB-Kongress und DVA-
Mitgliederversammlung 
 
 
Organisiert vom Deutschen Verdingungs-
ausschuss für Bauleistungen (DVA) ist für 
den Herbst dieses Jahres ein Kongress 
zur öffentlichkeitswirksamen Präsentation 
der VOB 2000 vorgesehen. Die Veranstal-
tung findet am 19. Oktober im Hotel Mari-
tim in Berlin statt. Der Entwurf des Veran-
staltungsprogramms, zu dem es aber noch 
Änderungen geben kann, ist beigefügt 
(Anlage 3 ). Am Vortag, dem 18. Oktober, 
beginnend um 15.00 Uhr, findet eine Mit-
gliederversammlung des DVA in den 
Räumen des Deutschen Instituts für Nor-
mung (DIN) statt. 
 
 
 
Antwort der Bundesregierung auf 
Anfrage der CDU/CSU zum elektro-
nischen Geschäftsverkehr 
 
 
Die Antwort der Bundesregierung auf eine 
kleine Anfrage der CDU/CSU zum elektro-
nischen Geschäftsverkehr*) dürfte als Hin-
tergrunddokument für den eBusiness im 
Vergabewesen von Interesse sein. In ihrer 
Antwort bezeichnet die Bundesregierung 
den elektronischen Geschäftsverkehr als 
eine der bedeutendsten Anwendungen der 
neuen, digitalen Informations- und Kom-
munikationstechnik. Amtliche quantitative 
Erhebungen dazu lägen allerdings nicht 


vor. Interessant sind einige in der Antwort 
der Bundesregierung aufgeführten Schät-
zungen privater Studien zum Handelsvo-
lumen im elektronischen Geschäftsverkehr 
in Deutschland. Beispielsweise wird nach 
einer Studie von Booz, Allen & Hamilton 
ein Wachstum des Gesamtmarktes für 
eCommerce in Deutschland auf rund 94 
Milliarden DM bis 2002 prognostiziert (Zif-
fer 1 der Antwort).  
 
In der Antwort geht die Bundesregierung 
auch auf Fragen nach der Rechtssicher-
heit im eCommerce ein. Sie erwähnt hier-
zu die Aktivitäten zur Anpassung des BGB 
an die Vorgaben der EU-Richtlinien für 
elektronische Signaturen und für den e-
lektronischen Geschäftsverkehr (Ziffer 6 
der Antwort). Mit dieser allerdings bereits 
seit geraumer Zeit diskutierten Reform soll 
im Wege einer Ergänzung des § 126 BGB 
erreicht werden, dass digital signierte Do-
kumente unter bestimmten Voraussetzun-
gen die gleiche Rechtswirksamkeit wie 
eigenhändig unterschriebene Urkunden 
erlangen. Soweit ersichtlich wird in der 
Antwort der Bundesregierung allerdings 
nicht auf die Frage der Beweiskraft elekt-
ronischer Dokumente eingegangen, die in 
der Diskussion nach wie vor umstritten ist 
und ebenfalls zu den noch ungeklärten 
Rechtsfragen im eBusiness zählt. 
 
 
 
Ausschließliche Nutzung des  
Internet für BWB-Vordrucke und  
-Bedingungen 
 
 
Seit einiger Zeit schon sind Vordrucke und 
Bedingungen für Aufträge des Bundes-
amts für Wehrtechnik und Beschaffung 
(BWB) auch über das Internet zu bezie-
hen. Dieser Service soll weiter ausgebaut 
werden. 
 
Ziel des BWB ist es, zunächst die als An-
lagen zur Angebotsaufforderung an die 
Bewerber und Bieter benötigten Techni-
schen Lieferbedingungen (TL) und die 
Formulare der B-Reihe (Auftragsbedin-
gungen) ausschließlich über das Internet 
zur Verfügung zu stellen.  
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Nähere Informationen über das Vorhaben 
des BWB, insbesondere Angaben zu den 
bereits in das Internet eingestellten TL und 
Formularen der B-Reihe enthält die BWB-
Hausverfügung vom 9. Mai 2000*). Dazu 
gehört auch die Angabe der Internetad-
ressen. Die öffentliche TL-Liste ist unter 
www.bwb.org/ag-bund/tl/tl-verz.htm, die 
Formulare der B-Reihe sind unter 
www.bwb.org/ag-bund/v-beding.htm ab-
rufbar. In der BWB-Hausverfügung sind 
darüber hinaus die Konsequenzen der 
Umstellung auf das Internet als alleinige 
Bezugsquelle der TL und Formulare dar-
gestellt. Das BWB hat eine Reihe von 
Verbänden, Kammern sowie die Auftrags-
beratungsstellen/Landesauftragsstellen 
auf das neue Verfahren hingewiesen. 
 
 
 
Badenweiler 2000 – Nachlese 
 
 
Zum siebten Mal trafen sich Anfang Mai 
Vertreter aus Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft, Rechtspflege, Verbänden, Anwalt-
schaft und den Fachmedien zu den Ba-
denweiler Gesprächen des forum vergabe.  
 
Den Auftakt der traditionell gut besuchten 
Tagung bildeten Vorträge von Staatssek-
retär Siegmar Mosdorf, BMWi, und 
Staatsminister Dr. Otto Wiesheu, Bayern, 
zur rechts- und wirtschaftspolitischen Situ-
ation sowie zur weiteren Entwicklung des 
Vergabewesens an der Schwelle 2000. 
 
Im Zentrum der Überlegungen auf Bun-
desebene steht die Fortentwicklung der 
elektronischen Beschaffung. Nach Staats-
sekretär Mosdorf sollen die Erkenntnisse 
der  „Initiative D 21“ der Bundesregierung 
(www.initiative21.de) und des vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Techno-
logie geförderten Projekts „media@Komm“ 
(www.dlr.de/it/mm/media@komm) auch für 
den Bereich der elektronischen Vergabe 
genutzt werden. Im Hinblick auf das vor 
seiner Veröffentlichung stehende Legisla-
tivpaket der Europäischen Kommission 
unterstützte Mosdorf die gänzliche He-
rausnahme der Telekommunikation aus 
dem Anwendungsbereich der Sektoren-
richtlinie sowie die geplante Möglichkeit, 
andere Sektoren bei Feststellung eines 


effektiven Wettbewerbs ebenfalls aus die-
ser Richtlinie zu entlassen. Kritik äußerte 
er hingegen am wettbewerblichen Dialog 
und am Vorschlag der Kommission zu 
Rahmenvereinbarungen. 
 
Auch Staatsminister Dr. Otto Wiesheu 
kritisierte den wettbewerblichen Dialog als 
überflüssiges Verfahren. Widerspruch aus 
dem Auditorium regte sich indes gegen-
über dem Entwurf eines bayerischen Bau-
aufträge-Vergabegesetzes, dem Minister 
Wiesheu mit anschaulichen Argumenten 
entgegentrat. 
 
Zu den Arbeiten auf europäischer Ebene 
informierte der stellvertretende Generaldi-
rektor der GD Markt, Heinz Zourek, die 
Teilnehmer über die unmittelbar zuvor 
veröffentlichte Mitteilung der Kommission 
zu Konzessionen (siehe hierzu den Bei-
trag auf Seite 45). Die Vorlage der Kom-
missions-Vorschläge für eine neue ge-
meinsame Richtlinie für Liefer-, Dienstlei-
stungs- und Bauaufträge sowie einer Neu-
fassung der Sektorenrichtlinie kündigte er 
für die erste Hälfte Mai an (siehe hierzu 
aber den Beitrag auf Seite 37). 
 
Der Workshop über „Konzessionen und 
andere Formen öffentlich-privater Partner-
schaften“ war geprägt von einer ersten 
Analyse der neuen Mitteilung der Kom-
mission sowie von einem gelungenen Ü-
berblick über die verschiedenen Erschei-
nungsformen von PPP’s. Die Teilnehmer 
des Workshops „Erfahrungen mit dem 
Vergaberechtsänderungsgesetz“ bewerte-
ten den neu geschaffenen Rechtsschutz 
im Kern übereinstimmend als gelungen. 
Kontrovers diskutiert wurde in Workshop 3 
sowohl die Frage, ob das Verfahren des 
wettbewerblichen Dialogs überhaupt er-
forderlich sei wie auch die Frage seiner 
Ausgestaltung. Der Workshop über wett-
bewerbsfremde Regelungen zeigte bei 
einer überwiegend rechtspolitischen Be-
trachtungsweise eine mehrheitliche Ab-
lehnung solcher Regelungen. 
 
Die „Visionen für Deutschland“ des BDI-
Präsidenten Hans-Olaf Henkel, ein Rück-
blick auf das Wachsen und Werden des 
forum vergabe in den zehn Jahren seit 
seiner Gründung sowie eine vom Improvi-
sationstheater „Die Springmäuse“ darge-
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botene etwas andere Betrachtungsweise 
des Vergabewesens rundeten die Veran-
staltung ab. 
 
Entsprechend der bisherigen Übung wer-
den wir auch diesmal einen Dokumentati-
onsband herausgeben, der voraussichtlich 
aber erst nach der Sommerpause fertig-
gestellt sein wird. 
 
 
 
Mitgliederversammlung am 3.5.2000 
Änderungen im Vorstand  
 
 
Bei der 7. Mitgliederversammlung des fo-
rum vergabe am 3.5.2000 in Badenweiler 
war u.a. über die Nachbesetzung im Vor-
stand zu entscheiden. Dies war notwendig 
geworden, nachdem Frau Angelika Brug-
ger, Deutsche Bahn Cargo, mit einer Än-
derung ihres Tätigkeitsbereichs dem Vor-
stand nicht länger als stellvertretende Vor-
sitzende zur Verfügung stehen konnte. 
 
Als Nachfolgerin von Frau Brugger wähl-
ten die anwesenden Mitglieder Frau Marg-
ret Suckale. Frau Suckale ist Leiterin des 
Zentralbereichs Recht der Deutschen 
Bahn AG, in die unter Vorstandschef 
Mehdorn die bisher ausgegliederten 
Rechtsabteilungen der Bahntöchter wieder 
aufgenommen worden sind. 
 
Zum neuen Stellvertreter des Vorsitzen-
den, Staatsminister Dr. Otto Wiesheu, 
wurde Professor Dr. Meinrad Dreher ge-
wählt. Professor Dreher ist bereits seit 
Gründung des Vereins Mitglied des Vor-
stands.  
 
Das Protokoll der Mitgliederversammlung 
steht Ihnen auf Abruf zur Verfügung*). 
 
 
 
Internetseiten des forum vergabe 
jetzt startklar 
 
 
Mit der letzten Ausgabe der Monatsinfo 
(vgl. Monatsinfo 4/2000, S. 33) hatten wir 
angekündigt, dass der neue Internetauftritt 
des forum vergabe Anfang Mai zugänglich 
sein würde. Aufgrund technischer Proble-


me verzögerte sich der Start jedoch, was 
wir zu entschuldigen bitten. 
 
Nunmehr sind aber unsere Webseiten im 
angekündigten Umfang unter www.forum-
vergabe.de zu erreichen. Um auf die be-
sonders gesicherten Seiten „Nur für Mit-
glieder“ zu gelangen, benötigen Sie ein 
Passwort. Sie erhalten es mit einem ge-
sonderten Schreiben, das der Monatsinfo 
lose beigefügt ist. Das Passwort bitten wir 
nicht an Dritte weiterzugeben. 
 
Wir würden uns freuen, wenn Sie von un-
serem neuen Angebot Gebrauch machen 
und sind auch weiterhin für jede Anregung 
oder Kritik dankbar.  
 
 
 
Treffen der Regionalgruppe Süd-
west – Thema „vergabefremde As-
pekte“  
 
 
Die Regionalgruppe Südwest hatte ein 
weiteres Treffen am Mittwoch, dem 
7.6.2000, im Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr und Landesentwick-
lung, Wiesbaden. 
 
Schwerpunkt der Veranstaltung bildete 
das Thema „vergabefremde Aspekte“. 
Hierzu berichteten Vertreter der Bundes-
länder Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar-
land darüber, ob und ggf. welche legislati-
ven Aktivitäten zur Diskussion stehen. 
Eine grundlegende Auseinandersetzung 
mit der Thematik erfolgte im Rahmen ei-
nes Vortrags unter dem Titel „§ 97 Abs. 4 
Halbs. 2 GWB - europarechtswidrig, un-
anwendbar ?“ 
 
Ein Ergebnisprotokoll werden wir mit der 
Monatsinfo 6/2000 anbieten.  
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabeüberwachungsaus-
schüssen/Vergabekammern liegen uns 
insgesamt 32 neue Entscheidungen*) vor: 
Bund (5), Bayern (5), Brandenburg (9), 
Sachsen (12), Sachsen-Anhalt (1).  
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Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 8 neue Beschlüsse erhalten*) 
Kurzdarstellungen finden Sie als Anlagen 
4 bis 10. Hinzu kommt eine Entscheidung 
des VGH Rheinland-Pfalz*). 
 
 
 


Europa  
 
 
Wettbewerbsfremde Regelungen – 
Beschäftigungsförderung vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
 
 
Gegenstand eines neuen Vertragsverlet-
zungsverfahrens der EG-Kommission ge-
gen Frankreich vor dem EuGH ist die Be-
rücksichtigung von Maßnahmen der Be-
schäftigungsförderung als Zuschlagskrite-
rium (Rechtsstreit Rs C-225/98). Mit der 
Entscheidung des EuGH ist im Herbst die-
ses Jahres zu rechnen.  
 
Die Entscheidung kann vor allem im Hin-
blick auf das umstrittene sogenannte Be-
entjes-Urteil des EuGH vom 20.9.1988 
(Slg. 1988, 4635=NVwZ 1990, 353) be-
sondere Bedeutung erlangen. Bekanntlich 
hatte sich der EuGH in diesem Urteil 
grundsätzlich für die Möglichkeit der Be-
rücksichtigung zusätzlicher wettbewerbs-
fremder Eignungs- und Zuschlagskriterien 
ausgesprochen. 
 
In seinen Schlussanträgen*) hat sich der 
Generalanwalt auf den Standpunkt ge-
stellt, dass die Beschäftigungsförderung 
kein zulässiges Zuschlagskriterium dar-
stellt. Das EG-vergaberechtliche Zu-
schlagskriterium des wirtschaftlichsten 
Angebots lasse nichts anderes zu. Zuläs-
sig wäre nur, das Gebot der Beschäfti-
gungsförderung mit in die Leistungsbe-
schreibung aufzunehmen. 
 
Mit den Konsequenzen dieses Vertrags-
verletzungsverfahrens für die aktuelle 
deutsche vergaberechtliche und ord-
nungspolitische Diskussion über wettbe-
werbsfremde Regelungen hat sich einge-
hend Herr Professor Dr. Meinrad Dreher, 
stellvertretender Vorsitzender des forum 


vergabe, im Berliner Behördenspiegel, 
Beschaffung special, Nr. VI vom Juni 
2000, Seite B II, auseinandergesetzt. Im 
Einvernehmen mit dem Autor und dem 
Verlag Pro Press GmbH steht den Mitglie-
dern dieser Beitrag zur Verfügung*). 
 
 
 
Auslegende Mitteilung der Kommis-
sion zu Konzessionen und geplante 
weitere Mitteilungen 
 
 
Unter dem Datum vom 12. April hat die 
Kommission eine „Mitteilung zu Ausle-
gungsfragen im Bereich Konzessionen im 
Gemeinschaftsrecht“ vorgelegt (ABl. EG 
Nr. C 121 vom 29.4.2000, S. 2)*). Dabei 
handelt es sich um eine überarbeitete 
Fassung des Entwurfs vom 24.2.1999 (ABl 
EG Nr. C 94 vom 7.4.1999, S. 4). Die jetzt 
vorgelegte endgültige Fassung folgt weit-
gehend dem Entwurf. Wie schon der Ent-
wurf besteht sie aus zwei Hauptteilen: Der 
erste ist der Abgrenzung der Begriffe Bau- 
und Dienstleistungskonzessionen und öf-
fentliche Aufträge gewidmet; der zweite 
beschreibt die anwendbaren EU-
Vorschriften (Sekundärrecht, sprich Ver-
gaberichtlinien, und Primärrecht, sprich 
EG-Vertrag). Eine wichtige Änderung ge-
genüber dem Entwurf besteht allerdings 
darin, dass das ursprünglich mitumfasste, 
bedeutsame Thema „sonstige Formen der 
öffentlich-privaten Partnerschaften“ - oder 
auch: „public private partnerships“ - nun-
mehr ausgeklammert wurde. Vermutlich 
mit Blick auf die Vielfältigkeit der Thematik 
und die hier noch stark im Fluss befindli-
chen Entwicklungen hat die Kommission – 
wohl zu Recht – keine Chance für gegen-
wärtig schon gesamteuropäisch tragfähige 
Ausführungen gesehen. 
 
Die Mitteilung definiert Konzessionen als 
Fälle, in denen die öffentliche Hand auf 
Dritte zurückgreift, um Infrastrukturprojekte 
zu verwirklichen oder Dienstleistungen für 
die Öffentlichkeit bereitzustellen, wobei die 
dritte Seite das Ausführungsrisiko trägt. 
Die Mitteilung verweist darauf, dass das 
Gemeinschaftsrecht keine allgemeine De-
finition des Begriffs „Konzessionen“ und – 
mit Ausnahme der Baukoordinierungsricht-
linie (93/37/EWG) – keine besonderen 
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Vorschriften hierfür kenne. Anwendbar 
seien allerdings die allgemeinen Regeln 
des EG-Vertrages, insbesondere die Vor-
schriften über Nichtdiskriminierung, 
Gleichbehandlung, Transparenz, gegen-
seitige Anerkennung und Verhältnismä-
ßigkeit. 
 
Zum Zeitplan für die beabsichtigten weite-
ren Mitteilungen war zu erfahren, dass die 
Kommission möglichst noch im Sommer 
dieses Jahres eine Mitteilung zum Thema 
Umweltaspekte im öffentlichen Auftrags-
wesen vorlegen will. Eine Mitteilung zu 
sozialen Aspekten soll noch vor Weih-
nachten folgen. Auch eine Mitteilung über 
„Inhouse Procurement“ soll bis Jahresen-
de fertiggestellt sein. 
 
Zur Bedeutung der auslegenden Mitteilun-
gen der Kommission bleibt anzumerken, 
dass sie unterhalb der Ebene der gesetz-
geberischen Akte des Europarechts ein-
zuordnen sind, da sie lediglich die Auffas-
sung der Kommission zu Auslegungsfra-
gen bezüglich des Gemeinschaftsrechts 
widerspiegeln. Entsprechend ist der EuGH 
an die in den auslegenden Mitteilungen 
der Kommission dargelegten Rechtsauf-
fassungen nicht gebunden, wird sie in ein-
schlägigen Streitfällen aber nicht unbeach-
tet lassen. Gleiches gilt für Nachprüfungs-
verfahren vor Vergabekammern und OLG-
Vergabesenaten. Auch hier spielen die 
Mitteilungen unter dem Aspekt eine Rolle, 
ob sich daraus – zur Überzeugung der 
Kammer oder des Senats – rechtlich trag-
fähige Argumente für die Entscheidung in 
einem anstehenden Fall ergeben. 
 
 
 
Importanteile auf Beschaffungs-
märkten der EU-Mitgliedsstaaten 
 
 
Auf eine Anfrage des britischen EP-
Abgeordneten Christopher Huhne hat die 
EG-Kommission Angaben über den Anteil 
von Importen an den Beschaffungsmärk-
ten der EU-Mitgliedstaaten vorgelegt. 
Nach den publizierten Zahlen soll 
Deutschland mit 5 % Importanteil das 
Schlusslicht bilden. Irland stehe an der 
Spitze der Tabelle mit einem Importanteil 
von rund 32 %, gefolgt von weiteren klei-


nen Staaten. Angedeutete Schlussfolge-
rung: Die höheren Importquoten der klei-
neren Staaten bewiesen eine größere Of-
fenheit ihrer Wirtschaft. Dieser Schluss, 
mit dem zugleich der Vorwurf der Abschot-
tung größerer Staaten und insbesondere 
Deutschlands verbunden wird, lässt aller-
dings völlig außer Acht, dass kleinere 
Staaten schon wegen des Fehlens großer 
Schlüsselindustrien wie z.B. Automobilbau 
viele Güter zwangsläufig importieren müs-
sen. Im übrigen beruhen die Zahlen nur 
auf Schätzungen, deren Zustandekommen 
im Dunkeln liegt. 
 
 
 
EU-Richtlinie über Zahlungsverzug 
vor der Verabschiedung 
 
 
Mit der noch ausstehenden Zustimmung 
des Plenums des Europäischen Parla-
ments (EP) kann das Vermittlungsverfah-
ren zur Einigung über die EU-Richtlinie 
Zahlungsverzug im Handelsverkehr erfolg-
reich abgeschlossen werden. Der Rat hat 
dem Vermittlungsvorschlag bereits am 25. 
Mai zugestimmt. Die Entscheidung des 
Parlaments steht für Mitte Juni 2000 an.  
 
Das EP ist von seinen überzogenen For-
derungen weitgehend abgerückt, der Rat 
hat dagegen lediglich in drei Positionen 
Forderungen des EP nachgegeben. Kon-
kret bedeutet dies: Gemäß dem Gemein-
samen Standpunkt des Rates aus dem 
Vorjahr bleibt es unter anderem bei 
 
• der generellen 30tägigen Zahlungs-


frist für Unternehmen nach Rech-
nungsdatum bzw. (falls Datum un-
klar) nach Lieferung oder Dienstleis-
tung ohne Mahnung; 


 
• dem Verzicht auf Sonderregelungen 


für öffentliche Aufträge (Ausnahme: 
Zahlungsfrist von höchstens 60 Ta-
gen unter bestimmten Vorausset-
zungen); 


 
 
• dem beschleunigten Beitreibungs-


verfahren für unbestrittene Forde-
rungen innerhalb von 90 Tagen und  
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• dem Verzicht auf eine Garantieerklä-
rung des Hauptauftragnehmers für 
Sicherheitsleistungen seiner Unter-
auftragnehmer.  


 
Der Rat ist dagegen in drei Positionen 
Forderungen des EP entgegengekommen 
mit  
 
• der Einigung über die Höhe der Ver-


zugszinsen bei nunmehr 7% über 
dem Referenzsatz der Europäischen 
Zentralbank, soweit vertraglich 
nichts anderes vereinbart; 


 
• einer allgemeinen Formulierung zur 


gegenseitigen Anerkennung des Ei-
gentumsvorbehalts als Sicherungs-
mittel und  


 
• der Einigung über eine allgemeine 


verschuldensabhängige Schadens-
ersatzklausel für den Verzugsscha-
den. 


 
Nach der Verabschiedung der EU-
Richtlinie tritt die Richtlinie voraussichtlich 
Ende 2001 in Kraft. Die Umsetzung durch 
die Mitgliedstaaten hat binnen 18 Monaten 
nach Inkrafttreten zu erfolgen. Nach zwei 
weiteren Jahren soll ein Anwendungsbe-
richt vorgelegt werden. Der vom Vermitt-
lungsausschuss erstellte Gemeinsame 
Entwurf der EU-Richtlinie vom 2. Mai 2000 
liegt vor*). 


 
Wenn es bei dem zu erwartenden Aus-
gang des Vermittlungsverfahrens bleibt, 
hat dies zur Folge, dass das soeben erst 
im Bundesgesetzblatt vom 7.4.2000 
(BGBl. S. 330) veröffentlichte deutsche 
Gesetz zur Beschleunigung fälliger Zah-
lungen überprüft und in einzelnen Punk-
ten, z.B. beim Zinssatz, geändert werden 
muss. 
 
 
 
 
 
E-Commerce-Richtlinie der EU ver-
abschiedet 
 
 
Am 3. Mai 2000 hat das Europäische Par-
lament den Gemeinsamen Standpunkt des 


Rates vom 28. Februar 2000 zur Richtlinie 
über den Rechtsrahmen für den elektroni-
schen Geschäftsverkehr – kurz:  
E-Commerce-Richtlinie – akzeptiert. Die 
Richtlinie ist damit nach dem Amsterda-
mer Vertrag ohne weitere Befassung 
durch den Rat endgültig verabschiedet. 
Sie tritt dann in Kraft, sobald sie im EG-
Amtsblatt veröffentlicht ist. Die Richtlinie 
ist binnen 18 Monaten ab ihrem Inkrafttre-
ten in nationales Recht umzusetzen. 
 
Ziel der Richtlinie ist die Schaffung eines 
verlässlichen Rahmens für Rechtsge-
schäfte im Internet. Die Richtlinie regelt 
Kernbereiche des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs wie die Verantwortlichkeit 
von Providern, Online-Werbung und den 
Abschluss von elektronischen Verträgen. 
Dabei sollen einerseits insbesondere die 
Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit von 
Anbietern von Online-Diensten, anderer-
seits aber auch Anliegen des Verbrau-
cherschutzes geregelt werden. Auch wenn 
die Richtlinie damit in starkem Maße auf 
die Rechtsverhältnisse im Bereich „busi-
ness to customer“ bezogen ist, dürfte ihr 
auch für „business to business“-
Beziehungen und mithin für das elektroni-
sche Vergabewesen nennenswerte Be-
deutung zukommen. 
 
 
 


International  
 
 
Schweiz: Bilaterale Abkommen mit 
EU in Volksabstimmung gebilligt 
 
 
Am 21. Mai 2000 hat die schweizerische 
Bevölkerung die sieben im Juni 1999 un-
terzeichneten bilateralen Abkommen zwi-
schen der Schweiz und der EU „überra-
schend deutlich“ gebilligt, wie verschiede-
ne Schweizer Pressestimmen formulier-
ten. Die Abkommen – darunter eines zum 
öffentlichen Beschaffungswesen (vgl. be-
reits Monatsinfo 11/99, S. 7) – wurden mit 
67,2 % Ja- gegen 32,8 % Nein-Stimmen 
angenommen. Die Abstimmungsbeteili-
gung lag bei 48 %. Befürwortung fand das 
Abkommen vor allem in den größeren 
Städten und den Grenzgebieten, eher zu-
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rückhaltend bis ablehnend hat – wie häufig 
in Fragen der internationalen Öffnung – 
die Bevölkerung in den ländlichen Gebie-
ten, insbesondere in der Innerschweiz, 
votiert. Das Schweizer Parlament hatte 
dem Abkommen bereits sechs Wochen 
zuvor, das Europäische Parlament vier 
Wochen zuvor zugestimmt. Die Abkom-
men sind damit aber noch nicht wirksam. 
Denn eines von ihnen, das Abkommen 
über den freien Personenverkehr, muss 
noch von allen 15 EU-Mitgliedsstaaten 
ratifiziert werden. Erst dann kann das Ge-
samtpaket in Kraft treten. Nach dem Stand 
der Dinge ist davon auszugehen, dass alle 
Ratifizierungen noch in diesem Jahr erfol-
gen, so dass die Abkommen wie geplant 
am 1.1.2001 in Kraft treten können. 
 
Dem Abkommen über das öffentliche Be-
schaffungswesen dient das Government 
Procurement Agreement (GPA) der WTO 
als Basis. In dem bilateralen Abkommen 
haben sich die Schweiz und die EU darauf 
geeinigt, den Geltungsbereich des GPA im 
Verhältnis untereinander auszudehnen: 
Durch das Abkommen werden im Verhält-
nis zwischen der Schweiz und der EU 
nunmehr auch die Sektoren Telekommu-
nikation und Schienenverkehr sowie alle 
Beschaffungen der Gemeinden und kon-
zessionierter bzw. auf Grund eines beson-
deren oder ausschließlichen Rechts tätiger 
privater Unternehmen den Regeln des 
GPA unterstellt, soweit dessen Schwel-
lenwerte überschritten sind (Ausnahme: 
Für den Bereich Schienenverkehr gelten 
die EU-Schwellenwerte). 
 
Sind einzelne Sektoren hinreichend libera-
lisiert, können sie von der Beachtung der 
Beschaffungsregeln nach dem Abkommen 
befreit werden, was insbesondere für den 
Sektor Telekommunikation gilt. 
 
Die Überwachung der Einhaltung des Ab-
kommens erfolgt durch je eine unabhängi-
ge Kommission in der EU und in der 
Schweiz. Sowohl die Schweiz als auch die 
EU sind nach dem Abkommen zur Bereit-
stellung effizienter Rechtsschutzverfahren 
verpflichtet. 
 
Die Abkommen sind im Volltext im Internet 
erhältlich. Schnellen Zugang findet man 
über die informative Seite der Vereinigung 


Schweizerischer Unternehmen in Deutsch-
land (www.vsud.ch) unter der Rubrik 
„Schweiz“, die u.a. auf die Internetangebo-
te des Schweizerischen Integrationsbüros 
(www.europa.admin.ch) verweist. Aus 
dem insgesamt mehrere hundert Seiten 
zählenden Dokumentenangebot halten wir 
für die Mitglieder, die über keinen Internet-
Zugang verfügen, auf Abruf folgende aus-
gewählte Dokumente bereit*): 
 
• Volltext des Abkommens zum öffentli-


chen Beschaffungswesen, 
 
• Kurzbeschreibung des Abkommens 


zum öffentlichen Beschaffungswesen 
sowie zu dem ebenfalls interessanten 
Abkommen zu technischen Handels-
hemmnissen, 


 
• Kurze amtliche Erklärung der schwei-


zerischen Departemente für Volks-
wirtschaft und für auswärtige Angele-
genheiten zum Ausgang der Volksab-
stimmung. 


 
 
 
Jahresbericht des U.S. Trade  
Representative (USTR) über  
Diskriminierungen bei Vergaben 
 
 
Am 1.5.1999 veröffentlichte die US-
Regierung die drei jedes Jahr gleichzeitig 
erscheinenden Berichte „Super 301“, 
„Special 301“ sowie „Title VII“. Für das 
Vergabewesen interessiert der Bericht 
„Title VII“*) über Diskriminierungen der 
Vereinigten Staaten bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen in anderen Ländern. 
 
Im Rahmen des „Title VII“ untersucht der 
USTR die Länder, die den Verpflichtungen 
aus internationalen Abkommen zum öf-
fentlichen Auftragswesen nicht nachkom-
men. Momentan sind keine neuen WTO-
Streitschlichtungsverfahren vorgesehen. 
Erfreulich ist, dass nach der 1996 einge-
führten Title VII-Identifizierung einzelner 
Länder Deutschland für das öffentliche 
Auftragsregime im Stromsektor nicht mehr 
aufgeführt ist. 
 
Kritisch wird aber die auf Bundesebene 
eingeführte Vergabepraxis erwähnt, wo-
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nach durch Erklärungen (sog. „sect filters“) 
Scientologen oder mit ihnen verbundene 
Unternehmen von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge für Beratung und Schulungen 
ausgeschlossen werden können. Offen 
bleibt, ob es zu einer Title VII-
Identifizierung Deutschland kommen könn-
te, wenn ein US-Unternehmen auf dem 
deutschen Markt von einem öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag ausgeschlossen 
wird, weil es eine geforderte Scientology-
Erklärung nicht abgegeben hat oder nicht 
abgeben will oder aber trotz Abgabe einer 
solchen Erklärung z.B. wegen vermuteter 
oder tatsächlicher Zugehörigkeit von Mit-
gliedern zur Scientology-Sekte abgelehnt 
wird. Problem ist, dass die vergaberechtli-
che Behandlung der Scientology in 
Deutschland aufgrund deren Einstufung 
als rechtsextreme Sekte gerechtfertigt sein 
mag, die US-Regierung aber eine andere 
Sicht hat, weil dort die Scientology zu den 
anerkannten Kirchen gehört. Das State 
Department behält daher die Angelegen-
heit weiter im Auge, wohingegen im Senat 
– wie man hört – die Thematik bisher al-
lenfalls „unter der Decke“ behandelt wird. 
 
 
 
Bericht über geringe Beteiligung 
europäischer Anbieter am US-
Vergabemarkt 
 
 
Die Beteiligung europäischer Unterneh-
men am US-Vergabemarkt ist nach einem 
Bericht der Delegation der EG-
Kommission in Washington*) nach wie vor 
sehr gering. Dem Bericht zufolge belief 
sich der Anteil der europäischen Unter-
nehmen am US-Vergabemarkt im Jahr 
1998 auf nur 0,8 % des Gesamtvolumens 
aller öffentlichen Aufträge. 
 
Nach Einschätzung der Kommission ist 
diese Situation zum Teil auf Handels-
hemmnisse wie die Buy-American-
Vorschriften zurückzuführen. Den Buy-
American-Effekt schätzt die Kommission 
auf rund 25 Millionen Dollar im Jahr 2001. 
Der gesamte für europäische Unterneh-
men offene Markt für US-Bundesvergaben 
soll sich dagegen auf rund 190 Milliarden 
Dollar belaufen.  
 


Die Kommission erwägt für die Zukunft 
eine entschiedenere Strategie zur Be-
kämpfung der Buy-American-Vorschriften, 
insbesondere durch unmittelbare Einschal-
tung des US-Kongresses. Sie geht aber 
davon aus, dass man die Buy-American-
Vorschriften nicht allein für die geringe 
Marktbeteiligung europäischer Anbieter 
verantwortlich machen kann. Nach dem 
Eindruck der Kommission ist ein genereller 
Mangel an Interesse der europäischen 
Industrie am US-Vergabemarkt mit ur-
sächlich. Die Kommission will das Thema 
demnächst mit der europäischen Industrie 
erörtern. 
 
 
 
Panelbericht der WTO zum Streit um 
den koreanischen Flughafen Inchon 
vorgelegt 
 
 
Am 1.5.2000 hat das vom WTO-
Streitbeilegungsgremium (DSB) eingerich-
tete Panel seinen knapp 200 Seiten star-
ken Bericht über das Vergabeverfahren 
betreffend Bau- und Dienstleistungen für 
den Inchon International Airport (IIA) vor-
gelegt.  
 
Das Panel war im Juni 1999 auf Forde-
rung der Vereinigten Staaten eingesetzt 
worden; Amerika hatte behauptet, dass 
die koreanischen Beschaffungsmaßnah-
men für den Bau des 50 km südwestlich 
von Seoul gelegenen Flughafens Koreas 
Verpflichtungen aus dem GPA verletzten. 
Die Auseinandersetzungen der beiden 
Streitparteien USA und Korea konzentrier-
ten sich im wesentlichen auf die Frage, ob 
die verschiedenen Stellen, auf die seit 
dem Beginn des Projekts im Jahre 1990 
für das Flughafenprojekt die Verantwor-
tung vom Ministerium für Bauwesen und 
Transportwesen (MOCT) übertragen wor-
den war und die damit an der Auftragsver-
gabe beteiligt waren (namentlich die Korea 
Airports Authority – KAA – die Korea Air-
port Construction Authority – KOACA – 
und schließlich  die Inchon International 
Airport Corporation – IIAC – ), vom GPA 
bzw. Koreas Anhang I zum GPA erfasst 
seien.  
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Das Panel untersuchte im Rahmen der 
Auslegung der koreanischen Anlage I zum 
GPA die Frage, ob eine nicht im Anhang 
aufgeführte Vergabestelle dennoch dem 
Anwendungsbereich des GPA zugeordnet 
werden kann und zählte abstrakt zwei 
Konstellationen auf, in denen die Kontrolle 
einer im Anhang zum GPA benannten 
Vergabestelle über eine andere, nicht auf-
gelistete Stelle ein Maß annimmt, das es 
rechtfertigt, letztere auch in den Anwen-
dungsbereich des Übereinkommens ein-
zubeziehen: 
 
1. Wenn eine Stelle rechtlich Teil einer 


Vergabestelle ist, die im Anhang einer 
Vertragspartei zum GPA aufgelistet ist, 
muss sie gleichfalls in den Anwen-
dungsbereich des GPA einbezogen 
werden. 


 
2. Besteht zwischen den beiden Stellen 


ein Abhängigkeitsverhältnis und unter-
fällt die kontrollierende Stelle dem An-
wendungsbereich des GPA, die kon-
trollierte hingegen nicht, so gelten die 
Verpflichtungen aus dem GPA auch für 
die kontrollierte Stelle immer dann, 
wenn diese im Auftrag der kontrollie-
rende Stelle handelt. Allerdings muss 
ein schlüssiger Beweis für ein solches 
Abhängigkeitsverhältnis vorliegen.  


 
Im konkreten Fall konstatierte das Panel, 
dass die KAA bzw. deren Nachfolger KO-
ACA und IIAC hauptsächlich für die Auf-
träge für das IIA-Projekt verantwortlich 
waren und gelangte damit abschließend 
zu dem Ergebnis, dass diese Stellen keine 
Vergabestellen seien, die in den Anwen-
dungsbereich des GPA fallen.  
 
Die vorstehenden Informationen wurden 
uns freundlicherweise von den Rechtsan-
wälten Dr. Prieß und Dr. Pitschas (Fresh-
fieldsDeringer Berlin/Brüssel) zur Verfü-
gung gestellt. Deren Bericht „Jüngste Ent-
wicklungen innerhalb der WTO: Panelbe-
richt zu koreanischen Maßnahmen im Be-
reich des öffentlichen Beschaffungswe-
sens“ nimmt neben einer ausführlichen 
Darstellung auch eine Bewertung vor. Der 
Artikel steht unseren Mitgliedern per Be-
stellzettel*) zur Verfügung. 
 
 


 


„Aus der Grabbelkiste“  
 
 
• Rundschreiben-Verzeichnis-StB 00 - 


Verzeichnis der veröffentlichten Rund-
schreiben der Abteilung Straßenbau 
des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen, Stand: 1. 
Januar 2000 


 
• Ergänzende Vertragsbedingungen der 


Deutschen Telekom AG für den Kauf 
und die Wartung von Hardware (EVB 
H), Stand April 2000*) 


 
• Ergänzende Vertragsbedingungen der 


Deutschen Telekom AG für die Über-
lassung von Software (EVB Sw-
Überlassung), Stand Februar 2000*) 


 
• Ergänzende Vertragsbedingungen der 


Deutschen Telekom AG für die Pflege 
von Software (EVB Sw-Pflege), Stand 
Februar 2000*) 


 
• Antwort der Bundesregierung auf eine 


Anfrage nach den rechtlichen Ände-
rungen der VOB 2000 vom 15. April 
2000, BT-Drucksache 14/3246*) 


 
• Antwort der Bundesregierung vom 25. 


April 2000 auf eine Anfrage nach den 
Bemühungen der Bundesregierung, 
gemeinsam mit der US-Regierung bzw. 
der EU zu einem gemeinsamen restrik-
tiven internationalen Verhaltenskodex 
und zu größerer Transparenz im Be-
reich der Rüstungsexporte zu kommen, 
BT-Drucksache 14/3275*) 


 
• Exportchancen für Umwelttechnologie 


in ausgewählten afrikanischen Län-
dern, Stand Juli 1999*) 


 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern: 
 


- Malaysia („Wasserwerke müssen 
investieren - Chancen für ausländi-
sche Anbieter/Privatisierung ange-
strebt“) *); 


 
- Rumänien (Trinkwassernetz muss 


modernisiert werden - Bukarest  
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übergibt Konzessionen für Wasser-
werke an Vivendi-Konzern“) *); 


 
- Lettland („Beschaffungen im Internet 


einsehbar - Änderungen auch für 
staatliche Versorgungsbetriebe“ *) 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 
„Praxis der öffentlichen Auftrags-
vergabe (VOB/VOL/VOF)“  
von Stefan Hertwig 
 
 
Der neugewonnenen Eigenständigkeit des 
Vergaberechts im Grenzbereich zwischen 
öffentlichem und privatem Recht ist die 
neue, knapp gefasste Broschüre gewid-
met. Auf etwa 150 Seiten sind in der Ein-
leitung die Besonderheiten der öffentlichen 
Auftragsvergabe, die Rechtsquellen, Re-
gelungsgegenstände und -adressaten des 
Vergaberechts sowie die Vergabearten 
dargestellt. Die verschiedenen Vergabe-
verfahren unter den Kriterien Ausschrei-
bung – Wettbewerb – Verhandlung sind im 
ersten Hauptteil im Einzelnen erläutert. 
Den zweiten und dritten Hauptteil der 
Schrift bilden die Rechtsschutzmöglichkei-
ten gegen Vergabeverstöße der öffentli-
chen Auftraggeber sowie gegen Verstöße 
der Bieter. Dabei sind jeweils zunächst 
Fallgruppen gebildet, die entsprechende 
Reaktionen angezeigt erscheinen lassen 
können. Dies sind bei Verstößen der Auf-
traggeber der primäre Rechtsschutz mit 
national beschränkter oder europaweiter 
Publizität sowie der sekundäre Rechts-
schutz, d.h. im wesentlichen Schadenser-
satzansprüche. Bei Wettbewerbsverstö-
ßen von Bietern geht es dagegen weniger 
um förmliche Verfahren vor den entspre-
chenden Institutionen als um die unmittel-
baren Reaktionsmöglichkeiten der Auf-
traggeber, die jedoch auch beim primären 
Rechtsschutz mit nationaler Publizität eine 
Rolle spielen. Abgeschlossen werden der 
zweite und dritte Hauptteil mit einer Dar-
stellung der Verteidigungsmöglichkeiten 
des öffentlichen Auftraggebers einerseits, 
der Bieter andererseits. Ein ausführliches 
Inhaltsverzeichnis und ein Stichwortver-


zeichnis sind der Broschüre ebenso bei-
gegeben wie ein Abkürzungs- und Litera-
turverzeichnis. 
 
Die Broschüre ist erschienen in der NJW-
Schriftenreihe, Band 65, der C.H. 
Beck’schen Verlagsbuchhandlung Oskar 
Beck OHG, Wilhelmstr. 9, 80801 Mün-
chen, und kann von dort oder im Buch-
handel zum Preise von DM 42,- bezogen 
werden. 
 
 
 
Vergaberecht, Kommentar  
von Reidt, Stickler, Glahs  
 
 
Die Zahl der Kommentare zum Vergabe-
rechtsänderungsgesetz vom 28. August 
1998, das seit dem 1.1.1999 in Kraft ist, 
nimmt zu. Nach den bereits vorgestellten 
Kommentaren von Boesen und Nie-
buhr/Kulartz/Kus/Portz versteht sich auch 
der dritte Kommentar als fundierter, zuver-
lässiger und praxisorientierter Berater in 
allen Rechtsfragen des neuen Vergabe-
rechts bei Bau-, Liefer-, Dienstleistungs- 
und freiberuflichen Aufträgen nach Maß-
gabe der VOB/A, VOL/A und VOF. Neben 
der eingehenden Kommentierung des 
Vierten Teils des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen, in das das Ver-
gaberechtsänderungsgesetz übernommen 
ist, also des Vergabe- und Nachprüfungs-
verfahrens einschließlich aller daraus re-
sultierenden Rechtsansprüche überrascht 
der neue Kommentar mit Erläuterungen 
und Hinweisen auch zur bald überholten 
Vergabeverordnung vom 22. April 1994. 
Einleitung, Textanhänge, Abkürzungs- und 
Literaturverzeichnis sowie ein Sachregis-
ter runden den flüssig geschriebenen neu-
en Kommentar ab. 
 
Das neue Werk ist erschienen im Verlag 
Dr. Otto Schmidt, Köln (Unter den Ulmen 
96 – 98, 50968 Köln, Postfach 51 10 26, 
50946 Köln, Tel.: (02 21) 937 38 01, Fax: 
(02 21) 937 38 01) und von dort oder im 
Buchhandel zum Preise von DM 138.- zu 
beziehen. 
 
 
Handbuch über die Vergabe und 
Ausführung von freiberuflichen 
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Leistungen der Ingenieure und 
Landschaftsarchitekten im Straßen- 
und Brückenbau (HVA F-StB) 
 
 
Mit der Nachlieferung der CD-ROM zum 
Handbuch HVA F-StB ist nunmehr – ne-
ben der gedruckten Fassung – auch die 
unmittelbare Nutzung des Handbuchs auf 
elektronischem Wege auf einem Einzel-
platz möglich. Die CD-ROM enthält den 
Text des gesamten gedruckten Hand-
buchs im Format Word 8.0 für Windows 
(Word 97) in einem Dokument sowie die 
17 Vertragsvordrucke des Kapitels 4 „Vor-
druck“ des HVA F-StB als Dokumentvorla-
gen. Die Hinweise zu den Vordrucken sind 
dem gedruckten HVA F-StB zu entnehmen 
und als Word-Kommentarfelder in den 
entsprechenden Feldern hinterlegt. 
 
Das neue Handbuch ist mit dem Allgemei-
nen Rundschreiben Nr. 26/1999 vom 30. 
Dezember 1999 vom Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
eingeführt worden und hat das bisherige 
HIV-StB abgelöst. Das neue Handbuch 
liegt inzwischen allen neuen Verträgen 
über freiberufliche Leistungen zugrunde. 
 
Das Handbuch und die CD-ROM sind er-
hältlich beim FGSV Verlag GmbH (Post-
fach 50 13 62, 50973 Köln, Konrad-
Adenauer-Straße 13, 50996 Köln, Telefon 
02 21 / 93 55 73 – 0, Telefax 02 21 / 39 37 
47) zum Preis von DM 96,00 (Vorzugs-
preise für FGSV-Mitglieder und gestaffelt 
bei größeren Abnahmemengen ab 10 
Stück). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neues Handbuch des Gemeinsamen 
Diensts für Außenbeziehungen 
(SCR) der Europäischen Kommissi-


on für Ausschreibungen und Verga-
be von Dienstleistungs-, Bau- und 
Lieferaufträgen im Rahmen der EU-
Drittstaatenprogramme (PHARE, 
TACIS, MEDA, ALA, FED, TAFKO 
usw.) 
 
 
Nunmehr auch in deutscher Sprache ist 
dieses Handbuch erhältlich, das über die 
Website des SCR (http://europa.eu.int/ 
comm/scr/tender/index.htm) abgerufen 
werden kann. Das Handbuch basiert unter 
anderem auf der Haushaltsordnung der 
Europäischen Gemeinschaft aus dem Jah-
re 1977 und insbesondere den Allgemei-
nen Vorschriften für vom Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF, FED) finanzierte 
(öffentliche) Aufträge aus dem Jahre 1990. 
Es soll das Verständnis und die Anwen-
dung der Verfahren vereinfachen und er-
leichtern helfen, die die Dienststellen der 
Kommission bei der Finanzierung und 
Vergabe von Aufträgen zu beachten ha-
ben, die von den auftragvergebenden Be-
hörden eines begünstigten Drittstaates 
oder von der Kommission im Namen und 
für Rechnung des Begünstigten vergeben 
werden. Dabei gelangen unterschiedliche 
Ausschreibungsmodalitäten, Wertgrenzen 
und sonstige Vorschriften für Dienstlei-
stungs-, Liefer- und Bauaufträge zur An-
wendung.  
 
Die Verfahren sind weitgehend von dem 
Vorbild der EU-Richtlinien für öffentliche 
Aufträge geprägt, weichen in Einzelheiten 
aber auch davon ab. Ihre Kenntnis ist 
demgemäß auch für die potenziellen Be-
werber und Auftragnehmer bei Ausschrei-
bungen im Rahmen der EU-
Drittstaatenprogramme von Bedeutung. 
Nachdem über viele Jahre die Erfolgsquo-
te der deutschen Wirtschaft z.B. an den 
aus dem Europäischen Entwicklungsfonds 
finanzierten Aufträgen nicht befriedigen 
konnte, bleibt abzuwarten, ob das neue 
Handbuch dazu beitragen kann, deutsche 
Unternehmen stärker ins Geschäft zu 
bringen. 
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Wettbewerbsfremde Regelungen 
– schleichender Vormarsch  
 
 
Berlin machte mit dem Landesvergabege-
setz vom 9.7.1999 den Anfang bei der 
gesetzlichen Regelung wettbewerbsfrem-
der Aspekte, u.a. Tariftreue (s. Monatsinfo 
7-8/99, S. 3 f.). 
 
Bayern zog nach – mit dem ebenfalls auf 
Tariftreue bezogenen Bauaufträge-
Vergabegesetz vom 28.6.2000 (Anlage 
1). Über den Entwurf dieses Gesetzes 


hatten wir berichtet (s. Monatsinfo 4/2000, 
S. 31). Die Verabschiedung erfolgte ohne 
Änderungen. Im Gegensatz zur Berliner 
Tariftreueregelung, die für die Vergabe 
sämtlicher Bauleistungen sowie von 
Dienstleistungen bei Gebäuden und Im-
mobilien gilt, beschränkt sich der Anwen-
dungsbereich des bayerischen Gesetzes 
auf den Hochbau (vgl. Art. 3 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes).  
 
Was im Süden geht, geht auch bei uns, 
meint der Senat in Bremen und hat nun 
flugs ebenfalls ein „Gesetz über die 
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Vergabe von Bauaufträgen in Bremen“ 
initiiert (Stand: Entwurf vom 15.6.2000 – 
Anlage 2 ). Thema ist auch hier die Tarif-
treue. Inhaltlich ist der Entwurf weitgehend 
identisch mit dem bayerischen Gesetz. 
 
Das Bundesverfassungsgericht, vom Bun-
desgerichtshof auf Nichtigerklärung der 
Berliner Tariftreueregelung angerufen  
(s. Sonderinfo 1/2000 v. 10.2.2000), wird 
nicht zuletzt aufgrund personeller Verän-
derungen im zuständigen Senat noch eini-
ge Zeit für seine Entscheidung brauchen. 
Im übrigen betrifft die Entscheidung nach 
den Gründen des BGH-Beschlusses nur 
Tariftreueerklärungen für den Tiefbau, 
ließe also bei Nichtigerklärung der ein-
schlägigen Berliner Bestimmung das bay-
erische sowie das bremische Gesetz un-
berührt. Allerdings könnte das Bundesver-
fassungsgericht die Vorlagefrage erwei-
tern und sich generell mit der Frage der 
Verfassungskonformität oder -widrigkeit 
der Forderung von Tariftreueerklärungen 
bei Bauaufträgen befassen, was aus 
Gründen der Rechtssicherheit wohl nicht 
verkehrt wäre. 
 
Der Bund scheint sich dem Kampf gegen 
wettbewerbsfremde Regelungen nur im 
Rahmen des § 97 Abs. 4 GWB für den 
Bereich ab den EU-Schwellenwerten ver-
schrieben zu haben. So hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen (BMVBW) für den Bereich 
unterhalb der Schwellenwerte nunmehr 
mit Erlass vom 22.6.2000 den „Fortbe-
stand gesetzlicher Regelungen bzw. tarif-
vertraglicher und öffentlich-rechtlicher Be-
stimmungen (Tariftreueerklärung) im Zu-
sammenhang mit der Beurteilung der Eig-
nung von Unternehmen über den 30. Juni 
2000 hinaus“ festgeschrieben (Anlage 3 ). 
 
Auch auf der europäischen Bühne drohen 
wettbewerbsfremde Regelungen salonfä-
hig zu werden. Der Regelung über die 
Berücksichtigung von Umweltaspekten bei 
öffentlichen Aufträgen im Legislativpaket 
in Verbindung mit dem Entwurf eines Aus-
legungstextes der Kommission zur selben 
Thematik (siehe unten den Bericht „Um-
weltaspekte im Vergabewesen“, S. 59) 
mag man dies noch nicht nachsagen kön-
nen, weil auf produkt- und leistungsbezo-
gene Forderungen abgestellt wird. Jedoch 


könnte die beabsichtigte Erwähnung so-
zialer Aspekte in den Erwägungsgrün- 
den des Legislativpakets, wenn es dabei 
bleibt, ein unwiderruflich erster Schritt in 
Richtung auf die Akzeptanz wettbewerbs-
fremder Kriterien im Rahmen der EU-
Vergaberichtlinien sein. 
 
Ziehen wir Bilanz: Es deutet sich an, dass 
das gesetzgeberische Signal des § 97 
Abs. 4 GWB (Absage an wettbewerbs-
fremde Regelungen) ohne Wirkung bleibt. 
Für den Bereich unterhalb der EU-
Schwellenwerte ist dies klar erkennbar. 
Weder Bund noch Länder sind bereit, ein-
schlägige Verwaltungsregelungen aufzu-
heben. Und für Vergaben ab den EU-
Schwellenwerten verliert die als Hemm-
schwelle gedachte Forderung nach ge-
setzlicher Regelung an Bedeutung. Von 
der Rechtsprechung, ob national oder eu-
ropäisch, sind allenfalls bestimmte Ein-
schränkungen zu erwarten. So spitzt sich 
alles auf eine rechtspolitische Auseinan-
dersetzung über die Zulassung oder den 
Ausschluss wettbewerbsfremder Regelun-
gen im Rahmen der Diskussion über das 
EU-Legislativpaket sowie über die Ergeb-
nisse des von der Bundesregierung per 
Ende 2001 vorzulegenden Erfahrungsbe-
richts zum Vergaberechtsänderungsge-
setz zu. 
 
 
 


National 
 
 
Überarbeiteter VgV-Entwurf  
vom 8.6.2000  
 
 
Einen Vorabbericht zum überarbeiteten 
Entwurf der Vergabeverordnung (VgV) 
hatten wir bereits in der Monatsinfo 5/2000 
(Seite 38) gegeben. Der Entwurf ist seit 
Mitte Juni zusammen mit einer Darstellung 
der wesentlichen Änderungen gegenüber 
dem Entwurf vom 14.12.1999 auf unseren 
Internetseiten (www.forum-vergabe.de) 
erhältlich. Mitgliedern, die noch nicht über 
einen Internetanschluss verfügen, bieten 
wir beide Dokumente nunmehr auch per 
Bestellzettel an*).  
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Bei einer Bund-Länder-Besprechung im 
BMWi am 29. Juni 2000 kritisierten die 
Bundesländer die ihrer Ansicht nach zu 
weit gefasste Regelung über ausge-
schlossene Personen in § 16 Abs. 1 Nr. 4 
VgV-Entwurf. Daneben wurde die gerade 
erst aufgenommene Vorabinformati-
onspflicht bei beabsichtigter Beendigung 
des Vergabeverfahrens durch Aufhebung 
(§ 13 Absatz 2) mehrheitlich abgelehnt 
sowie für die Vorabinformationspflicht 
nach § 13 Abs. 1 angeregt, die Frist von 
10 Werktagen auf 10 Kalendertage umzu-
stellen. Schließlich wurde die Tendenz 
erkennbar, den Anwendungsbereich des 
3. Abschnitts der VOB und VOL weiter 
auszuhöhlen, d.h. über den Energiesektor 
hinaus nunmehr auch die Flughafen-
betreiber dem 4. Abschnitt der beiden 
Verdingungsordnungen  zuzuordnen.  
 
Der VgV-Entwurf soll im Juli ins Bundes-
kabinett und sodann nach Abschluss der 
Arbeiten an der VOL/A und VOF im Au-
gust an den Bundesrat gehen. Bei Einhal-
tung dieses Zeitplans kann damit gerech-
net werden, dass der Bundesrat seine 
Stellungnahme bei der Plenarsitzung am 
29. September beschließt. 
 
 
 
VOB 2000 verkündet 
 
 
Die Verkündung erfolgte im Bundesanzei-
ger Nr. 120 a vom 30.6.2000. Verkündet 
wurden nicht nur die Änderungen gegen-
über der Ausgabe von 1992 mit Ergän-
zungsband 1998, sondern insgesamt die 
Abschnitte 1 – 4 der VOB /A sowie die an 
10 Stellen geänderte VOB/B. Der Text der 
amtlichen Bekanntmachung liegt bei (An-
lage 4 ). Wichtig ist die darin enthaltene 
Festlegung, auf die wir schon in unseren 
Vorberichten hingewiesen hatten, dass die 
VOB 2000 in allen ihren Teilen, einschließ-
lich der Basis-§§ (Abschnitt 1 der VOB/A) 
erst mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der neuen Vergabeverordndung (steht 
gegenwärtig noch nicht fest) anzuwenden 
ist. Zu der im Abschnitt IV der amtlichen 
Bekanntmachung erwähnten Neufassung 
der Gesamtausgabe der VOB sowie eine 
bereits jetzt erhältliche Textausgabe siehe 
den Beitrag auf Seite 61. 


Anpassung des Privatrechts an den  
elektronischen Geschäftsverkehr 
 
 
Im Juni hat das Bundesjustizministerium 
den Referentenentwurf für ein bereits seit 
geraumer Zeit diskutiertes „Gesetz zur 
Anpassung der Formvorschriften des Pri-
vatrechts und anderer Vorschriften an den 
modernen Rechtsverkehr“ (Stand: 5. Juni 
2000) vorgelegt*). Das Gesetz soll der Ü-
berwindung noch bestehender Hemmnis-
se für den elektronischen Geschäftsver-
kehr im Bereich der Schriftformvorschriften 
des Privatrechts und anderer Vorschriften 
dienen. Den Kern des Entwurfs bildet die 
Reform der §§ 126 und 127 BGB. 
 
Der Entwurf sieht vor, dass die schriftliche 
Form durch die „elektronische Form“ er-
setzt werden kann, wenn sich nichts ande-
res aus dem Gesetz ergibt (Entwurf (E) § 
126 Abs. 3 BGB). Für die elektronische 
Form ist erforderlich, dass der Aussteller 
der Erklärung seinen Namen hinzufügt 
und das elektronische Element mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach 
dem Signaturgesetz versieht (E § 126 a 
Abs. 1 BGB). Damit wird die seit langem 
geforderte rechtliche Gleichwertigkeit der 
qualifizierten elektronischen Signatur mit 
der eigenhändigen Unterschrift erreicht. 
Eine solche Rechtswirksamkeit der Signa-
tur war dem deutschen Signaturgesetz 
bislang fremd; sie ist aufgrund der im Ja-
nuar in Kraft getretenen EU-
Signaturrichtlinie nunmehr geboten. Er-
wähnenswert ist, das eine Reform zur 
Rechtswirksamkeit  der digitalen Signatur 
im Rahmen der Verdingungsordnungen (§ 
21 Nr. 1 VOB/A n. F., § 21 Nr. 3 VOL/A n. 
F.) weit vor der jetzt diskutierten BGB-
Reform verabschiedet wurde und mit der 
neuen Vergabeverordnung in Kraft treten 
wird. Es lässt sich darin ein Beweis für die 
fortschrittliche Arbeit sowie für die Effi-
zienz der Normsetzung in den Verdin-
gungsausschüssen sehen. 
 
In dem jetzt vorliegenden Reformentwurf 
zum BGB ist neben der elektronischen 
Form eine vereinfachte Form in Gestalt 
der sogenannten „Textform“ (E § 126 b 
BGB) vorgesehen. Soweit durch Gesetz 
Textform vorgeschrieben ist, genügt es, 
dass die Erklärung in Schriftzeichen les-
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bar, die Person des Erklärenden angege-
ben und der Abschluss der Erklärung in 
geeigneter Weise erkennbar ist.  
 
In E § 127 BGB werden die Regeln für die 
durch Rechtsgeschäft bestimmte Form 
neu gefasst. Im Übrigen enthält der Ent-
wurf Vorschriften zur Anpassung der Zivil-
prozessordnung (E Art. 2) sowie zahlrei-
cher Gesetze, darunter auch der Verwal-
tungsgerichtsordnung (E Art. 8). 
 
 
 
Neufassung des deutschen  
Signaturgesetzes  
 
 
Ergänzend zur Reform des BGB, für die 
das Bundesjustizministerium zuständig ist, 
hat das BMWi den Entwurf für ein „Gesetz 
über Rahmenbedingungen für elektroni-
sche Signaturen (Signaturgesetz – SigG)“ 
erarbeitet*). Das neue Gesetz soll das gel-
tende deutsche Signaturgesetz vom 22. 
Juli 1997 ablösen. 
 
Die Reform wurde erforderlich, da die EU-
Signaturrichtlinie vom 13.12.1999 nicht nur 
die Gleichstellung bestimmter qualifizierter 
(„fortgeschrittener“) elektronischer Signa-
turen mit der eigenhändigen Unterschrift 
im Sinne des Zivilrechts, sondern auch 
eine Reihe weiterer Änderungen des Sig-
naturgesetzes erfordert. Dazu gehören 
insbesondere der Wegfall der Pflicht zur 
behördlichen Genehmigung der Zertifizie-
rungsstellen, eine Regelung zur Haftung 
der Zertifizierungsstellen und die Ände-
rung der Sicherheitsanforderungen an die 
Zertifizierungsstellen.  
 
Das BMWi strebt an, dass das Gesetz 
bereits zum 1. Januar 2001 in Kraft treten 
kann. 
 
 
 
Treffen der Regionalgruppe  
Südwest 
 
 
Unter der bewährten Leitung von RA Prof. 
Franke und Prof. Dr. Dreher kam die Re-
gionalgruppe Südwest am 7.6.2000 in 
Wiesbaden zu einem weiteren Treffen 


zusammen. Themenschwerpunkt war die 
Frage der Zulässigkeit wettbewerbsfrem-
der Regelungen. Hierzu stellte Herr Kling, 
Universität Mainz, eingehend die deutsche 
und europäische Rechtslage dar*). Bei der 
Diskussion ergaben Äußerungen von Ver-
tretern aus Hessen, Rheinland-Pfalz und 
Saarland, dass derzeit in diesen Bundes-
ländern keine legislativen Aktivitäten zu 
wettbewerbsfremden Aspekten geplant 
sind. Den Abschluss der Sitzung bildete 
ein Erfahrungsbericht zu den diesjährigen 
Badenweiler Gesprächen. 
 
 
 
Heißer (Veranstaltungs-) Herbst 
 
 
Nach der Sommerpause wird das forum 
vergabe ab September eine Reihe von 
Veranstaltungen zu aktuellen Themen des 
Vergabewesens durchführen. Es stehen 
bislang folgende Termine fest: 
 
• „Vergabe von Versicherungsdienstleis-


tungen“ am 12.9. in Kassel. Eine erste 
Veranstaltung zu der Thematik hatten 
wir am 3.2.2000 in Köln durchgeführt. 
Die jetzige Veranstaltung ist auf die 
Kernthemen der Beteiligung Dritter 
(z.B. Makler) bei der Vergabe und die 
europaweite Ausschreibung von Versi-
cherungsleistungen konzentriert.  


 
• „Die neue Vergabeverordnung und die 


Änderung der Verdingungsordnungen“ 
am 20.9. in Berlin und am 11.10. in 
München. Als Referenten konnten wir 
die Herren Dr. Kratzenberg, BMVBW, 
und Dr. Marx, BMWi, gewinnen.  


 
• „Entscheidungen der Vergabekam-


mern und Oberlandesgerichte in ver-
gaberechtlichen Nachprüfungsverfah-
ren 1999/2000“ am 21.9. in Berlin und 
am 12.10. in München. Dr. Sevecke 
von den Vergabekammern in Hamburg 
und RiOLG Jaeger (OLG Düsseldorf) 
werden einen Überblick über die seit 
Inkrafttreten des Vergaberechtsände-
rungsgesetzes ergangenen Entschei-
dungen der Nachprüfungsinstanzen 
geben und die wichtigsten Entschei-
dungen kommentieren. 
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• „Vergabefehler und neuer Rechts-
schutz“ am 24.10. in Köln. Bei der ers-
ten Veranstaltung am 23.3.2000 in 
Berlin konnten wir nicht alle Interes-
senten berücksichtigen, so dass wir 
uns zu einer Folgeveranstaltung ent-
schlossen haben. 


 
• „Vergabe von Entsorgungsdienstleis-


tungen“ am 8.11. in Düsseldorf. Refe-
renten sind RA Dr. Horn, Clifford 
Chance Pünder, und Herr Portz, Deut-
scher Städte- und Gemeindebund. 


 
• „Neue Ergänzende Vertragsbedingun-


gen für Informationstechnologie der öf-
fentlichen Hand (EVB-IT)“ am 15.11. in 
Frankfurt a.M.. Für die Vorträge haben 
wir die auf Seiten der Wirtschaft wie 
des federführenden Bundesinnenmi-
nisteriums maßgebend Mitwirkenden 
gewinnen können: Herrn Oberamtsrat 
Werner Leitzen (Bundesministerium 
des Innern), Herrn Claus D. Müller-
Hengstenberg (IBM Deutschland 
GmbH) sowie Herrn Michael von Wag-
ner (Siemens AG). 


 
• „eBusiness im Vergabewesen – neue 


Entwicklungen“ am 21./22.11. in Bonn. 
Im Anschluss an das letztjährige Sym-
posium werden eine Vielzahl von Refe-
renten die neuesten Tendenzen im Be-
reich des elektronischen Geschäfts-
verkehrs darstellen. 


 
Für weitere Informationen oder die Teil-
nahme an einzelnen der Veranstaltungen 
liegt ein Antwortformular (eingeordnet vor 
dem Bestellzettel) bei. Sie können aber 
auch die gedruckten Veranstaltungspro-
gramme abwarten, die wir Ihnen mit der 
Monatsinfo 7-8/2000 Anfang September 
übersenden werden. Überdies können Sie 
alle Veranstaltungsprogramme ab Mitte 
Juli auch auf unseren Webseiten 
(www.forum-vergabe.de) unter der Rubrik 
„Veranstaltungen“ einsehen. 
 
 
 
In eigener Sache 
 
 
Zum 1. Juli bahnt sich ein Personalwech-
sel im forum vergabe an. Frau Aline Klose, 


eine junge und engagierte Juristin, wird im 
Zeitraum bis Ende September sukzessive 
die Aufgaben von Herrn Rechten über-
nehmen, der zum 1. Oktober in die Abtei-
lung „Öffentliches Auftragswesen/Ver-
teidigungswirtschaft“ des BDI wechselt. 
 
Wie in der Vergangenheit so auch in die-
sem Jahr benötigt die Redaktion der Mo-
natsinfo im Sommer eine „Atempause“. Es 
wird daher im Juli keine Monatsinfo er-
scheinen. Die nächste Ausgabe 7-8/2000 
wird Ihnen Anfang September zugehen 
bzw. per Internet verfügbar sein. Es wird 
allerdings eine Sonderinfo geben (s. Bei-
trag „EU-Legislativpaket“ auf S. 58). 
 
 
 
Statistik der VK- und  
OLG-Entscheidungen  
 
 
In einem Workshop der diesjährigen Ba-
denweiler Gespräche wurden Zahlen zu 
den im Zeitraum seit Inkrafttreten des Ver-
gaberechtsänderungsgesetzes am 1.1. 
1999 bis zum 31.3.2000 ergangenen Ent-
scheidungen in vergaberechtlichen Nach-
prüfungsverfahren genannt (103 Be-
schlüsse der Vergabekammern und 11 
Entscheidungen der Vergabesenate bei 
den Oberlandesgerichten). Nach Analyse 
des uns vorliegenden Materials kommen 
wir zu etwas höheren Zahlen. Danach gab 
es im vorgenannten Zeitraum (Zahlen in 
Klammern für den Zeitraum bis 
30.6.2000): 
 
1. Beschlüsse der Vergabekammern 


insgesamt: ...........................150 (169) 
 davon zugunsten der Bieter: ....42 (51) 
         zulasten der Bieter: ...108 (118) 
 
1.1 Beschlüsse der Vergabekammern 


des Bundes: .......................... 26 (29) 
 davon zugunsten der Bieter:..... 8 (10) 
  zulasten der Bieter: ...... 18 (19) 
 
1.2 Beschlüsse der Vergabekammern der 


Länder:............................... 124 (140) 
 davon zugunsten der Bieter:... 34 (41) 
  zulasten der Bieter: ...... 90 (99) 
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2. Beschlüsse der Vergabesenate der 
OLG insgesamt:......................34 (41) 


 davon zugunsten der Bieter: ...13 (18) 
  zulasten der Bieter: ......21 (23) 
 
Nicht berücksichtigt wurden dabei Ent-
scheidungen der Vergabekammern, die in 
Abarbeitung von Altfällen noch als Verga-
beüberwachungsausschüsse tätig waren 
sowie Nebenentscheidungen der Oberlan-
desgerichte (z.B. Vorabgestattung des 
Zuschlags/Verlängerung der aufschieben-
den Wirkung der sofortigen Beschwerde), 
wenn zusätzlich eine Hauptsachenent-
scheidung erging. Berücksichtigt wurden 
aber alle Verfahren mit abschließender 
Entscheidung (Beispiel: Kostenentscheid 
nach einer Erledigungserklärung). 
 
Auch wenn selbst diese Zahlen nicht dem 
tatsächlichen Umfang aller ergangener 
Beschlüsse entsprechen (so liegt uns aus 
einigen Bundesländern bis zum heutigen 
Tage noch keine einzige Vergabekam-
merentscheidung vor) und damit nicht re-
präsentativ sind, lässt sich doch zumindest 
tendenziell feststellen, dass die Bieter vor 
den Vergabekammern überwiegend unter-
liegen, bei zweitinstanzlicher Überprüfung 
dagegen erheblich besser abschneiden.  
 
Eine verlässliche Statistik wird es pro futu-
ro geben, allerdings erst frühestens An-
fang nächsten Jahres. Denn in § 22 des 
Entwurfs der Vergabeverordnung ist vor-
gesehen, dass die Vergabekammern und 
Oberlandesgerichte bis zum 31. Januar 
eines jeden Jahres, erstmals bis zum 31. 
Januar 2001, über die Anzahl der Nach-
prüfungsverfahren des Vorjahres und de-
ren Ergebnisse an das BMWi berichten. 
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen  
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 14 neue Entscheidungen*) vor: 
Bund (3), Berlin (1), Hamburg (1), Nord-
rhein-Westfalen (1), Sachsen (7), Schles-
wig-Holstein (1). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 7 neue Beschlüsse*) erhalten. 


Kurzdarstellungen der wichtigsten Ent-
scheidungen finden Sie als Anlagen 5 - 9. 
 
 
 


Europa 
 
 
EU-Legislativpaket  
 
 
Wie in der Monatsinfo 5/2000 berichtet (s. 
dort S. 37) wurde das Legislativpaket von 
der Kommission am 10. Mai verabschie-
det, dem Binnenmarktrat bei dessen Sit-
zung am 25. Mai vorgelegt sowie an-
schließend in die sprachjuristische Über-
prüfung gegeben, die – wie man hört – in 
wenigen Tagen abgeschlossen sein soll. 
Die nächsten Arbeitsschritte sind bereits 
festgelegt: Die Ratsarbeitsgruppe „Wirt-
schaftsfragen“ wird sich in zwei Sitzungen 
am 10./11. sowie am 24./25.Juli 2000 zur 
Vorbereitung der Position des Binnen-
marktrates mit dem Legislativpaket befas-
sen. 
 
Sobald uns der Text des Legislativpakets 
vorliegt, werden wir in einer Sonderinfo 
über die wesentlichen Änderungen ge-
genüber den geltenden EU-Vergabe-
richtlinien berichten, den Text auf Abruf 
anbieten und ihn auch auf unseren Inter-
netseiten verfügbar machen. 
 
 
 
Umweltaspekte im Vergabewesen  
 
 
Dazu hat die EG-Kommission den Entwurf 
eines Auslegungstextes zur gemein-
schaftsrechtlichen Vergabegesetzgebung 
und zu den Möglichkeiten einer Berück-
sichtigung von Umweltaspekten im öffent-
lichen Auftragswesen“ erarbeitet  
(Dok. CC/00/59-CCO/00/05 v. 13. Juni 
2000, z. Zt. nur in englischer Sprache). In 
diesem seit längerem erwarteten, 19 Sei-
ten umfassenden Dokument setzt sich die 
Kommission ausführlich mit den Möglich-
keiten der Berücksichtigung von Umwelt-
aspekten bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge auseinander. 
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Die Kommission beleuchtet zunächst das 
grundsätzliche Verhältnis der EU-
Politikbereiche Umweltschutz und Bin-
nenmarkt/Öffentliches Auftragswesen. Sie 
legt dar, dass Umweltschutz seit 1987 ein 
ausdrückliches Politikziel der EU ist. Im 
Vertrag von Amsterdam werde das Prinzip 
der Integration von Umweltaspekten in 
andere Politikbereiche erneut bekräftigt. 
Umweltschutz genieße als Politikziel den 
gleichen Rang wie die Verwirklichung des 
Binnenmarkts. Aus Sicht der Kommission 
folgt daraus allerdings nicht, dass die übri-
gen EU-Politiken zu einer Verbesserung 
der Umweltschutzpolitik beitragen müs-
sen. Es sei aber zu gewährleisten, das 
von anderen Politikbereichen wie Binnen-
markt/öffentliche Aufträge keine nachteili-
gen Auswirkungen auf die Umwelt ausgin-
gen. 
 
Auf der Basis der genannten Überlegun-
gen analysiert die Kommission sodann die 
Möglichkeiten einer Berücksichtigung von 
Umweltaspekten in den verschiedenen 
Phasen des Vergabeablaufs: bei der Pro-
duktbeschreibung, im Rahmen der Krite-
rien zur Auswahl der Bewerber, der Zu-
schlagskriterien und bei zusätzlichen Be-
dingungen. 
 
Kernaussage des Papiers ist, dass grund-
sätzlich nur Umweltschutzanforderungen, 
die sich auf den Gegenstand des Produkts 
oder der Leistung beziehen, berücksichtigt 
werden dürfen. Bestimmte Produktions-
prozesse dürfen nur dann vom öffentlichen 
Auftraggeber vorgeschrieben werden, so-
weit diese Prozesse Einfluss auf das zu 
beschaffende Produkt haben. Erwäh-
nenswert sind ferner Ausführungen zur 
Behandlung von Umweltzeichen,  
-standards und -managementsystemen. 
Eine pauschale Bezugnahme auf das eu-
ropäische Umweltmanagementsystem 
EMAS bei öffentlichen Aufträgen erschei-
ne nicht zulässig; die Erfüllung von EMAS-
Vorgaben könne jedoch ggf. als Nachweis 
bestimmter Einzelanforderungen einer 
Vergabe in Betracht kommen.  
 
Anzumerken bleibt, dass sich die genann-
ten Ausführungen der Kommission aus-
schließlich auf den Geltungsbereich der 
EG-Richtlinien für öffentliche Aufträge, d.h. 
Vergaben oberhalb der Schwellenwerte 


beziehen. Die Kommission deutet an, dass 
nach ihrer Auffassung für nicht von den 
EG-Richtlinien erfasste Vergaben weiter-
gehende Möglichkeiten der Berücksichti-
gung von Umweltaspekten bestehen. 
Auch in diesem Fall müssen allerdings die 
Vorgaben des EG-Vertrags, – insbesonde-
re die Gebote der Nichtdiskriminierung 
und Verhältnismäßigkeit – berücksichtigt 
werden. 
 
 
 
EU-Richtlinie gegen Zahlungsverzug  
endgültig verabschiedet 


 
 
Nach dem Ministerrat hat nun auch – am 
16. Juni 2000 – das Europäische Parla-
ment den Vermittlungsvorschlag zur EU-
Richtlinie gegen Zahlungsverzug im Han-
delsverkehr angenommen. Damit ist das 
Vermittlungsverfahren, über das wir be-
reits in der Monatsinfo 5/2000 ausführlich 
unter Hinweis auf den Gemeinsamen Ent-
wurf der EU-Richtlinie vom 2. Mai 2000 
berichtet hatten (s. dort S. 46 f.), endgültig 
abgeschlossen. Die Richtlinie ist damit 
verabschiedet. 
 
Inhaltlich hat die Richtlinie keine wesentli-
chen Änderungen erfahren. Der Zinssatz 
für Zahlungsrückstände wurde im Kom-
promisswege auf 7% festgelegt (der Rat 
wollte 6%, das Parlament 8%); zuzüglich 
der 3,5% nach dem Zinssatz der Europäi-
schen Zentralbank ergibt sich daraus ein 
Zinssatz von insgesamt 10,5%. Den Be-
schluss des Parlaments mit dem amtlichen 
Text der neuen EU-Richtlinie und den er-
forderlichen Angaben über die Umsetzung 
der EU-Richtlinie durch die Mitgliedstaaten 
erhalten wir in Kürze*). 
 
 
 
Binnenmarktstrategie 2000 für die 
öffentlichen Beschaffungsmärkte in 
der EU  
 
 
Auf der Ratstagung am 10./11.12.1999 in 
Helsinki wurde eine Strategie für den EU-
Binnenmarkt beschlossen. Es sollte damit 
ein wirkungsvoller Rahmen für eine lau-
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fende – jährliche – Überprüfung und Ver-
besserung der EU-Politiken geschaffen 
werden. Einen ersten Bericht hat nun die 
Kommission in Form einer Mitteilung an 
das Europäische Parlament, den Rat, den 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen unter dem Titel 
„Überprüfung der Binnenmarktsstrategie 
im Jahr 2000“ vorgelegt.  
 
Im Abschnitt „Die Rahmenbedingungen für 
die Wirtschaft verbessern“ findet sich darin 
auch ein kurzer Beitrag zur Liberalisierung 
der öffentlichen Beschaffungsmärkte in 
der EU (Anlage 10 ). Bemerkenswerter-
weise wird darin das jährliche Vergabevo-
lumen in der EU für 1998 mit 1 Billion ECU 
angegeben. In der Mitteilung der Kommis-
sion zum öffentlichen Auftragswesen in 
der EU vom 11.3.1998 war dagegen noch 
die Zahl von 720 Milliarden ECU genannt 
(siehe Heft 4 unserer Schriftenreihe, S. 1). 
Entweder haben wir es also bei öffentli-
chen Aufträgen mit einem sich äußerst 
dynamisch entwickelnden Markt zu tun 
oder aber es muss angenommen werden, 
dass die Kommission Zahlen nach Belie-
ben in die Welt setzt. Da letzteres eher zu 
vermuten steht, gewinnt die Forderung an 
Gewicht, die Kommission möge nun end-
lich einmal eine verlässliche EU-Statistik 
zum Vergabewesen realisieren. Die Vor-
aussetzungen dafür sind in Form von Sta-
tistikpflichten der Mitgliedsstaaten in den 
EU-Vergaberichtlinien enthalten (siehe 
z.B. Art. 31 der Lieferkoordinierungsrichtli-
nie), jedoch lässt sich nicht feststellen, 
dass die Kommission hier so rigoros auf 
Durchsetzung achtet, wie sie es ansons-
ten für die Vorschriften der Vergaberichtli-
nien tut. 
 
Zu beachten sind auch die letzten zwei 
Sätze des beigefügten Auszugs, in denen 
die Kommission Erläuterungen darüber 
ankündigt, „wie andere politische Maß-
nahmen in den bestehenden Rechtsrah-
men integriert werden können“. Wir hoffen 
es nicht, aber es könnte darin die Ankün-
digung liegen, dass nun auch auf EU-
Ebene mit einer Öffnung der Büchse der 
Pandora für wettbewerbsfremde Regelun-
gen gerechnet werden muss. 
 
 
 


International 
 
 
US-Gesetz zur elektronischen  
Signatur verabschiedet 
 
 
Der US-Senat hat den Gesetzentwurf über 
elektronische Signaturen („Electronic 
Signature Bill“) am 16. Juni gebilligt*). Das 
Gesetz soll der elektronischen Unterschrift 
den gleichen Rechtsstatus wie den einer 
handschriftlichen Unterschrift verleihen. 
 
Die Gesetzesvorlage war bereits im Mai 
1999 auf den Weg gebracht worden. Von 
republikanischen Senatoren wurde der 
Gesetzentwurf zunächst als umständlich 
kritisiert, u.a. wegen der darin einbezoge-
nen Verbraucherschutzvorschriften. Nach-
dem Republikaner und Demokraten ge-
meinsam Vermittlungsvorschläge ausge-
arbeitet hatten, erfolgte jedoch die Verab-
schiedung im Senat zuletzt einstimmig. 
 
Präsident Clinton hat den Gesetzentwurf 
als ein für das Online-Geschäft richtungs-
weisendes und zugleich den Verbraucher-
schutz wahrendes Gesetz bezeichnet. Er 
kündigte an, das Gesetz möglichst bald zu 
unterschreiben. Nach der Unterzeichnung 
durch den Präsidenten soll das Gesetz am 
1. Oktober 2000 in Kraft treten.  
 
Lassen Sie uns dazu festhalten: Im globa-
len Wettbewerb der Umstellung auf die 
Erfordernisse des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs kann sich Deutschland 
auf dem Gebiet des Vergabewesens mit 
den USA durchaus messen. Für VOB- und 
VOL-Vergaben starten wir in etwa zeit-
gleich mit den USA in das elektronische 
Zeitalter. Nur bei der praktischen Einfüh-
rung ergeben sich Unterschiede. Wir wer-
den uns – deutsch sein heißt gründlich 
sein – mit Pilotprojekten vorantasten, die 
USA dagegen robust vorgehen, d.h. nach 
dem „trial and error“-Prinzip die Praxis 
unbesehen mit der gesetzlichen Regelung 
konfrontieren. Es wird spannend sein, 
nach einiger Zeit zu bilanzieren, wer spe-
ziell auf dem Gebiet der elektronischen 
Beschaffung für die öffentliche Hand 
schneller zu verlässlichen Verfahren und 
ihrer breiten Durchsetzung kommt.  
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Aus der Grabbelkiste *) 


 
 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern: 
 


- Russische Föderation („Flughafen 
Scheremetjo 3 wird ausgeschrie-
ben“); 


- Algerien („Algier modernisiert Flug-
häfen“); 


- Chile („Private Betreiber bauen 
Flughäfen aus“); 


- Griechenland („Ausbau der öffentli-
chen Verkehrsmittel in Athen“); 


- Brasilien („Privatisierungen geraten 
ins Stocken“); 


- Indonesien („Regierung will Privati-
sierung wiederbeleben“); 


- Jordanien („BOT-Projekte gewin-
nen an Bedeutung“); 


- Südafrika („High-Tech-Gefängnisse 
lukrativer Zweig“). 


 
• Binnenmarktanzeiger: Kommission 


warnt vor einem Nachlassen der An-
strengungen der Mitgliedsstaaten zur 
Umsetzung der Rechtsvorschriften 
(auch verfügbar im Internet unter 
http://europa.eu.int/comm/internal_mar
ket/de/update/score/score6.htm) 


 
• Entwurf eines Gesetzes zur Eindäm-


mung illegaler Betätigung im Bauge-
werbe (BR-Drs. 297/00 vom 
17.5.2000) 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 
VOB 2000 – Textausgabe 
 
 
Wie in der Monatsinfo 4/2000 angekün-
digt, ist die redaktionelle Überarbeitung 
der VOB 2000 inzwischen abgeschlossen 
und der Text im Bundesanzeiger vom 30. 
Juni 2000 veröffentlicht (Beilage Nr. 120a 
zum Bundesanzeiger vom 30. Juni 2000). 
 
Die Beilage enthält die Teile A und B der 
VOB. In Teil A erfolgte die Umsetzung der 
beiden EU-Anpassungsrichtlinien an das 


WTO-Beschaffungsübereinkommen, die 
Öffnung der VOB für digitale Angebote 
und die Anpassung an das zum 1. Januar 
1999 geänderte Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen. In Teil B sind 
punktuelle Änderungen insbesondere auf-
grund der neueren Rechtssprechung des 
Bundesgerichtshofs mit textlichen Klarstel-
lungen berücksichtigt. 
 
In den ebenfalls in der Beilage zum Bun-
desanzeiger veröffentlichten erläuternden 
Hinweisen ist im einzelnen auf die Ände-
rungen der VOB 2000 gegenüber der 
Ausgabe von 1992 mit dem Ergänzungs-
band 1998 eingegangen. Darüber hinaus 
ist auf den Bericht des Vorsitzenden des 
Hauptausschusses „Allgemeines“ des 
Deutschen Verdingungsausschusses für 
Bauleistungen (DVA) und Leiters des Re-
ferats „Recht des Bauwesens, öffentliches 
Auftragswesen“ im Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Mi-
nisterialrat Dr. Rüdiger Kratzenberg im 
Bundesbaublatt, (Heft 5/2000, Seite 14 ff) 
zu verweisen, in dem die Änderungen der 
VOB 2000 ebenfalls dargestellt sind. 
 
Zu bestellen ist die Beilage zum Preis von 
DM 22,- zzgl. Versandkosten vom Bun-
desanzeiger Verlag, Postfach 10 05 34, 
50445 Köln (Fax: 0221/97668-278). 
 
Ab dem 3.7.2000 steht die VOB 2000 
auch beim Beuth-Verlag im Internet zur 
Verfügung (vob-online.de). Die im Ab-
schnitt IV der amtlichen Bekanntmachung 
zur VOB 2000 (Anlage 4 ) genannte neue 
Gesamtausgabe der Beuth-Verlag GmbH 
erscheint – sofern der Bundesrat zur neu-
en Vergabeverordnung und den darin in 
Bezug genommenen neuen Verdingungs-
ordnungen keine Änderungswünsche hat 
– voraussichtlich im Oktober oder Novem-
ber 2000. Die Gesamtausgabe enthält 
auch die VOB Teil C mit den fachtech-
nisch überarbeiteten sowie hinsichtlich der 
DIN-Norm-Zitate überprüften und aktuali-
sierten Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen (ATV). 
 
Kurzfristig werden die neuen Texte auch in 
der Sammlung Vergaberecht, ebenfalls 
beim Beuth-Verlag GmbH erhältlich, er-
scheinen. 
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Vergabemanagement für  
öffentliche Auftraggeber  
von Thomas Ax  
 
 
Als praxisorientierter Rechtsratgeber zum 
Vergabeverfahren soll das neue Werk den 
Mitarbeitern der öffentlichen Auftraggeber 
in Bund, Ländern und Kommunen Hilfe-
stellung leisten, wenn sie Beschaffungen 
von Lieferungen und Leistungen planen, 
vorbereiten, durchführen und abwickeln. 
 
Die Kenntnis und richtige Anwendung des 
geltenden Vergaberechts ist neben dem 
erforderlichen technischen und wirtschaft-
lichen Sachverstand der Sachbearbeiter 
mehr denn je für die Mitarbeiter von Be-
deutung, um sich nicht gerichtlichen Be-
schwerdeverfahren nach dem neuen Ver-
gaberecht gegen ihre Entscheidungen 
auszusetzen. 
 
Der Bogen der mit der Erfüllung dieser 
Aufgabe verbundenen Arbeiten spannt 
sich von der richtigen Vorbereitung der 
beabsichtigten Vergabe, insbesondere der 
Auswahl der Art und Weise der Durchfüh-
rung und Finanzierung des Vorhabens 
über die Leistungsbeschreibung des Auf-
traggebers, die Eignungsprüfung der Be-
werber, die angewandte Vergabeart, die 
Bekanntmachung der Ausschreibung, die 
Bewertung der Angebote bis zur Entschei-
dung über den Zuschlag, die ex post-
Information der nicht berücksichtigten Bie-
ter und der Abwehr etwaiger Schadenser-
satzansprüche. Besonders aktuellen The-
men wie z.B. der Zulässigkeit von Bieter-
verhandlungen, der Behandlung fehlerhaf-
ter Angebote, der Aufhebung der Aus-
schreibung und möglichen Sanktionen 
gegen Unternehmen ist ebenfalls Raum 
gewidmet. Ein ausführliches Stichwortver-
zeichnis rundet das Werk ab.  
 
Das Buch ist erschienen im Verlag R.S. 
Schulz GmbH, Berger Straße 8 – 10, 
82319 Starnberg (Postfach 17 80, 82317 
Starnberg, Tel.: 08151-91 44-0, Fax: 
08151-91 44 56) und von dort oder im 
Buchhandel zum Preise von DM 54.- er-
hältlich. 
 
 
 


Vergabemanagement für  
Bieter/Bewerber  
von Thomas Ax 
 
 
Im Sinne der Ausgewogenheit hat der Ver-
fasser seinem Ratgeber für den öffentli-
chen Auftraggeber einen zweiten Band an 
die Seite gestellt, mit dem er den Bewer-
bern, Bietern und Auftragnehmern bei öf-
fentlichen Aufträgen im Zeichen des neu-
en Vergaberechts und insbesondere der 
verbesserten Rechtschutzmöglichkeiten 
ebenfalls Rat und Hilfestellung anbietet.  
 
Ziel der Darstellung ist die Optimierung 
der Bewerbungs- und Erfolgschancen bei 
den verschiedenen Auftragsarten der 
VOB, VOL und VOF. Auf die Vermittlung 
der notwendigen Kenntnisse der Vorschrif-
ten des Vergaberechts wird dabei ebenso 
Wert gelegt wie auf deren praktische Nut-
zung, z.B. der Schutzmechanismen für 
mittelständische Unternehmen, der Dar-
stellung der Risiken, z.B. des Baugrundri-
sikos bei VOB-Aufträgen oder der rechtli-
chen Möglichkeiten, z.B. auch des AGB-
Rechts und letztlich des Vergaberechts 
selbst im unvermeidlichen Streitfalle. Hier 
legt der Verfasser besonderen Wert auf 
die Information über alle den Bewerbern 
und Bietern zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten der Verfahren vor den ver-
schiedenen Institutionen und deren Ar-
beitsweise. Auch in diesem Band erleich-
tert ein Stichwortverzeichnis die rasche 
Auffindung wichtiger Informationen.  
 
Das Buch ist ebenfalls erschienen im Ver-
lag R.S. Schulz GmbH, Berger Straße 8 – 
10, 82319 Starnberg (Postfach 17 80, 
82317 Starnberg, Tel.: 08151-91 44-0, 
Fax: 08151-91 44 56) und von dort oder 
im Buchhandel zum Preise von DM 54.- 
erhältlich. 
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Vergabeverordnung, VOL/A und 
VOF 
 
 
Die Bundesregierung hat Anfang August 
die Vergabeverordnung dem Bundesrat 
zugeleitet (Bundesrats-Drucks. 455/2000 
vom 2.8.2000) *). Beim Bundesrat wird der 
Verordnungsentwurf federführend vom 
Wirtschaftsausschuss bearbeitet, der sei-
ne Empfehlungen bei einer Sitzung am  


14. September erstellen wird. Danach 
könnte der Bundesrat die Vergabeverord-
nung bei der Plenarsitzung am 29. Sep-
tember abschließend behandeln. Problem 
ist jedoch, dass bis zu diesem Zeitpunkt 
auch alle in der Vergabeverordnung in 
Bezug zu nehmenden neuen Ausgaben 
der Verdingungsordnungen vorliegen 
müssen. Die VOB 2000 liegt, wie berich-
tet, schon seit Ende Juni vor. Die VOF 
wird im Bundesanzeiger vom 13.9.2000 
als Beilage Nr. 173 a bekannt gemacht 
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werden. Der Text der VOL*) ist inzwischen 
vom Hauptausschuss des Deutschen Ver-
dingungsausschusses für Leistungen 
(DVAL) vorgelegt worden; jedoch wird die 
VOL aller Voraussicht nach per Ende Sep-
tember noch nicht veröffentlicht sein. Folg-
lich ist davon auszugehen, dass der Bun-
desrat über seine Stellungnahme zum 
Verordnungsentwurf erst bei der Plenarsit-
zung am 20. Oktober beschließen wird. 
Danach ist mit einem Inkrafttreten der 
Vergabeverordnung frühestens zum 1. 
Dezember 2000 zu rechnen. 
 
Zum Inhalt der Vergabeverordnung bleibt 
anzumerken, dass einzelne Regelungen 
des Entwurfs in jüngster Zeit nochmals in 
die Diskussion geraten sind. So ergeben 
sich Bedenken gegenüber dem Wortlaut 
des § 13 Abs. 1, in dem die neue Ver-
pflichtung des Auftraggebers zur Vorabin-
formation der nicht erfolgreichen Bieter vor 
dem „Vertragsabschluss“ geregelt ist. Der 
Begriff „Vertragsabschluss“ weicht von 
dem im deutschen Vergaberecht ganz 
allgemein üblichen, historisch und syste-
matisch legitimierten Begriff des „Zu-
schlags“ ab, was zu Rechtsunsicherheiten 
über den Regelungsgehalt der Vorschrift 
führen kann.  
Diskutiert wird zu § 13 auch, in welchem 
Umfang der Auftraggeber die nicht erfolg-
reichen Bieter über die Gründe der Nicht-
berücksichtigung informieren muss. Zwar 
soll für diese Information die Nutzung ei-
nes Standardtextes ausreichen, wobei 
dieser Text aber eine Begründung enthal-
ten muss, die auf den Einzelfall zutrifft. 
Vertreter der Auftraggeberseite befürch-
ten, dass damit der Verwaltungsaufwand 
wachsen wird, wie in einem Artikel von 
Norbert Portz (Beigeordneter beim Deut-
schen Städte- und Gemeindebund) in der 
FAZ vom 16. August 2000*) ausgeführt 
wird.  
 
In die Kritik geraten ist auch nochmals  
§ 16 des Entwurfs, der den Ausschluss 
befangener Personen regelt. Danach sind 
u.a. auch „Lebenspartner“ von Geschwis-
tern von dem Ausschlusstatbestand um-
fasst. Bemängelt wird, dass die Vorschrift 
insoweit zu weitgehend formuliert sei, da 
der Kreis der „Lebenspartner“ nicht fest zu 
umgrenzen sei. Dadurch werde die Prakti-
kabilität der Regelung beeinträchtigt.  


National 
 
 
Einführung landesgesetzlicher wett- 
bewerbsfremder Regelungen bei 
öffentlichen Aufträgen greift weiter 
um sich 
 
 
Bereits mehrfach, zuletzt in der Ausgabe 
6/2000 war dieses Thema Gegenstand der 
Berichterstattung in der Monatsinfo. Inzwi-
schen liegt auch ein Entwurf für ein Thürin-
ger Gesetz über die Vergabe von Aufträgen 
der öffentlichen Hand an das Bau- und 
Dienstleistungsgewerbe vor (Anlage 1 ). Es 
ist dem Bayerischen Bauaufträge-
Vergabegesetz nachempfunden, erweitert 
die Tariftreuepflicht aber über den Hoch-
baubereich hinaus auf Dienstleistungen. 
Der Entwurf unterscheidet sich auch inhalt-
lich von dem Bayerischen Gesetz, das für 
sämtliche Bauleistungen gilt, insofern, als 
nach dem Bayerischen Gesetz der Auftrag-
nehmer sich verpflichten muss, die Einhal-
tung der Tarifverträge seitens der Nachun-
ternehmer „sicherzustellen“, während er 
dies nach dem Thüringischen Gesetzent-
wurf nur „verlangen kann“. Ferner sieht das 
Bayerische Gesetz einen Ausschluss von 
weiteren Aufträgen bis zu drei Jahre vor, 
während der Thüringische Gesetzentwurf 
einen Ausschluss nur bis zu zwei Jahre 
zulässt. Er folgt damit insoweit dem eben-
falls in der Monatsinfo bereits vorgestellten 
Bremischen Entwurf des Bauaufträge-
Vergabegesetzes. 
 
Weitere Bundesländer werden Berlin, Bay-
ern, Bremen und Thüringen mit entspre-
chenden Gesetzentwürfen voraussichtlich 
folgen, zunächst wohl Hessen und das 
Saarland. Die weiteren Initiativen auf die-
sem Gebiet nach dem gegenwärtigen In-
formationsstand sind aus der beigefügten 
Übersicht (Anlage 2 ) ersichtlich. Einbezo-
gen sind darin auch die erkennbaren An-
sätze, die Gleichstellung der Frau in Beruf 
und Gesellschaft mit dem wettbewerbs- und 
vergaberechtsfremden Instrument der 
Frauenförderung durch öffentliche Aufträge 
zu erreichen.  
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Empfehlungen der Enquetekommis-
sion „Mittelständische Unterneh-
men“ des Landtags zur künftigen 
Gestaltung des Vergabewesens von 
Land und Kommunen in Baden-
Württemberg 
 
 
Bereits Ende Mai hat die Enquetekommis-
sion „Mittelständische Unternehmen“ eine 
vorgezogene Empfehlung zum Vergabe-
wesen von Land und Kommunen in Ba-
den-Württemberg beschlossen (Anlage 3 ). 
Es wurde Einigkeit in zentralen Punkten 
erzielt. Dazu gehören die Anwendung des 
funktionalen Auftraggeberbegriffs unter-
halb der EU-Schwellenwerte und die Aus-
dehnung des Anwendungsbereichs der 
VOB und VOL als ausgewogene Regel-
werke unter konsequenter Beachtung der 
maßgeblichen Grundsätze des Vergabe-
rechts. Eine mittelstandsfreundliche Ver-
gabepraxis durch Aufteilung der Aufträge 
in Fach- und Teillose soll eine restriktive 
Handhabung der Generalunternehmerver-
gabe, möglichst keine Parallelausschrei-
bungen und Generalunternehmervergaben 
mit oder ohne Finanzierung (sogenannte 
ABC-Ausschreibungen) bewirken und die 
Vergabe an Generalübernehmer verhin-
dern. Der verstärkte Ausbau der elektroni-
schen Auftragsvergabe und eine über-
sichtliche Gesamtregelung des Ver- 
gabewesens von Land und Kommunen im 
Landesrecht werden ebenfalls empfohlen. 
Diese ersten Ergebnisse sollen im Rah-
men der Novellierung des Mittelstandsför-
derungsgesetzes sowie des Gemeinde-
wirtschaftsrechts umgesetzt werden. 
Entsprechende Gesetzentwürfe sollen 
nach der Sommerpause in den Landtag 
eingebracht werden und zum Jahres-
wechsel in Kraft treten. Ein 12-Punkte Ka-
talog für mittelstandsgerechte Rahmenbe-
dingungen im Vergabewesen in Baden-
Württemberg umfasst weitere Themen, 
über die noch nicht Beschluss gefasst ist.  
 
 
 
 
 
 
 


Neufassung des Signaturgesetzes 
im Bundeskabinett verabschiedet 
 
 
Am 16. August 2000 hat das Bundeskabi-
nett den „Entwurf eines Gesetzes über 
Rahmenbedingungen für elektronische 
Signaturen und zur Änderung weiterer 
Vorschriften“*) verabschiedet. Mit diesem 
Gesetzentwurf sollen die Vorschriften des 
bereits seit 1997 in Geltung befindlichen 
Signaturgesetzes an die im Januar in Kraft 
getretene EU-Richtlinie über elektronische 
Signaturen angepasst werden. Der Ge-
setzentwurf zählt europaweit zu den ers-
ten Umsetzungsregelungen zur Signatur-
richtlinie. Die Neuregelung hat erhebliche 
Bedeutung für die Fortentwicklung des 
eBusiness im allgemeinen und insbeson-
dere auch für das elektronische Vergabe-
wesen, das für die digitale Angebotsabga-
be die Verwendung der digitalen Signatur 
vorschreibt. 
 
Zweck des jetzt vorgelegten Gesetzent-
wurfs ist es, Rahmenbedingungen für  
elektronische Signaturen entsprechend 
der EU-Signaturrichtlinie zu schaffen (§1 
Abs. 1). Der Entwurf regelt im Kern die 
Sicherheitsanforderungen an „qualifizierte“  
elektronische Signaturen, die den soge-
nannten „fortgeschrittenen“ elektronischen 
Signaturen im Sinne der EU-Signaturricht- 
linie entsprechen, die bestimmte (zusätzli-
che) Voraussetzungen im Sinne der An-
hänge I bis III der EU-Signaturrichtlinie 
erfüllen (vgl. § 2 Nr. 3), d.h. auf einem gül-
tigen Zertifikat beruhen und mit einer si-
cheren Signaturerstellungseinheit erzeugt 
werden. Der Gesetzentwurf lässt daneben 
auch andere elektronische Signaturen zu, 
soweit nicht bestimmte elektronische Sig-
naturen durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben sind (§ 1 Abs. 2). 
 
Der Gesetzentwurf unterscheidet sich von 
dem noch geltenden Signaturgesetz ins-
besondere dadurch, dass infolge der Vor-
gaben der EU-Signaturrichtlinie die Ge-
nehmigungspflicht für Zertifizierungsstellen 
entfällt. Stattdessen wird lediglich ein all-
gemeines Aufsichtssystem eingeführt. 
Insoweit ist verschiedentlich von einer 
„Absenkung des Schutzniveaus“ infolge 
des EU-Rechts gesprochen worden. Die 
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Sicherheitsanforderungen an Zertifizie-
rungsstellen und technische Signaturkom-
ponenten werden an die EU-Signatur-
richtlinie angeglichen. Anstelle der Ge-
nehmigungspflicht wird eine freiwillige 
Akkreditierung für Zertifizierungsdienste-
anbieter eingeführt (§ 15). Akkreditierte 
Zertifizierungsdiensteanbieter erhalten die 
Berechtigung, im Geschäftsverkehr mit der 
umfänglich geprüften Sicherheit ihrer Zerti-
fikate werben zu können. Für Zertifizie-
rungsdiensteanbieter, die bereits nach 
geltendem Signaturgesetz geprüfte Leis-
tungen oder Produkte anbieten, ist eine 
Bestandsschutzregelung vorgesehen. 
Schließlich wird – entsprechend den euro-
päischen Vorgaben – eine Haftung der 
Zertifizierungsdiensteanbieter vorgesehen 
(§ 11). Die nach der EU-Signaturrichtlinie 
vorzusehende Rechtswirkung qualifizierter 
elektronischer Signaturen wird nicht im 
Signaturgesetz, sondern im Entwurf des 
Gesetzes zur Anpassung der Formvor-
schriften des Privatrechts an den moder-
nen Geschäftsverkehr geregelt. Diese Ge-
setzesnovelle bezieht sich insbesondere 
auf die Reform der §§ 126 ff BGB. 
 
Der Entwurf des neuen Signaturgesetzes 
soll im Herbst im Bundestag beraten und 
bereits im kommenden Jahr in Kraft treten. 
Ungeachtet der – in Deutschland bereits 
1997 erfolgten – Schaffung eines Rechts-
rahmens für elektronische Signaturen lei-
det deren praktische Verbreitung noch an 
Unsicherheiten hinsichtlich der Interopera-
bilität der Signaturen. 
 
 
 
„Initiative D 21“ mit elektronischem 
Vergabewesen befasst 
 
 
Die „Initiative D 21“, die auf eine möglichst 
optimale Gestaltung des deutschen We-
ges in das Informationszeitalter abzielt, ist 
u.a. auch mit Fragen der künftigen Gestal-
tung des eBusiness im Vergabewesen 
befasst.  
 
Die Initiative, die von der IT-Industrie mit 
Unterstützung der Bundesregierung getra-
gen wird, widmet sich der Intensivierung 
des IT-Einsatzes in insgesamt fünf ver-
schiedenen Arbeitsgruppen: „Ordnungs-


rahmen“, „Vorreiterrolle des Staates“, „Bil-
dung und Qualifikation“, „Frauen und 
Informationstechnik“, „Gründungsoffensi-
ve“. 
 
Aspekte der elektronischen Auftragsver-
gabe werden in Arbeitsgruppe 2 erörtert. 
Im Mittelpunkt steht aktuell insbesondere 
die Ausgestaltung des praktischen Einsat-
zes der digitalen Signatur bei der elektro-
nischen Angebotsabgabe. Als wesentliche 
Herausforderungen werden insoweit ei-
nerseits die Gewährleistung eines ausrei-
chend hohen Schutzniveaus für die bei der 
Angebotsabgabe eingesetzte elektroni-
sche Signatur und andererseits die bislang 
nicht hinreichend gewährleistete Interope-
rabilität unterschiedlicher Signaturen be-
trachtet. 
 
 
 
Neue Doppelspitze im Vorsitz der 
Regionalgruppe Nordrhein-Westfa-
len – Nächstes Treffen am 14. Sep-
tember  
 
 
Die gemeinsame Leitung der Regional-
gruppe Nordrhein-Westfalen hat neben 
Rechtsanwältin Dr. Ute Jasper nun Wolf-
gang Jaeger, Vorsitzender Richter am 
Oberlandesgericht Düsseldorf, übernom-
men.  
 
Das nächste Treffen der Regionalgruppe 
Nordrhein-Westfalen wird am Donnerstag, 
den 14. September 2000 um 17 Uhr in der 
Cecilienallee 5, 40474 Düsseldorf stattfin-
den. Das Thema der Veranstaltung lautet 
„Interessenkollisionen im Vergabeverfah-
ren“, in das Norbert Portz, Beigeordneter 
des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes und Vorstandsmitglied des forum 
vergabe e.V., einführen wird.  
 
 
 
Badenweiler Gespräche 2001 
 
 
Die nächsten Badenweiler Gespräche 
werden am 24. bis 26. Oktober 2001, wie 
gewohnt in Badenweiler, stattfinden. 
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In diesem Zusammenhang möchten wir 
darauf hinweisen, dass der Dokumentati-
onsband Badenweiler 2000 voraussichtlich 
erst im Spätherbst erscheinen wird, da 
sich die Beiträge einzelner Vortragender 
verzögert haben. 
 
 
 
Veranstaltungen zum Vergabewesen 
 
 
Am 29. November 2000 wird der DIHT 
gemeinsam mit dem AHO eine Veranstal-
tung „rund um die VOF“ durchführen. Nä-
here Informationen sind als Anlage 4  bei-
gefügt. 
 
Neben den in der letzten Monatsinfo an-
gekündigten Veranstaltungen des forum 
vergabe steht mittlerweile eine weitere 
Veranstaltung fest: „Vergaberechtliche 
Probleme beim Outsourcing und Insour-
cing kommunaler Aufgaben“, am 5. De-
zember in Düsseldorf. Nähere Informatio-
nen dazu können Sie wie immer unter 
unserer o.a. Anschrift erhalten. 
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 33 neue Entscheidungen*) vor: 
Bund (7), Bayern (1), Baden-Württemberg 
(7), Berlin (1), Bremen (1), Nordrhein-
Westfalen (1), Niedersachsen (2), Rhein-
land-Pfalz (5), Sachsen (5), Sachsen-
Anhalt (3). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 24 neue Beschlüsse*)  erhalten. 
Kurzdarstellungen der wichtigsten Ent-
scheidungen finden Sie als Anlagen 
(5-20) . 
 
Darüber hinaus noch ein Hinweis zum 
EuGH: Die Leitsätze einer interessanten 
Entscheidung des EuGHs vom 18.11.99 
zum Diskriminierungsverbot bei Vergabe 
öffentlicher Lieferaufträge durch private 
Unternehmen sind über den Bestellzettel 
abrufbar*). 
 


Europa 
 
 
Bewirtschaftung von Bau- und Ab-
bruchabfällen 
 
 
Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sol-
len staatliche Stellen künftig eine Vorbild-
funktion bei der Entsorgung von Bau- und 
Abbruchabfällen übernehmen. Dazu sollen 
die staatlichen Stellen bei der Erstellung 
der Lastenhefte für Neubauten Vorsorge-
maßnahmen in Bezug auf Menge und Ge-
fährlichkeit der Abfälle treffen. Sie können, 
unabhängig von der europäischen Ge-
setzgebung zum Vergabewesen, von den 
Auftragnehmern den Einsatz einer be-
stimmten Mindestmenge Recyclingmateri-
al verlangen. Pilot-Abbruchbaustellen sol-
len die Anwendung der Verfahren zur 
Abfallvermeidung und -verwertung de-
monstrieren. Verfahrenskodices können 
die Anwendung von Verfahren zum selek-
tiven Abriss, zum Sortieren an der Quelle 
und zum getrennten Sammeln sowie den 
Einsatz von Verwertungssystemen vor-
schreiben und regeln und sollen in den 
Lastenheften der öffentlichen Ausschrei-
bungen Berücksichtigung finden.  
 
Geeignete Vorschläge zur Erfüllung dieser 
Ziele bei Ausschreibungen öffentlicher 
Aufträge, bei denen auch die in der Ab-
bruchgenehmigung enthaltenen Informati-
onen als Grundlage zur Erstellung der 
Lastenhefte und bei der Auswahl des Ab-
bruchunternehmens dienen, sollen in eine 
Empfehlung des Ministerrates und des 
Europäischen Parlaments aufgenommen 
werden, die gegenwärtig vorbereitet wird. 
Dies sieht ein Arbeitspapier der Generaldi-
rektion Umwelt der Europäischen Kom-
mission (DG ENV. E. 3 vom 4. April 
2000*)) vor, über das im Herbst 2000 Be-
schluss gefasst werden soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 







Monatsinfo 7-8/2000  forum vergabe e.V.  


68 


Kommission hat weitere Vertrags-
verletzungsverfahren eingeleitet 
 
 
Gegen Deutschland wurden im Juli und 
August insgesamt fünf Verfahren im Be-
reich des öffentlichen Auftragswesens 
durch die Kommission eingeleitet. Drei 
Vertragsverletzungsverfahren betreffen die 
Nichteinhaltung der Dienstleistungsrichtli-
nie 92/50/EWG, ein weiteres Vertragsver-
letzungsverfahren betrifft die Nichteinhal-
tung der Richtlinie über die Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge (93/37/EWG). Im 
letzten Verfahren geht es um die man-
gelnde Umsetzung der Richtlinie 98/4/EG. 
Eine Zusammenstellung der Verfahren ist 
als Anlage 21  beigefügt. 
 
Gegen das Vereinigte Königreich liegen 
ebenfalls fünf Fälle vor, gegen Italien, Bel-
gien, Österreich und Frankreich jeweils ein 
Fall (siehe Anlage 22 ). 
 
 
 
Ausschreibungen für 18 ISPA-Pro-
jekte in Kandidatenländern 
 
ISPA (Instrument for Structural Policies for 
Pre-Accession) ist das strukturpolitische 
Instrument, das 10 mittel- und osteuropäi-
sche Kandidatenländer (Bulgarien, Est-
land, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien und Un-
garn) dabei unterstützen soll, sich im Um-
welt- und Verkehrssektor an EU-
Standards anzupassen. Für den Zeitraum 
2000 bis 2006 stehen dafür finanzielle 
Mittel in Höhe von jährlich 1,04 Mrd. Euro 
zur Verfügung. 


 
Kürzlich hat der ISPA-Verwaltungsaus-
schuss zusätzlich zu den ersten vier im 
Juni 2000 verabschiedeten Projekten 14 
weitere Projekte zur Verbesserung der 
Umwelt- und Verkehrsinfrastruktur in sie-
ben der zehn mittel- und osteuropäischen 
Kandidatenländer verabschiedet. Voraus-
setzung für die Implementierung ist die 
endgültige Zustimmung der Generaldirek-
tion Regionalpolitik der Europäischen 
Kommission, die kurzfristig erwartet wird. 
Die Umsetzung beginnt mit den üblichen 
Ausschreibungsverfahren, deren Ab-


schluss noch vor Ende des Jahres zu er-
warten ist.  
 
Bei der Verteilung der Projekte auf die 
beiden genannten Sektoren dominiert zur-
zeit noch der Bereich Verkehr, und zwar – 
den Zielen der EU entsprechend – ausge-
wogen verteilt auf Schiene und Straße. In 
der für November vorgesehenen Sitzung 
des ISPA-Verwaltungsausschusses sollen 
Umweltprojekte größere Berücksichtigung 
finden. Bis Ende des Jahres soll eine 
gleichmäßige Verteilung erreicht sein. Im 
Umweltbereich sollen im Rahmen von  
ISPA vor allem Verbesserungen bei der 
Trinkwasserversorgung, der Behandlung 
von Abwässern, der Abfallbewirtschaftung 
und im Bereich der Luftverschmutzung 
erreicht werden. Dabei soll ein möglichst 
großer Multiplikatoreffekt erzielt werden. 
 
Der Gesamtwert der verabschiedeten 18 
Projekte beträgt 1,25 Mrd. Euro, zu dem 
ISPA einen Beitrag von insgesamt 825 
Mio. Euro leistet. Alle Projekte werden von 
den Empfängerländern co-finanziert. Zu-
sätzliche Hilfe kommt auch von der Euro-
päischen Investitionsbank (Luxemburg) 
und der Europäischen Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung (London), die an 
der Konzeption der Mehrzahl der Projekte 
beteiligt waren. Eine kurze Übersicht über 
die Projekte liegt vor*) . 
 
Informationen über Projekte und Aus-
schreibungen sowie die Kontaktadressen 
in den Kandidatenländern finden sich auf 
der Website der Generaldirektion Regio-
nalpolitik unter: 
http://europa.eu.int/comm/regional_policy/
activity/ispa/ispa_de.htm. Anträge von 
Unternehmen müssen an die nationale 
ISPA-Koordinierungsstelle gerichtet wer-
den. 
 
Weitere Auskünfte erteilt auch das ISPA-
Sekretariat, das erreichbar ist unter: 
Tel.: +32 (0) 2 295 14 30; Fax: +32 (0) 2 
296 10 96. 
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Entwurf des neuen österreichischen 
Bundesvergabegesetzes 
 
 
Zum österreichischen Bundesvergabege-
setz 1997 (BGBl I 1997/56 idF zuletzt 
BGBl I 1999/120) liegt ein umfangreicher, 
derzeit in Begutachtung befindlicher No-
vellierungsentwurf vor, der unter anderem 
auch eine Neuerlassung des Gesetzes im 
Sinn einer Verbesserung der Übersicht-
lichkeit vorsieht*). 
 
Als inhaltliche Schwerpunkte des Entwurfs 
sind anzusehen: 
 
Ausdrückliche Regelung der Bekämpfbar-
keit des Zuschlags 
Entsprechend dem "Ökopunkte"-Urteil des 
EuGH soll die Zuschlagsentscheidung 
einer Bekanntmachungspflicht unterliegen, 
wobei mit der Bekanntmachung eine Still-
haltefrist von im Regelfall zwei Wochen 
beginnt, während welcher der Zuschlag 
bei sonstiger Nichtigkeit nicht erteilt wer-
den darf. Der nicht erfolgreiche Bieter hat 
ein Recht auf Auskünfte über die Gründe 
der Zuschlagsentscheidung. 
 
Umgestaltung der Kontrollbehörde 
An die Stelle des Bundesvergabeamts, 
welches als "kollegiale Verwaltungsbehör-
de mit richterlichem Einschlag" gemäß  
Art 133 Z 4 B-VG eingerichtet ist, soll ein 
Bundesvergabekontrollsenat als unabhän-
giger Verwaltungssenat gemäß Art 129c 
B-VG treten, dessen Senatsvorsitzende 
hauptberuflich tätig sein werden, die Bei-
sitzer wie bisher nebenberuflich. 
Diese Neuregelung wurde durch eine Ent-
scheidung des Verfassungsgerichtshofs 
vom September vorigen Jahres erforder-
lich, welches die bisherige Organisations-
form für verfassungswidrig erklärte. Aller-
dings wird über eine Neugestaltung bereits 
seit längerem diskutiert, insbesondere 
wurde die bloß nebenberufliche Tätigkeit 
der Senatsvorsitzenden bemängelt. Ferner 
sollen substantielle Verfahrensgebühren 
und eine Kostenersatzpflicht eingeführt 
werden. 
 
 
 


Einarbeitung der überarbeiteten ÖNORM 
A 2050 
Das BVergG 1997 verweist an vielen Stel-
len auf Regelungen der ÖNORM A 2050. 
Im Interesse einer besseren Lesbarkeit 
soll die am 1. 3. 2000 neugefasste Verga-
benorm in den Gesetzestext integriert 
werden. 
 
Elektronische Medien 
Für die Nutzung der elektronischen Me-
dien in der Vergabe sollen gesetzliche 
Voraussetzungen geschaffen werden. 
 
von Brigitte Gutknecht, Universität Wien 
 
 
 


Aus der Grabbelkiste *) 


 
 
• Bekanntmachung Nr. 101/2000 über 


die Anmeldung von Änderungen der 
Konditionenempfehlung „Ergänzende 
Vertragsbedingungen zur VOL und 
VOB für die Gewerke Sterilisations- 
und Desinfektionsanlagen (EVB 
Ster/Des)“ 


 
• Bekanntmachung Nr. 118/2000 über 


die Anmeldung einer Einkaufsgemein-
schaft Kommunaler Krankenhäuser eG 
im Deutschen Städtetag 


 
• Fundstellenübersicht zum „Gesetz zur 


Beschleunigung fälliger Zahlungen“ 
 
• Allgemeine Rundschreiben des Bun-


desministeriums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen: 


 
- Standardleistungskatalog für den 


Straßen- und Brückenbau, Fort-
schreibung der Leistungsbereiche 
LB 816 „Gerüste, Behelfsbrücken“ 
und LB 806 „Erdbau“ 


- Standardleistungskatalog für den 
Straßen- und Brückenbau, Her-
ausgabe der Leistungsbereiche LB 
107 „Landschaftsbau“, LB 125 
„Tunnelbau“ und LB 129 „Schutz- 
und Leiteinrichtungen“ 


- Standardleistungskatalog für den 
Wasserbau, Einführung überarbei-
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teter Leistungsbereiche sowie Zu-
sätzlicher Technischer Vertragsbe-
dingungen-Wasserbau 


- Straßenbau: Vergabebestimmun-
gen, Spekulationsangebote 


 
• Beschluss Nr. 2/2000 des Assoziati-


onsrates EG-Türkei vom 11. April 2000 
über die Aufnahme von Verhandlun-
gen zwischen der Gemeinschaft und 
der Türkei über die Liberalisierung des 
Dienstleistungssektors und die gegen-
seitige Öffnung der öffentlichen Be-
schaffungsmärkte und Beschluss Nr. 
3/2000 vom 11. April 2000 zur Errich-
tung von Unterausschüssen 


 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern: 
 


- Italien („Hochgeschwindigkeitspro-
jekte in der Diskussion“) 


- Thailand („Nachholbedarf bei 
Betreibermodellen“) 


- Großbritannien („Bedeutung privat 
finanzierter Projekte wächst“) 


- Algerien („Neue Kraftwerke in der 
Planung“) 


- Ungarn („Öffentliche Beschaffung 
gewinnt an Bedeutung“) 


- Costa Rica („Trinkwassernetz wird 
ausgebaut“) 


- Vietnam („Energiesektor steht un-
ter Spannung“) 


- Griechenland („Beschaffungswe-
sen wird modernisiert“) 


- Irland („Öffentliche Vorhaben häu-
figer privat finanziert“) 


- Mazedonien („Beschleunigte Mo-
dernisierung des Straßennetzes“) 


- Israel („Milliardenbeträge für die 
Regionalbahn“) 


- Lettland („Kfz-Beschaffungsregeln 
geändert“) 


- Taiwan („Mit neuem Gesetz gegen 
Korruption“) 


- Kroatien („Reform des Energie-
marktes geplant“) 


- Argentinien („Ausschreibungen im 
Internet“) 
 


 


Neues Schrifttum 
 
 
Das neue Vergaberecht – Aktuelle 
Vorschriften für Ausschreibung, 
Vergabe und Angebot bei öffentli-
chen Aufträgen 
von Wolfgang E. Trautner 
 
 
Weitere aktuelle Informationen zum Ver-
gaberecht, insbesondere zum Recht-
schutzverfahren vor den Vergabekammern 
und zur neuen Verdingungsordnung für 
Bauleistungen (VOB 2000), enthalten die 
beiden letzten Ergänzungslieferungen die-
ses Sammelwerks, auf das wir bereits in 
einer früheren Ausgabe der Monatsinfo  
(7-8/99) hingewiesen hatten. 
 
Weiter ausgebaut wurde auch der Ab-
schnitt des Sammelwerks mit der neues-
ten Rechtsprechung und insbesondere 
vielfältigen praktischen Hinweisen zur rich-
tigen Vorgehensweise im Verfahren vor 
den Vergabekammern. Der inzwischen 
vom Bundeskabinett verabschiedete Ent-
wurf der neuen Vergabeverordnung ist 
ebenso berücksichtigt wie die zu erwar-
tenden praktischen Rückwirkungen der 
neuen VOB auf das Vergabeverfahren. 
Der Ausblick auf zukünftige Entwicklun-
gen, z.B. auf den Erlass von Landesver-
gabegesetzen im Zeichen der notwendi-
gen Überführung von Verwaltungsvor-
schriften in gesetzliche Regelungen nach 
Maßgabe von § 97 Abs. 4, 2 Hs. GWB, 
unterstreicht ebenfalls das Bemühen des 
Verfassers um aktuelle Informationen der 
Benutzer des Sammelwerks. 
 
Das Handbuch ist erschienen im Forum-
Verlag Herkert GmbH, Postfach 13 40, 
86408 Mering (Tel.: 0 82 33/38 11 23, Fax: 
0 82 33/38 12 22) und von dort oder im 
Buchhandel zum Preise von DM 98,- zu 
beziehen. 
 
 
 
 
 
 
 







forum vergabe e.V.  Monatsinfo 7-8/2000 


71 


 


Europa im Internet – Organe, Institu-
tionen und Datenbanken – , 
herausgegeben vom Europäischen-
Beratungszentrum der deutschen 
Wirtschaft (EBZ) 
 
 
Den geraden – zeitsparenden und erfolg-
reichen – Weg durch das vielfältige Infor-
mationsangebot im Internet will dieser in 5. 
Auflage erschienene Führer aufzeigen, der 
insbesondere die Bedürfnisse kleiner und 
mittlerer Unternehmen berücksichtigt. Das 
beim Bundesverband der Deutschen In-
dustrie angesiedelte EBZ ist Mitglied im 
Netz der Euro-Info-Zentren (EIC), die von 
der Europäischen Kommission gefördert 
werden. 
 
Bei dem Führer handelt es sich in erster 
Linie um ein umfassendes Internet-
Adressenverzeichnis mit Zugriffsmöglich-
keiten vor allem auf die europäischen 
Rechtsvorschriften, die Fördermöglichkei-
ten für kleine und mittlere Unternehmen, 
Normen und technische Standards, öffent-
liches Auftragswesen, die EU-Förder-
programme, Kooperationen von Unter-
nehmen und die Umstellung auf den EU-
RO. Mittels der nach Themenkreisen ge-
ordneten Adressen ist es möglich, mit Hilfe 
des Inhaltsverzeichnisses gezielt Informa-
tionen zu Fragen rund um Europa und die 
Europäische Union einzuholen und dabei 
eine Reihe von effizienten Suchmaschinen 
einzusetzen. 
 
Die neue Auflage der Informationsschrift 
ist in einer Papierversion und als pdf-
Datei, die den direkten elektronischen 
Zugriff auf die Internetseiten ermöglicht, 
erhältlich. Das Verzeichnis kann gegen 
eine Schutzgebühr von DM 20,- unter An-
gabe von Name und Adresse per e-Mail 
eec@bdi-online.de oder per Fax: 0 30/20 
28-26 23 beim EBZ bestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 


Die Koordinierung der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge in der Europäi-
schen Union 
von Kirsten Michaela Frank 
 
 
Inhalt, Analyse, Umsetzung und Durchset-
zung der Vorschriften des europäischen 
Vergaberechts für öffentliche Aufträge auf 
der Ebene der EU-Mitgliedsstaaten bilden 
die Schwerpunkte der Dissertation der 
Verfasserin. Ausgehend von der Darstel-
lung der Nachteile der nationalen Markt-
abschottung beschreibt sie eingehend den 
mit den EU-Richtlinien eingeleiteten Koor-
dinierungsprozess des nationalen Verga-
berechts und die weiteren Maßnahmen 
zur wirksamen gegenseitigen Marktöff-
nung für Liefer-, Bau-, Dienstleistungs- 
und Sektorenaufträge. Bei der Auswertung 
der Ergebnisse gelangte sie zu dem er-
nüchternden Urteil und der Prognose, 
dass der einheitliche EU-weite Beschaf-
fungsmarkt noch immer nicht Wirklichkeit 
und weitere Fortschritte schwierig seien. 
Nur der administrative Aufwand, den viel-
fältigen Bemühungen zum Erfolg und 
Durchbruch zu verhelfen, habe zugenom-
men. Dennoch böten die bisherigen An-
sätze eine tragfähige Grundlage für weite-
re Maßnahmen, wie sie z.B. mit den 
nunmehr vorgeschlagenen Zusammenfas-
sungen der Richtlinien begonnen worden 
seien.  
Verzeichnisse wichtiger Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofes zu den 
EU-Koordinierungsrichtlinien zum öffentli-
chen Auftragswesen und damit verbunde-
nen Maßnahmen und einschlägige Doku-
mente, ein Literatur- und ein 
Stichwortverzeichnis runden die Arbeit ab, 
die durch ein sorgfältig gegliedertes In-
haltsverzeichnis auch praktisch nutzbar 
ist. 
 
Die Arbeit ist erschienen als Band 11 der 
Schriftenreihe: Studien zu Finanzen, Geld 
und Kapital im Verlag Duncker & Humblot 
GmbH, Verlagsbuchhandlung, Berlin, 
(Postfach 41 03 29, D-12113 Berlin, Carl-
Heinrich-Becker-Weg 9, D-12165 Berlin, 
Telefon: (030) 79 00 06 – 0, Telefax (0 30) 
79 00 06 – 31) und von dort oder im 
Buchhandel zum Preis von DM 148,00 zu 
beziehen. 







Monatsinfo 7-8/2000  forum vergabe e.V.  


72 


Sekundärzwecke im Vergabever- 
fahren 
von Christoph Benedict 
 
 
Die Diskussion über die Berücksichtigung 
zusätzlicher Prüfungs- und Nachweis-
pflichten bei öffentlichen Aufträgen hat im 
Zeichen der künftig erforderlichen landes- 
oder bundesgesetzlichen Regelung sol-
cher Pflichten zum 1. Juli dieses Jahres 
erheblich an Bedeutung gewonnen. Die-
ses Themas hat sich der Verfasser in sei-
ner Dissertation angenommen. Sie beginnt 
mit einer Bestandsaufnahme der Instru-
mentalisierung der Auftragsvergabe durch 
zusätzliche Zwecke, die sodann auf den 
Prüfstand ihrer gemeinschaftsrechtlichen 
Zulässigkeit im Hinblick auf den EG-
Vertrag und die Richtlinien für öffentliche 
Aufträge gestellt werden. Die Ergebnisse 
der Untersuchung sind Gegenstand eines 
umfangreichen eigenen Kapitels, auch in 
englischer Sprache, in dem insbesondere 
zwischen den Rückwirkungen des EG-
Vertragsrechts und der Richtlinien in Be-
zug auf die angesprochenen Sekundär-
zwecke im Vergabeverfahren differenziert 
wird. Ein umfassendes Literaturverzeich-
nis, Hinweise auf wichtige Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshof, ein praxis-
nahes Sachregister und ein ausführliches 
Inhaltsverzeichnis runden die Arbeit ab. 
 
Sie ist als Band 140 der Schriftenreihe: 
Beiträge zum ausländischen öffentlichen 
Recht und Völkerrecht des Max-Planck-
Instituts für ausländisches öffentliches 
Recht und Völkerrecht im Springer-Verlag 
Berlin . Heidelberg . New York erschienen 
und im Buchhandel zum Preis von DM 
149,00 erhältlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Preisrecht – Ökonomische Rationa-
lität und praktische Vernunft des all-
gemeinen und besonderen Rechts 
der Bildung und Verlautbarung von 
Preisen 
von Berndt Hauptkorn 
 
 
Eine umfassende und systematische Er-
schließung des Preisrechts in Deutschland 
ist Gegenstand der Dissertation des Ver-
fassers, in der nur in knapper Form auch 
das Preisrecht für öffentliche Aufträge als 
Teilbereich des besonderen Preisrechts 
abgehandelt ist. Behandelt beim besonde-
ren Preisrecht auf der Grundlage der Ge-
neralklausel staatlicher Preispolitik nach  
§ 2 Preisgesetz sind ferner die im Privati-
sierungsprozess befindlichen Ausnahme-
bereiche des Wettbewerbs der Energie-
versorgung, Postdienst, Bahnverkehr oder 
Telekommunikation. Ohne Belang dürften 
hier die Preisregelungen ärztlicher Hono-
rare oder pharmazeutischer Produkte sein.  
 
Das Gleiche gilt für die in der Untersu-
chung bei weitem überwiegende Behand-
lung der preistheoretischen und rechts-
dogmatischen Grundlagen für die grund-
gesetzliche Preisverfassung und das ein-
fachgesetzliche Preisrecht. Mit ihrer 
grundlegenden Bedeutung für die ökono-
mische Rationalität und praktische Ver-
nunft des allgemeinen und besonderen 
Rechts der Bildung und Verlautbarung von 
Preisen und des Anspruchs des Verfas-
sers auf die vollständige Erfassung des 
breitgestreuten Regelungswerks ist die 
Arbeit für einen weit über die Mitglieder 
des forum vergabe hinausgehenden Be-
reich von Interesse. 
 
Die Arbeit ist erschienen als Band 129 der 
Schriften zum Wirtschaftsrecht des Ver-
lags Duncker & Humblot GmbH, Verlags-
buchhandlung, Berlin, (Postfach 41 03 29, 
D-12113 Berlin, Carl-Heinrich-Becker-Weg 
9, D-12165 Berlin, Telefon: ( 30) 79 00 06 
– 0, Telefax (0 30) 79 00 06 – 31) und von 
dort oder im Buchhandel zum Preis von 
DM 138,00 zu beziehen. 
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VOB-Gesamtausgabe 2000  
herausgegeben von der Beuth Ver-
lag GmbH Berlin 
 
 
Erstmals seit 1992 erscheint im Herbst 
2000 die VOB-Gesamtausgabe nach einer 
grundlegenden Überarbeitung. Sie enthält 
umfassende Änderungen der VOB/A so-
wie Änderungen der VOB/B. Darüber hin-
aus werden die fachtechnisch und redakti-
onell überarbeiteten Allgemeinen Tech-
nischen Vertragsbedingungen (ATV) der 
VOB/C veröffentlicht.  
 
Die VOB-Gesamtausgabe 2000 kostet DM 
52,-. Sie ist erhältlich bei der Beuth Verlag 
GmbH, 10772 Berlin (Tel.: 0 30/26 01-22 
40, Fax: 0 30/26 01-17 24) oder im Buch-
handel. 
 
 
 
Neuer Zusatzband zur VOB 2000 
der Beuth Verlag GmbH 
 
 
Als neuer Zusatzband zur VOB 2000 er-
scheint auch eine VOB-Teilausgabe mit 
der VOB/A, der VOB/B und nur den All-
gemeinen Technischen Vertragsbedin-
gungen für Bauleistungen (ATV): Allge-
meine Regelungen für Bauarbeiten jeder 
Art – ATV DIN 18 2 99 der VOB/C. Zusätz-
lich aufgenommen werden das Vergabe-
rechtsänderungsgesetz sowie die Verga-
beverordnung. 
 
Der Zusatzband zur VOB 2000 kostet DM 
22,- und ist bei der Beuth Verlag GmbH, 
10772 Berlin (Tel.: 030/26 01-22 40, Fax: 
0 30/26 01-17 24) oder im Buchhandel 
erhältlich. 
 
 
 
Kommentar zur VOL/A 
von Daub/Eberstein 
 
 
In 5. Auflage angekündigt, deren Erschei-
nungstermin noch nicht feststeht, aber 
bereits bestellt werden kann die Neuaufla-
ge dieses altbewährten Standardkommen-


tars zur VOL/A. Pünktlich mit dem Inkraft-
treten der neuen VOL 2000 soll die 
Neuauflage vorliegen, jedoch hängen be-
kanntlich die Veröffentlichung und das 
Inkrafttreten der drei neuen Verdingungs-
ordnungen (VOL, VOB, VOF) von dem 
Termin des Inkrafttretens der neuen Ver-
gabeverordnung ab.  
 
In der Neuauflage finden die grundlegen-
den Neuerungen auf dem Gebiet des eu-
ropäischen und internationalen Beschaf-
fungswesens, das heißt z.B. die in die 
VOL/A 2000 eingearbeiteten Vorschriften 
des EU-Vergaberechts zur Einbeziehung 
des Government Procurement Agreement 
der Welthandelsorganisation, die Recht-
sprechung der Vergabesenate, Vergabe-
kammern bzw. – bisher – der Überwa-
chungsausschüsse ebenso Aufnahme wie 
die Verarbeitung der neuesten Literatur 
zur VOL/A und die neue Vergabeverord-
nung. Wesentlich ist auch die Berücksich-
tigung – neben dem Liefersektor – auch 
des gesamten Dienstleistungssektors ein-
schließlich der Informationstechnologie, 
des Verkehrswesens, des Forschungs- 
oder des Entsorgungssektors.  
 
Die Neuauflage in nochmals erweitertem 
Umfang von etwa 1300 Seiten kostet  
DM 180,- und ist beim Werner-Verlag, 
Postfach 105 354, 40044 Düsseldorf (Be-
stellfax: 02 11/38 31 04) oder im Buch-
handel erhältlich. 
 
 
 
Neu aufgelegt: VOB 1926 des 
Reichsverdingungsausschusses 
 
 
Ein handliches Büchlein im Format DIN A5 
von 220 Seiten, das war die erste VOB 
vom Mai 1926, von der der Beuth-Verlag 
bereits 1996 ein Reprint veröffentlicht hat, 
das erst jetzt der Redaktion unter die 
Hände gekommen ist. 
 
16 Seiten Vergabe- („Vergebungs-”) vor-
schriften, 18 Seiten Vertragsbedingungen, 
176 Seiten technische Vorschriften, zwei 
Seiten Schrifttumshinweise und ein drei-
seitiges Vorwort machten den Inhalt die-
ses Regelwerks zur Erfassung der Bau-
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vergaben unter allen rechtlichen, wirt-
schaftlichen und technischen Aspekten 
aus. 
 
Ihnen stehen heute zwar immer noch nur 
18 Seiten Vertragsbedingungen, aber 138 
Seiten Vergaberecht und 603 Seiten All-
gemeine Technische Vertragsbedingun-
gen (ATV) gegenüber. Inhalt und Umfang 
der damaligen Regelungen stellen Kennt-
nisreichtum und Weitsicht des Reichsver-
dingungsausschusses noch immer unter 
Beweis. Die heutige Regeldichte findet 
(nicht immer fortschrittlich) ihren Ausdruck 
in den immer umfangreicher gewordenen 
Vergabevorschriften und technischen Vor-
schriften. Eine Reminiszenz an vergange-
ne Zeiten stellt dieses Bändchen dar, das 
es verdient gehabt hätte, schon beim 75-
jährigen Jubiläum der VOB gewürdigt zu 
werden. Für Liebhaber ist der Reprint vom 
Beuth-Verlag, Burggrafenstr. 6, 10787 
Berlin erhältlich, solange der Vorrat reicht. 
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Vergabeverordnung – Änderungs-
vorschläge durch den Bundesrat 
nicht auszuschließen 
 
 
Nach dem Verlauf der bisherigen Beratun-
gen des Entwurfs der Vergabeverordnung 
(VgV) sind Änderungsforderungen des 
Bundesrates nicht auszuschließen. Der 
federführende Wirtschaftsausschuss so-
wie die mitberatenden Ausschüsse für 
Wohnungswesen und Inneres haben in-


zwischen ein Votum gefasst, das aller-
dings bislang noch nicht in einer offiziellen 
Fassung vorliegt. Das Ergebnis der Bera-
tungen im Finanzausschuss ist für den  
5. Oktober terminiert. Die Beschlussfas-
sung im Plenum ist für den 20. Oktober 
vorgesehen. 
 
Nach bislang vorliegenden Informationen 
sprechen sich der Wohnungs- und der 
Innenausschuss für eine Verkürzung der 
Frist für die Vorabinformation der nicht 
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erfolgreichen Bieter (§ 13 VgV) von 14 auf 
10 Kalendertage aus. Berücksichtigt wird 
damit das Argument der Auftraggeber, die 
im Regierungsentwurf vorgesehene Frist 
von 14 Kalendertagen stelle eine unan-
gemessene Verzögerung des Vergabever-
fahrens dar. Die Anbieterseite hat demge-
genüber geltend gemacht, eine 14 tägige 
Frist sei angesichts der Komplexität der 
tatsächlichen und rechtlichen Beurteilung 
vieler Vergabeverfahren als Minimum an-
zusehen; eine Verkürzung dieser Frist sei 
europarechtlich bedenklich und könne die 
Streithäufigkeit durch vorsorgliche Be-
schwerdeeinlegung erhöhen. 
 
Gegenstand weiterer möglicher Ände-
rungsvorschläge des Bundesrates ist die 
Regelung der Befangenheit in § 16 VgV. 
Hierzu ist bemängelt worden, der Aus-
schlusstatbestand des § 16 Abs. 1  
Nr. 3 VgV sei zu weitgehend. Dies gelte 
beispielsweise für Fälle, in denen kommu-
nale Unternehmen am Vergabeverfahren 
teilnähmen und der Bürgermeister sowohl 
Organ der ausschreibenden Kommune als 
auch – aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
– Organmitglied des kommunalen Unter-
nehmens sei. Ferner wird gefordert, die 
Lebenspartner aus dem Kreis der „als vor-
eingenommen geltenden Personen“ im 
Sinne des § 16 Abs. 2 des Entwurfs der 
VgV herauszunehmen, da der Begriff „Le-
benspartner“ zu unbestimmt sei. 
 
Zu den Verdingungsordnungen, denen der 
Bundesrat ebenfalls zustimmen muss, 
liegen – soweit bisher ersichtlich – keine 
Änderungsvorschläge vor. Es deutet sich 
allerdings an, dass der Bundesrat erneut – 
wie bereits 1997 – eine Entschließung 
über eine verstärkte Beteiligung an den 
materiellen Bestimmungen des Vergabe-
rechts fassen wird. 
 
 
 


National 
 
 
Berichtigung zur VOB 2000 
 
 
Durch Bekanntmachung im Bundesanzei-
ger Nr. 182 vom 26.9.2000, Seite 19125 


(Anlage 1), wurde die Neufassung der 
VOB/A hinsichtlich der Anhänge A/SKR 
bis F/SKR des Abschnitts 3 berichtigt.  
 
 
 
Veröffentlichung der VOL, Fassung 
2000 
 
 
Die Veröffentlichung wird im Bundesan-
zeiger vom 24.10.2000 als Beilage Nr. 
200a erfolgen. 
 
 
 
Thema „wettbewerbsfremde Rege-
lungen“ bleibt aktuell 
 
 
Wettbewerbsfremde Regelungen bleiben 
ein Dauerbrenner. Auch nach der Som-
merpause gibt es auf allen Ebenen neue 
Initiativen. Thematisch scheint sich eine 
Fokussierung auf die Tariftreue zu erge-
ben. Zu erwähnen ist eine neue landesge-
setzliche Regelung aus dem Saarland. 
Das Gesetz über die Vergabe von Bauauf-
trägen im Saarland (Saarländisches Bau-
aufträgevergabegesetz)*) wird in den 
nächsten Wochen im Amtsblatt veröffent-
licht und dann rückwirkend zum 1.9.2000 
in Kraft treten. 


 
Inhaltlich entspricht das Gesetz nahezu 
gänzlich dem Bayerischen Bauaufträge-
Vergabegesetz vom 28.6.2000 (vgl. Mo-
natsinfo 6/2000, S. 53 und Anlage 1). Eine 
minimale Lockerung gegenüber der süd-
deutschen Regelung ergibt sich alleine in 
Art. 3 Abs. 1. Danach muss sich der Auf-
tragnehmer nur verpflichten, die tarifliche 
Entlohnung der Arbeiter auch von seinen 
Nachunternehmern „zu verlangen“ (ent-
sprechend dem thüringischen Entwurf), 
während er nach der bayerischen Rege-
lung diesen Mindestlohn bei seinen Nach-
unternehmern „sicherstellen“ muss. Auch 
in der Ausschlussfrist (Art. 4 Abs. 3) befin-
det sich die Saarländische Regelung in 
guter Gesellschaft: Übereinstimmend mit 
den Gesetzen für Bayern, Bremen (Ent-
wurf) und Thüringen (Entwurf), sind Auf-
tragssperren bis zu drei Jahren erlaubt. 
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Bayern ist über seine landesrechtliche 
Regelung hinaus auch auf Bundesebene 
aktiv geworden: Mit einer am 15.7. be-
schlossenen Bundesratsinitiative (BR-
Drucks. 438/2000 v. 26.7.2000*)) soll in 
das Tarifvertragsgesetz (TVG) ein neuer  
§ 5a eingefügt werden, wonach der Lan-
desgesetzgeber bestimmen kann, dass 
bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
Tariftreueerklärungen zu fordern sind. 
Diese landesrechtlichen Vorschriften sol-
len dann den übrigen Bestimmungen des 
TVG und den §§ 19 f. GWB vorgehen. 
 
Hintergrund ist der Beschluss des BGH 
vom 18.1.2000 (vgl. hierzu Sonderinfo 
1/2000) zum Berliner Landesvergabege-
setz. Der X. Zivilsenat erkannte bekanntli-
cherweise einen Verstoß gegen die bun-
desrechtlich abschließende Regelung der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung (§ 5 
TVG) und legte dem BVerfG das Gesetz 
zur Entscheidung über dessen Nichtigkeit 
vor. Diese Rechtsauffassung habe zu Un-
sicherheiten geführt und manche Länder 
dürften deswegen von einem Landesver-
gabegesetz Abstand genommen haben, 
so die Überlegungen aus München mit 
dem Fazit: „Diese Unsicherheit muss des-
halb im Interesse der Rechtssicherheit bei 
der Vergabe öffentlicher Bauaufträge, zur 
Vermeidung von Vergabe- und Investiti-
onsblockaden, vor allem aber zur Erhal-
tung zehntausender heimischer Arbeits-
plätze in der Baubranche, zur Verhin- 
derung von Dumpinglöhnen am Bau und 
zur Bewahrung der unverzichtbaren Ord-
nungsfunktion der Tarifverträge im Baube-
reich so rasch wie möglich beseitigt wer-
den. Es erscheint auch volkswirtschaftlich 
und finanzpolitisch nicht sinnvoll, Einspa-
rungen der öffentlichen Haushalte durch 
eine billigere Vergabe von Bauaufträgen 
gegen zusätzliche Belastungen der Bei-
tragszahler zur Arbeitslosenversicherung 
des Bundes und der Sozialhilfeträger „zu 
erkaufen.“ 
 
Ob man damit „die Kuh vom Eis“ holen 
kann, ist derzeit noch nicht zu sagen. Ein 
Termin zur Behandlung der Initiative im 
Bundesrat steht noch nicht fest. 
 
Kritisch vermerkt sei zur Initiative Bayerns 
im Bundesrat, dass hier der § 97 Abs. 4 


GWB als eine „ausreichende bundesrecht-
liche Ermächtigung für den Landesgesetz-
geber, die in zahlreichen Ländern beste-
henden Tariftreueregelungen beizubehal-
ten“ dargestellt wird. Tatsächlich bildet die 
Vorschrift keine Ermächtigungsnorm, son-
dern enthält ein Verbot wettbewerbsfrem-
der Regelungen mit Ausnahmevorbehalt. 
 
Der Bundestag beschäftigt sich ebenfalls 
mit der vergaberechtlichen Thematik. Am 
28.9. wurde ein Antrag der PDS-Fraktion 
auf „Sicherung tarifrechtlicher, arbeits- und 
sozialrechtlicher Standards und Förderung 
arbeitsmarktpolitischer Zielsetzungen 
durch ein Vergabegesetz“ (BT-Drucks. 
14/4036 vom 5.9.2000*)) behandelt. Weite-
re Forderungen neben der Tariftreue bilde-
ten Frauenförderung, die Bereitstellung 
von Ausbildungsplätzen und die Erfüllung 
der Beschäftigungsquote von Schwerbe-
hinderten. Eine Aussprache fand nicht 
statt. Die Reden der Fraktionsvertreter 
wurden zu Protokoll*) genommen. Eine 
weitere Beratung ist nicht vorgesehen. 
 
Abschließend ist in diesem Zusammen-
hang auf ein aktuelles Urteil des EuGH 
vom 26.9.2000*) hinzuweisen: Der Rechts-
sache C-225/98 (Kommission – Französi-
sche Republik) lagen verschiedene Ver-
gabeverfahren (Bau und Unterhaltung von 
Schulgebäuden durch die Region Nord-
Pas-de-Calais und das Departement Nord) 
zu Grunde. Im Rahmen einer Vielzahl von 
Beanstandungen rügte die Kommission 
u.a. auch, dass unter den Zuschlagskrite-
rien die Förderung öffentlicher Maßnah-
men zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
auf örtlicher Ebene aufgeführt war. Unter 
Bezugnahme auf das „Beentjes-Urteil“ 
vom 20.9.1988 (Rechtssache C-31/87) 
stellt der EuGH fest, dass ein mit dem 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit zusam-
menhängendes Zuschlagskriterium zuläs-
sig ist, wenn es die wesentlichen Grund-
sätze des Gemeinschaftsrechts, vor allem 
das Diskriminierungsverbot, berücksichtigt 
und wenn es in der Bekanntmachung des 
Auftrags ausdrücklich angegeben wird, 
damit alle interessierten Unternehmen in 
der Lage sind, vom Bestehen dieses Zu-
schlagskriteriums Kenntnis zu nehmen 
(Nrn. 46 – 54 der Entscheidung). Dem 
Urteil – auch Beentjes II genannt – dürfte 
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im Zuge der weiteren Arbeit am EU-
Legislativpaket wesentliche Bedeutung 
zukommen. Denn es ist bekannt, dass 
sich einzelne Generaldirektionen der 
Kommission dafür einsetzen, in die Ver-
gaberichtlinien Bestimmungen über die 
Zulässigkeit wettbewerbsfremder Forde-
rungen aufzunehmen und mit dahin ge-
henden Vorstößen auch bei der Beratung 
des Legislativpakets im Europäischen Par-
lament zu rechnen ist. Durch das Beentjes 
II-Urteil werden „diese Kreise“ in ihren 
Bemühungen gestärkt. 
 
 
 
Auswirkungen des Gesetzes zur 
Beschleunigung fälliger Zahlungen 
 
 
Über Inhalt und Werdegang dieses Geset-
zes hatten wir bereits mehrfach berichtet 
(vgl. Monatsinfo 2/2000, S. 12; 4/2000, S. 
32 und 5/2000, S. 46). Im Zusammenspiel 
mit der am 29.6.2000 verabschiedeten 
EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug im Geschäftsverkehr 
(2000/35/EG), die im Amtsblatt der EG Nr. 
L 200 vom 8.8.2000, S. 35, veröffentlicht 
worden ist*) ergeben sich einige wichtige 
Hinweise auf den Anwendungsbereich.  
 
Durch das Bundesgesetz wurde in § 284 
BGB ein Absatz 3 eingefügt, wonach Ver-
zug bereits 30 Tage nach Zugang einer 
Rechnung eintritt, ohne dass es einer 
Mahnung bedarf. In § 288 Abs. 1 Satz 1 
BGB wurde der Zinssatz von bisher insge-
samt 4% auf nunmehr 5% über dem Ba-
siszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-
Überleitungs-Gesetzes vom 9.6.1998 
(BGBl. I S. 1242; derzeit 3,42%) erhöht. 
Damit beträgt der Verzugszins momentan 
8,42%.  
 
Die vorgenannten schuldrechtlichen Rege-
lungen sind indes einzelvertraglich abän-
derbar und können sogar gänzlich abbe-
dungen werden. Im Rahmen von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
Musterverträgen schützt dabei § 9 Abs. 1 
AGBG vor einer unangemessenen Be-
nachteiligung der Verwender.  
 
Entgegen dem neuen § 284 Abs. 3 BGB 
tritt die Fälligkeit der Schlussrechnung 


nach § 16 Nr. 3 Abs. 1 VOB/B erst zwei 
Monate nach Rechnungszugang ein, ein 
Zinsanspruch besteht erst nach Ablauf 
einer vom Auftragnehmer zu setzenden 
angemessenen Nachfrist (§ 16 Nr. 5 Abs. 
3 VOB/B). Die Höhe beträgt 1% (5% nach 
der VOB 2000) über dem Satz der Spit-
zenrefinanzierungsfazilität (SRF-Satz), der 
seit 9.6.2000 5,25% beträgt. Nach der 
bislang gültigen VOB/B ergibt sich damit 
ein Verzugszins von 6,25%, nach Inkraft-
treten der VOB 2000 wird er 10,25% 
betragen. Die VOB-Regelungen sind aller-
dings nur dann wirksam, wenn dem Ver-
trag die VOB „als Ganzes“ zugrunde liegt. 
Ein bloß geringer Eingriff in die Vorschrif-
ten, der eine nicht mehr vollständige An-
wendung der VOB zur Folge hat, führt 
nach Meinung des BGH zur Unwirksam-
keit der Vereinbarung mit der Konse-
quenz, dass die Regelungen der §§ 284, 
288 BGB gelten. Die VOL/B sieht keine 
gesonderten Verzugsregelungen vor. In  
§ 7 Nr. 1 VOL/B wird auf die gesetzlichen 
Regelungen verwiesen. 
 
Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie Zah-
lungsverzug, die gemäß Art. 6 Abs. 1 bis 
zum 8.8.2002 zu erfolgen hat, ergibt sich 
dann ein geänderter Zinssatz von mindes-
tens 7% über dem SRF-Satz, sofern ver-
traglich nichts anderes vereinbart wird. 
Verzug tritt unter den Voraussetzungen 
nach Art. 3 der Richtlinie ohne Mahnung 
ein; diese Regelung ist nicht abdingbar, 
muss also im Zuge der deutschen Umset-
zung der Richtlinie in die VOB/B über-
nommen werden.  
 
 
 
Arbeitsgruppe „Zukunft von DVA 
und VOB“ des Deutschen Verdin-
gungsausschusses für Bauleistun-
gen (DVA ) 
 
 
Der DVA-Vorstand hat den zweiten Bericht 
der eingesetzten Arbeitsgruppe von Ver-
tretern aller interessierten Bereiche zur 
Zukunftsbestimmung des DVA selbst und 
der von ihm gestalteten und fortzuschrei-
benden Verdingungsordnung für Bauleis-
tungen (VOB) angenommen. Wichtigster 
Punkt des zweiten Berichts sind die „Er-
läuterung zur Zusammenfassung von 
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Fachlosen, Bildung von Teillosen“ im 
Spannungsfeld zwischen der traditionellen 
Vergabe von Bauleistungen in Mengen- 
und Teillosen nach § 4 VOB/A und der 
Generalunter- bzw. übernehmervergabe. 
Der DVA-Vorstand hat diese Erläuterun-
gen zustimmend zur Kenntnis genommen, 
gleichzeitig jedoch die Fortführung der 
Arbeiten zur Behandlung noch offener 
Punkte im DVA-Hauptausschuss Allge-
meines angeregt. Diese Punkte betreffen 
z.B. die Anwendung des Bauvergabe-
rechts bei sog. ABC-Ausschreibungen 
(Parallelausschreibungen) und die Ge-
genüberstellung und Abgrenzung von Ge-
neralunternehmer- und übernehmerverga-
ben. Der zweite Bericht der DVA-
Arbeitsgruppe, mit dem diese ihre Arbeit 
vorläufig abgeschlossen hat, steht den 
Mitgliedern auf Abruf zur Verfügung*). 
 
 
 
Nachprüfungsinstanzen im Verga-
bewesen 
 
 
Unter tatkräftiger Unterstützung durch ei-
nige Mitglieder konnte die Aktualisierung 
und Vervollständigung des vielfach nach-
gefragten Gesamtverzeichnisses der Ver-
gabe-Nachprüfungsinstanzen abgeschlos-
sen werden. Nach eingehender Korres-
pondenz mit den Ländern gehen wir davon 
aus, dass die Instanzen des neuen 
Rechtsschutzsystems für das Vergabewe-
sen auf Bundes- und Länderebene nun-
mehr vollständig erfasst sind. Insbesonde-
re die Einrichtung von Vergabekammern 
und Vergabeprüfstellen sowie von VOB-
/VOL-/ VOF-Stellen für Aufträge ober- und 
unterhalb der EU-Schwellenwerte ergibt 
ein vielschichtiges Bild. Das gleiche gilt für 
die Zuordnung der Aufträge im Anwen-
dungsbereich der drei Verdingungsord-
nungen VOB, VOL und VOF zu den 
Nachprüfungsstellen. In manchen Bundes-
ländern (z.B. den Stadtstaaten) überneh-
men die Vergabekammern gleichzeitig die 
Aufgaben der Vergabeprüfstellen und 
VOB-/VOL-/VOF-Stellen. In anderen Län-
dern sind die Vergabeprüfstellen zugleich 
VOB-/VOL-/VOF-Stellen. Auch wird teil-
weise scharf zwischen den Zuständigkei-
ten für VOB-, VOL- und VOF-Fälle unter-


schieden, während demgegenüber in 
anderen Ländern diese Kompetenzen in-
einander übergehen. Die Einzelheiten er-
geben sich aus dem als Anlage 2  beige-
gebenen Gesamtverzeichnis. 
 
 
 
Vergabe von Stromlieferverträgen 
durch Kommunen –  
Beantwortung einer Anfrage im 
Landtag NW 
 
 
Gegenstand der Anfrage bildeten Strom-
lieferverträge, die Kommunen zur De-
ckung ihres Eigenbedarfs, insbesondere 
zur Versorgung kommunaler Gebäude, 
abgeschlossen haben und verlängern oder 
neu vergeben wollen. Antwort des nord-
rhein-westfälischen Innenministeriums im 
Namen der Landesregierung: Der Neuab-
schluss von Stromlieferverträgen sei 
grundsätzlich ausschreibungspflichtig und 
bei Überschreiten des Schwellenwertes 
regelmäßig europaweit auszuschreiben. 
Wie bei der Verlängerung von befristeten 
Stromlieferverträgen zu verfahren sei, 
könne dagegen nur im jeweiligen Einzelfall 
beurteilt werden. Dabei werde zu prüfen 
sein, ob die Vertragsverlängerung einem 
Neuabschluss gleichkomme. Weitere Ein-
zelheiten s. Drucks. 13/155 NW-Landtag 
vom 4.9.2000*). 
 
 
 
 
 


Treffen der Regionalgruppe Nord-
rhein-Westfalen 
 
 
Am 14. September 2000 kam in Düssel-
dorf die Regionalgruppe Nordrhein-
Westfalen ein weiteres Mal zusammen. 
Erstmals übernahm neben Frau Dr. Jasper 
der neue Vorsitzende der Regionalgruppe, 
Herr Jaeger, die Leitung. Themenschwer-
punkt war das Problem der Interessenkol-
lision. Nach einem Vortrag von Herrn 
Portz, Beigeordneter des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes, verlief die Dis-
kussion sehr lebhaft. Im Ergebnis einig 
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waren sich die meisten Teilnehmer, dass  
§ 16 des Entwurfs der neuen Vergabever-
ordnung entweder überflüssig ist oder zu-
mindest in Richtung der Entscheidung des 
OLG Stuttgart dahingehend präzisiert 
werden sollte, dass ein konkreter Interes-
senkonflikt sowie eine Kausalität zwischen 
Vergabeverstoß und Vergabeentschei-
dung verlangt werden. Noch besser wäre 
es, sich ausschließlich darauf zu verlas-
sen, dass die Rechtsprechung, wie bereits 
geschehen, die vergaberechtlichen Grund-
sätze der Gleichbehandlung, der Transpa-
renz und des Wettbewerbs auch im Hin-
blick auf Interessenkollisionen konkreti-
siert. Gleichwohl wurde auch Verständnis 
für den Sinn und Zweck des § 16 geäu-
ßert. 
 
Die nächste Veranstaltung der Regional-
gruppe ist für Januar 2001 vorgesehen. 
 
 
 
Symposium zum eBusiness im Ver-
gabewesen am 21./22. November in 
Bonn 
 
 
Seit dem ersten, vielbeachteten Symposi-
um des forum vergabe zu diesem Thema 
im vergangenen November ist eine Viel-
zahl grundlegender Reformen des Rechts-
rahmens für eBusiness im Vergabewesen 
verabschiedet oder zumindest weit voran-
getrieben worden. Stichworte hierfür sind 
die EU-Richtlinien für elektronische Signa-
turen und für den elektronischen Ge-
schäftsverkehr, die Reformentwürfe zum 
deutschen Signaturgesetz und zur Anpas-
sung der Vorschriften des Privatrechts an 
den modernen elektronischen Geschäfts-
verkehr sowie die anstehende Verab-
schiedung der VgV und der Verdingungs-
ordnungen mit neuen Regeln zur 
elektronischen Angebotsabgabe. Auch auf 
der praktisch-technischen Seite hat es im 
Laufe des Jahres viele interessante neue 
Entwicklungen gegeben. Beispielsweise 
gilt dies für die Konkretisierung öffentlicher 
Pilotprojekte und für neuartige Lösungs-
ansätze innovativer eBusiness-Dienst-
leister. 
 
Um sowohl über die erheblichen Neuerun-
gen des rechtlichen Rahmens zu informie-


ren als auch neueste technische Lösungs-
ansätze vorzuführen und zur Diskussion 
zu stellen, lädt das forum zu einem zwei-
ten Symposium „eBusiness im Vergabe-
wesen“ am 21./22. November 2000 in 
Bonn ein. Die Veranstaltung spricht insbe-
sondere öffentliche Auftraggeber an, die 
sich auf die Einführung elektronischer Be-
schaffungsverfahren einrichten müssen, 
sowie die anbietende Wirtschaft, die An-
waltschaft und Vergaberechtsprechung, 
Berater und IT-Unternehmen. Einzelheiten 
sind der beiliegenden Einladung zu ent-
nehmen. Interessierte werden um mög-
lichst frühzeitige Anmeldung gebeten. 
 
Ebenfalls als Beilage zu dieser Monatsinfo 
finden Sie die Einladungsflyer für die Ver-
anstaltungen „Entsorgungsdienstleistun-
gen und Vergaberecht“ am 8.11. und 
„Neue Ergänzende Vertragsbedingungen 
für Informationstechnologie der öffentli-
chen Hand (EVB-IT)“ am 15.11. 
 
 
 
Wichtige Entwicklungen in der ver-
gaberechtlichen Rechtsprechung 
 
 
Bislang hatten wir mit einer schlagwortar-
tigen Auflistung der vergaberechtlichen 
Entscheidungen im Bestellzettel und dar-
über hinaus mit Kurzdarstellungen der 
OLG-Beschlüsse versucht, Ihnen einen 
schnellen Überblick über die einschlägige 
„Rechtsprechung“ zu geben. Diesen Ser-
vice wollen wir nun um eine neue Rubrik 
erweitern, nämlich durch Hinweise auf 
besonders wichtige Beschlüsse der Ver-
gabekammern oder -senate. Angesichts 
des rasanten Anwachsens vergaberechtli-
cher Entscheidungen soll damit die Infor-
mation erleichtert werden. 
 
KG – Kart Verg 3/00 – vom 7.6.2000*) 


 
Die Entscheidung stellt insoweit ein No-
vum dar, als erstmals von der Regelung 
des § 124 Abs. 2 GWB Gebrauch gemacht 
und dem BGH die Frage zur Entscheidung 
vorgelegt wurde, ob ein Nachprüfungsan-
trag noch nach erteiltem Zuschlag statthaft 
ist, wenn der Antragsteller auf den bevor-
stehenden Zuschlag nicht hingewiesen 
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worden ist. Während das Kammergericht 
die Auffassung vertritt, dass dies nicht der 
Fall ist, da hierfür das Vergabenachprü-
fungsverfahren nicht vorgesehen sei, sieht 
es sich an einer derartigen Entscheidung 
durch den Beschluss des OLG Rostock 
vom 20.3.2000 – 17 W 5/99 – gehindert, 
das in einem gleichliegenden Fall den 
Standpunkt eingenommen hatte, dass ein 
Fortsetzungsfeststellungsantrag jedenfalls 
in dem Falle zulässig sein müsse, in wel-
chem dem übergangenen Bieter mangels 
Information keine Chance verblieben sei, 
rechtzeitig das Nachprüfungsverfahren 
einzuleiten (vgl. Monatsinfo 4/2000, Anla-
ge 2). 
 
Hanseatisches Oberlandesgericht in Bre-
men – Verg 2/2000 – vom 17.8.2000  
 
Hier hatte sich ein Bewerber gegen die 
beabsichtigte Vergabe einer zu 90% bun-
desfinanzierten Vergabestelle beschwert, 
wobei der Antrag auf Durchführung eines 
Nachprüfungsverfahrens sowohl bei der 
VK Bremen als auch bei dem VK Bund 
gestellt wurde. Da der Antrag in Bonn ei-
nen Tag später als in Bremen einging, 
verwarf ihn die VK Bund wegen anderwei-
tiger Rechtshängigkeit als unzulässig (VK 
2 – 22/00). Aufgrund der überwiegenden 
Finanzierung der VSt. durch den Bund 
hielt aber auch die VK Bremen sich – zu 
Recht – für unzuständig. Sie verwarf den 
Antrag und lehnte eine Verweisung ab. 
Damit fiel der Bieter „zwischen die Stühle“. 
 
Auf seine sofortige Beschwerde hat das 
Hanseatische Oberlandesgericht in Bre-
men den Beschluss der VK aufgehoben 
und unter Anwendung des Rechtsgedan-
kens des § 17a Abs. 2 GVG das Verfahren 
an die VK Bund überwiesen. Das Be-
schleunigungsangebot des § 113 Abs. 1 
GWB steht nach Ansicht des OLG nicht 
entgegen. Die Entscheidung des in glei-
cher Sache gegen den Beschluss der VK 
Bund angerufenen OLG Düsseldorf steht 
noch aus.  
 
Landgericht Meiningen – HKO 104/00 – 
vom 7.7.2000  
 
Die Antragstellerin hatte sich mit einem 
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Un-


terlassungsverfügung gegen den Aus-
schluss ihres Angebots vom Vergabever-
fahren gewandt. Es handelte sich um 
einen Fall, in dem das Auftragsvolumen 
unterhalb des Schwellenwerts lag. Die 
Kammer für Handelssachen gab dem An-
trag gestützt darauf statt, dass sie als or-
dentliches Gericht zum Schutz der Rechte 
von Bietern gem. §§ 935, 940 ZPO,  
§§ 97 ff., Abs. 2 GWB befugt sei, einstwei-
lige Maßnahmen in einem laufenden Aus-
schreibungsverfahren zu erlassen. 


 
In diesem Zusammenhang weisen wir 
auch auf die Ausführungen von Prof. Dr. 
Peter Huber, Jena, zum „Schutz der Bieter 
unterhalb der Schwellenwerte“ hin (JZ 
2000, S. 877 ff.). 
 
Hinweis: Die Beschlüsse VK Bremen (VK 
2/00), VK Bund (VK 2 – 22/00) Hanseati-
sches OLG in Bremen (Verg 2/2000) und 
Landgericht Meiningen (HKO 104/00) 
wurden bereits mit Bestellzettel der Mo-
natsinfo 7 – 8/00 angeboten. 
 
 
 
Sofortige Beschwerde zum OLG – 
was ist zulässig? 
 
 
In einem bereits vom 18.1.2000 datieren-
den Beschluss hat der Vergabesenat des 
OLG Düsseldorf (Verg 2/00; vgl. Monatsin-
fo 2/2000, Anlage 4) einmal aufgeführt, 
welche Entscheidungen der Vergabe-
kammern mit der sofortigen Beschwerde 
nach § 116 Abs. 1 GWB angegriffen wer-
den können. Weil informativ, geben wir 
dies kurz wider. 
 
Anfechtbar mit der sofortigen Beschwerde 
sind alle Endentscheidungen der Verga-
bekammern und damit auch die Zurück-
weisung eines Nachprüfungsantrags als 
offensichtlich unzulässig oder offensicht-
lich unbegründet (§ 110 Abs. 2 GWB). 
Zwischenentscheidungen wie die Ent-
scheidung, das Nachprüfungsverfahren 
einzuleiten und den Nachprüfungsantrag 
zuzustellen, die Entscheidung über die 
Beiladung, die Versagung der Aktenein-
sicht sowie Entscheidungen über den Er-
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lass weiterer vorläufiger Maßnahmen sind 
hingegen nicht selbständig anfechtbar. 
 
Sonderregelungen gelten für das Eilver-
fahren zur Gestattung der Zuschlagsertei-
lung (s. § 115 Abs. 2 GWB) und für die 
Kostenentscheidungen der Vergabekam-
mern (s. § 128 Abs. 1 GWB). 
 
Die Anregungen zu diesem Beitrag haben 
wir dem bayerischen Vergaberechtsreport 
5/2000, Seite 3, entnommen. 
 
 
 


Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 52 neue Entscheidungen vor*): 
Bund (6), Bayern (2), Bremen (1), Meck-
lenburg-Vorpommern (38), Sachsen (4), 
Sachsen-Anhalt (1). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 12 neue Beschlüsse*) erhalten. 
Kurzdarstellungen der wichtigsten Ent-
scheidungen finden Sie als Anlagen  
3 – 11. 
 
 
 


Europa 
 
 
Legislativpaket der Kommission – 
Anhörung im BMWi 
 
 
Am 4. September fand in Berlin eine Ver-
bände-Anhörung des BMWi zum Legisla-
tivpaket der Europäischen Kommission zur 
Reform der EU-Vergaberichtlinien statt. 
Die Anhörung diente der weiteren Ab-
stimmung der Positionen des BMWi zu 
den Vorschlägen der Kommission. An der 
Anhörung beteiligten sich insbesondere 
die Spitzenverbände der Wirtschaft und 
der kommunalen Auftraggeber sowie eine 
Reihe weiterer Verbände betroffener Wirt-
schaftszweige und Berufsgruppen. Die 
wesentlichen Ergebnisse sind der beige-
fügten kurz gefassten Niederschrift des 
BMWi (Anlage 12 ) zu entnehmen. 
 


 
 


Mitteilung der Kommission zur Da-
seinsvorsorge 
 
 
Die Kommission hat am 20.9.2000 eine 
Mitteilung über Leistungen der Daseins-
vorsorge angenommen, in der sie noch-
mals ihre Politik in diesem Bereich ver-
deutlicht. Die Mitteilung wurde dem 
Binnenmarktrat am 28. September vorge-
stellt und soll dem Europäischen Rat in 
Biarritz am 13./14. Oktober vorgelegt wer-
den. 
 
In der Mitteilung wird zum einen auf die 
positiven Folgen der Liberalisierung hin-
gewiesen, die nicht zuletzt auf Initiative 
der Kommission in verschiedenen Sekto-
ren umgesetzt wurde. Die Liberalisierung 
einiger großer Wirtschaftsbereiche, vor 
allem solcher, die aufgrund ihrer Netz-
struktur eine natürliche gemeinschaftliche 
Dimension aufweisen (Einzelkapitel zu 
Telekommunikation, Post, Energie und 
Verkehr), erfolgt danach schrittweise auf 
der Grundlage regelmäßiger Ergebnisana-
lysen und nach ausführlicher Anhörung 
aller Beteiligten. 
 
Auf der anderen Seite anerkennt die 
Kommission in der Mitteilung, dass in 
manchen Fällen die Marktkräfte allein 
nicht in der Lage sind, das angestrebte 
Leistungsniveau - beispielsweise eine flä-
chendeckende Versorgung - zu garantie-
ren. In diesen Fällen ist es erforderlich, 
den Dienstleistern einen besonderen Ver-
sorgungsauftrag zu erteilen. Im Gegenzug 
können ihnen besondere oder ausschließ-
liche Rechte eingeräumt oder besondere 
Finanzierungsmechanismen eingerichtet 
werden, die es ihnen ermöglichen, diesen 
Auftrag unter wirtschaftlich ausgewogenen 
Bedingungen zu erfüllen. 
 
Die Mitteilung erinnert daran, dass die 
Definition und Organisation von Leistun-
gen dieser Art zuallererst Sache der Mit-
gliedstaaten ist. Nicht nur die Wahl der 
Form der Leistungserbringung, also privat 
oder öffentlich-rechtlich, bleibt damit den 
Mitgliedstaaten überlassen, sondern auch 
die Frage, was sie als Leistungen von all-
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gemeinem wirtschaftlichem Interesse an-
sehen. 
 
Aus der Wirtschaft wird zur Mitteilung an-
gemerkt, dass der Wettbewerb privater 
Unternehmen am besten geeignet sei, die 
Versorgung mit grundgesetzlich garantier-
ten Leistungen zu sichern. Unter dem 
Deckmantel der sogenannten Daseinsvor-
sorge dürfe es keine wettbewerbsrechtli-
chen Reservate für die wirtschaftliche Be-
tätigung der öffentliche Hand geben. 
Obwohl die Mitteilung eindrucksvoll Libe-
ralisierungserfolge in verschiedenen Sek-
toren aufzeige, kämen die Chancen wei-
tergehender Liberalisierung im Bericht zu 
kurz, immer noch bestünden Defizite bei-
spielsweise in den Märkten für Abfallent-
sorgung, im Bereich der Wasserwirtschaft, 
im Gesundheitssektor sowie bei den Post-
dienstleistungen. Gerade die Liberalisie-
rung der Telekommunikations- und Ener-
giemärkte hätte eindrucksvoll gezeigt, 
dass Wettbewerb zu einer höheren Ange-
botsvielfalt, zu günstigeren Preisen und 
technischen Innovationen führten. 
 
 
 
Ausschreibungs-Informationen  
aus Polen 
 
 
Nicht erst im Rahmen der geplanten Ost-
erweiterung der EU werden die osteuropä-
ischen Länder in Bezug auf wirtschaftliche 
Beziehungen immer interessanter. Wo-
chenaktuelle Wirtschaftsinformationen 
bietet jetzt die Firma Europlan Consult an. 
Diese umfassen auch aktuelle Ausschrei-
bungen. Weitere Informationen sind erhält-
lich unter www.europlan-consult.de.  
 
 
 


Aus der Grabbelkiste *) 


 
 
Informationen über Auftragschancen und 
Vergabeverfahren in Drittländern: 


- Korea („Öffentlicher Markt für Um-
welttechnik wächst“) 


- Griechenland („Eisenbahn schreibt 
Bauprojekte aus“) 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 


VOB 1926 des Reichsverdingungs-
ausschusses 
 
 
Auf Hinweis des Beuth-Verlags möchten 
wir darauf aufmerksam machen, dass der 
von uns in der letzten Monatsinfo rezen-
sierte Band leider nicht für die Allgemein-
heit erhältlich ist. 
 
 
 
Handbuch über die Vergabe und 
Ausführung von Lieferungen und 
Leistungen im Strassen- und Brü-
ckenbau (HVA L-StB) 
 
 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen hat das HVA L-StB 
neu gestaltet und vor kurzem veröffent-
licht. Es handelt sich um ein Loseblattwerk 
mit voraussichtlich einer Ergänzungsliefe-
rung pro Jahr. Das Handbuch liegt nicht 
nur in gedruckter Form vor, alle im Werk 
enthaltenen Formulare sind auf der mitge-
lieferten CD-Rom enthalten und können 
mit Hilfe des darauf installierten Ausfüll-
programms unmittelbar am PC bearbeitet 
werden. Das neue Handbuch ist mit 
Rundschreiben des BMVBW vom 20. Juli 
2000 eingeführt*) worden. Es ist von den 
Baudienststellen des Bundes und der 
Länder bei der Vergabe und Ausführung 
von Liefer- und Leistungsaufträgen im 
Strassen- und Brückenbau im Sinne einer 
einheitlichen Anwendung der VOL/A zu 
beachten.  
 
Das Handbuch ist im Deutscher Bundes-
Verlag GmbH, Postfach 12 03 80, 53045 
Bonn (Tel.: 0228/3 82 08-11, Fax: 
0228/38208-51 erschienen, bei dem auch 
der Vertrieb des Handbuchs liegt. Es kos-
tet zum Normalpreis DM 98,- einschließ-
lich Ordner, Register, CD-Rom zuzüglich 
Versandkosten, für Behörden DM 58,- je 
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Exemplar. Der Behördenpreis wird nur bei 
Bezug direkt über den Verlag gewährt.  
 
 
 
Schrifttum zur Bauvergabe der 
Bauverlag GmbH 
 
 
Ein komplettes Kompendium des Schrift-
tums zur Bauvergabe in Theorie und Pra-
xis in Buch- und CD-Form und im Internet 
bietet der Verlag. Es umfasst die einschlä-
gigen Texte, Kommentare, Handbücher, 
Sammelwerke, Problem- und Musterlö-
sungen – sämtlich verfasst von anerkann-
ten und ausgewiesenen Fach- und Sach-
kennern der Materie. 
 
Das Angebot befindet sich bereits auf dem 
neuesten Stand nach Maßgabe der neuen 
VOB 2000. Kostenlos stehen Pressein-
formationen des Verlages per CD und Ver-
lagsprospekte mit allen erforderlichen An-
gaben zur Verfügung. 
 
Alle Informationen und Publikationen sind 
erhältlich bei der: Bauverlag GmbH  
– Informationsprodukte – Postfach 14 60, 
65004 Wiesbaden (Tel.: 0 61 23/700 – 0, 
Fax: 0 61 23/700 – 122; Internet: 
http://www.bauverlag.de.)   
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Neue Vergabeverordnung – Bundes-
rat beschließt am 10. November 
 
 
Entwickelt sich die neue Vergabeverord-
nung zu einer unendlichen Geschichte? 
Nach den jüngsten Ereignissen scheint es 
sich abzuzeichnen. Gehen wir aber der 
Reihe nach vor. 
 
Am 26. Oktober kam nun auch der Fi-
nanzausschuss des Bundesrates nach 
vorheriger zweimaliger Vertagung endlich 
zu einem Votum. Damit konnten die Emp-
fehlungen aller beteiligten Ausschüsse – 


Wirtschaft, Finanzen, Inneres und Städte-
bau/Wohnungswesen/Raumordnung –  
vorgelegt werden (BR-Drucks. 455/1/00 
vom 31.10.2000)*). Es ist vorgesehen, 
dass der Bundesrat darüber bei der 
nächsten Sitzung am kommenden 10. No-
vember Beschluss fassen wird.  
 
Das Wesentliche lässt sich in fünf Punkten 
zusammenfassen:  
 
• Erhebliche Sprengkraft birgt die Emp-


fehlung des Finanzausschusses, die 
Sätze 2 bis 4 des § 13 neu zu fassen 
(Gegenüberstellung Regierungsent-
wurf und Empfehlung Finanzaus-
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schuss siehe Anlage 1 ). Die erfolglo-
sen Bieter sollen vorab oder jedenfalls 
spätestens mit der Zuschlagserteilung 
die Information über den „Gewinner“ 
erhalten und dann 14 Kalendertage ab 
Zuschlag Zeit für die Prüfung haben, 
ob sie ein Nachprüfungsverfahren be-
antragen wollen. Nach diesen 14 Ka-
lendertagen käme sodann der Ver-
tragsschluss zustande. Sagen wir es 
deutlich: In der rechtlichen Konse-
quenz bedeutet dies ein Auseinander-
fallen von Zuschlag und Vertrags-
schluss, d.h. die Aufgabe des deutsch-
rechtlichen Prinzips der Einheit von 
Zuschlag und Vertragsschluss mit 
noch nicht absehbaren Folgewirkun-
gen. Der zweite „Hammer“ ist, dass 
ein Verstoß gegen die Informations-
pflicht folgenlos bleiben soll. Der Auf-
traggeber kann also, ohne die erfolg-
losen Bieter zu unterrichten, den Zu-
schlag erteilen und nach Ablauf der 
14-tägigen Wartefrist den Vertrag mit 
dem „Gewinner“ schließen. Die erfolg-
losen Bieter hätten in einem solchen 
Fall keine Möglichkeit, gegen eine feh-
lerhafte Zuschlagserteilung im Nach-
prüfungsverfahren vorzugehen. Es 
liegt auf der Hand, dass dies nicht der 
effektive Rechtschutz ist, wie ihn der 
EuGH in seinem Urteil vom 
28.10.1999 (Rechtssache C-81/98 
„Alcatel“; s. Monatsinfo 10/99, S. 1) 
gefordert hat. Mit einer Ablehnung der 
EU-rechtlich nicht haltbaren Empfeh-
lung des Finanzausschusses zu § 13 
Satz 2 bis 4 wäre der Bundesrat daher 
gut beraten.  


• Empfehlung der BR-Ausschüsse für 
Inneres sowie Städtebau/Wohnungs-
wesen/Raumordnung ist es, die Vora-
binformationsfrist in § 13 Satz 2 von 
14 auf 10 Kalendertage zu verkürzen. 
So sehr dies die Bieterseite schmer-
zen mag, es ist davon auszugehen, 
dass der Bundesrat dieser Empfeh-
lung zustimmen wird. 


• Zu erwarten war, dass der § 16 Abs. 1 
Nr. 3 wegen der berührten staatlichen 
und kommunalen Interessen (Beispiel: 
Bürgermeister ist zugleich Aufsichts-
ratmitglied eines Unternehmens, das 
sich an Ausschreibungen der Kommu-
ne beteiligt) den Bundesrat nicht un-


beschadet überstehen wird. Einer der 
beiden Ausschuss-Empfehlungen (s. 
Anlage 2 ) wird sich der Bundesrat si-
cherlich anschließen. 


• Bekannt ist, dass die b-§§ der VOB/A 
und der VOL/A den davon berührten 
öffentlichen Auftraggebern schon lan-
ge ein Dorn im Auge sind. Der VgV-
Entwurf kommt dem zwar schon durch 
die Freistellung der Telekommunikati-
on von den Vergabevorschriften sowie 
durch die Zuordnung der Energiewirt-
schaft zu den SKR-§§ der beiden Ver-
dingungsordnungen entgegen, jedoch 
genügt dies dem „Freiheitsdrang“ der 
Auftraggeber noch nicht, wie sich aus 
den Ausschuss-Empfehlungen zu § 7 
VgV ergibt. Am weitesten geht dabei 
die Empfehlung des BR-Ausschusses 
Städtebau/Wohnungswesen/Raum-
ordnung. Danach sollen auch die in 
der Trinkwasser- und Verkehrsversor-
gung tätigen Auftraggeber nach § 98 
Nr. 1 bis 3 GWB grundsätzlich nur die 
SKR-§§ der VOB/A und der VOL/A 
anwenden. Zugleich werden die Lan-
desregierungen ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, für 
welche Auftraggeber der zwei genann-
ten Bereiche ausnahmsweise weiter-
hin die b-§§ der VOB/A und der VOL/A 
gelten sollen. Es bleibt zu hoffen, dass 
der Bundesrat dieser zu einer untrag-
baren Rechtszersplitterung führenden 
Empfehlung nicht zustimmt. 


• Den für die weitere Rechtsentwicklung 
bedeutsamsten Teil bilden die drei von 
den Ausschüssen empfohlenen Ent-
schließungen (Anlage 3 ). Summa 
summarum ergibt sich daraus, dass 
mit der in etwa zwei oder drei Jahren 
anstehenden deutschen Umsetzung 
des gegenwärtig auf der EU-Ebene 
beratenen Legislativpakets die Ausei-
nandersetzung darüber ansteht, was 
künftig nicht mehr in den Verdin-
gungsordnungen, sondern durch 
Rechtsverordnung zu regeln ist bzw. 
ob letztlich die Abschnitte 2 bis 4 der 
VOB/A und der VOL/A sowie die VOF 
nicht sogar insgesamt in Rechtsver-
ordnung(en) zu überführen sind. 


 
Bleibt noch zu klären, warum – wie zu Be-
ginn erwähnt – die neue Vergabeverord-
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nung zu einer unendlichen Geschichte zu 
werden droht. Wesentlich ist dafür die 
Empfehlung des Finanzausschusses, die 
Sätze 2 bis 4 des § 13 neu zu fassen. Wie 
zu hören ist, wird die Bundesregierung 
dieser Änderung, wenn der Bundesrat sie 
beschließt, nicht zustimmen. Die Folge 
wäre dann, dass für die VgV insgesamt 
ein neues Verordnungsverfahren gestartet 
werden müsste. Hoffen wir also, dass es 
den informellen Kontakten zwischen Bun-
desregierung und Bundesrat gelingt, alle 
konträren Punkte bis zum 10. November 
auszuräumen, so dass mit der Beschluss-
fassung des Bundesrates die VgV „in tro-
ckenen Tüchern“ ist und dann voraussicht-
lich zum 1. Januar oder 1. Februar des 
kommenden Jahres in Kraft treten kann. 
 
 
 


National 
 
 
Neuauflage des Literaturführers 
jetzt erschienen 
 
 
Mitte Oktober ist die lang erwartete zweite 
Auflage des Literaturführers zum Vergabe-
recht und Vergabewesen erschienen, die 
mit einem Umfang von 127 Seiten gegen-
über 85 Seiten in der Erstauflage deutlich 
macht, dass das Vergabewesen auch in 
der Literatur immer mehr an Bedeutung 
gewinnt. Für die Mitglieder des forum ver-
gabe liegt dieser Monatsinfo ein Exemplar 
des Heftes bei. 
 
 
 
Terminerinnerung! 
Symposium „eBusiness im Vergabewesen 
– neue Entwicklungen“ 
am 21. und 22. November in Bonn 
 
 
Bitte nicht vergessen: Wir nähern uns dem 
Termin unserer Veranstaltung zum eBusi-
ness mit interessanten Beiträgen zur künf-
tigen Rechtssituation sowie praktischen 
Präsentationen aktueller Pilotprojekte und 
neuer technischer Lösungen. Interessen-
ten wird eine baldige Anmeldung empfoh-
len. 


Reform des Schuldrechts 
 
 
Bereits seit einigen Jahren gibt es die Be-
strebung, das 2. Buch des BGB grundle-
gend zu überarbeiten. Bisher verliefen 
jedoch alle Initiativen ergebnislos. Dies 
könnte sich jetzt aber mit dem am 
4.8.2000 vom BMJ vorgelegten Entwurf 
eines Schuldrechtsmodernisierungsgeset-
zes ändern. Denn in den nächsten beiden 
Jahren muß der Gesetzgeber drei europä-
ische Richtlinien umsetzen, deren Inhalte 
auch das Schuldrecht tangieren. Dies 
sind: 
 
• Richtlinie 199/44/EG des Europäi-


schen Parlaments und des Rates vom 
25.5.1999 zu bestimmten Aspekten 
des Verbrauchgüterkaufs und der Ga-
rantien für Verbrauchsgüter (Umset-
zungsfrist: 31.12.2001); 


 
• Richtlinie 2000/35/EG des Europäi-


schen Parlaments und des Rates vom 
29. Juni 2000 zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr 
(Umsetzungsfrist: ca. Ende 2002); 


 
• Richtlinie 2000/31/EG des Europäi-


schen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche 
Aspekte der Dienste der Informations-
gesellschaft, insbesondere des elekt-
ronischen Geschäftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt (Richtlinie über den elektro-
nischen Geschäftsverkehr) 
(Umsetzungsfrist: 16. Januar 2002). 


 
Der Entwurf schlägt dem gemäß in Anleh-
nung an die Arbeiten der Schuldrechts-
kommission zum einen vor, die vorge-
nannten Richtlinien soweit notwendig im 
Schuldrechtsmodernisierungsgesetz um-
zusetzen. Der zweite „Motor“ der Reform-
bestrebungen ist die Vielzahl von vertrags-
rechtlichen Sondergesetzen, wie AGB-
Gesetz, Haustürwiderrufsgesetz, Verbrau-
cherkreditgesetz, Fernabsatzgesetz, Teil-
zeit-Wohnrechtegesetz, Diskontsatz-Über-
leitungs-Gesetz, FIBOR-Überleitungs-Ver-
ordnung, Lombardsatz-Überleitungs-Ver-
ordnung und Basiszinssatz-Bezugs-
größen-Verordnung, die in den letzten 
Jahren verstärkt erlassen worden sind. Sie 
sollen aufgehoben und in das BGB bzw. 
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das EGBGB integriert werden (hinsichtlich 
des AGB-Gesetzes beschränkt auf den 
materiellrechtlichen Teil, §§ 309 ff. BGB-E; 
der Verfahrensteil soll als Unterlassungs-
klagengesetz erhalten bleiben und über-
sichtlicher gefasst werden). 
 
Inhaltlich sind Änderungen in folgenden 
Bereichen vorgesehen: Verjährungsrecht, 
Zinsen und Verzugeintritt, Leistungsstö-
rungsrecht, Kaufrecht und Werkvertrags-
recht. Im folgenden werden nur die Ansät-
ze erwähnt, die auch für die Abwicklung 
öffentlicher Aufträge von Bedeutung sein 
können. 
 
Im Verjährungsrecht soll die Vielzahl der 
derzeit bestehenden Fristen möglichst 
umfassend reduziert werden. Dazu ist eine 
einheitliche Frist von drei Jahren für alle 
vertraglichen Ansprüche und alle gesetzli-
chen Ansprüche, die außerhalb des De-
liktsrechts liegen (z.B. GoA, oder unge-
rechtfertigte Bereicherung), vorgesehen, 
die sich bei Arglist auf 10 Jahre verlängert 
(§ 195 BGB-E). Eine Ausnahme besteht 
u.a. für Mängelansprüche bei Werk- oder 
Kaufverträgen über ein Bauwerk und bei 
Kaufverträgen über Baumaterial (Frist: fünf 
Jahre, §196 BGB-E).  
 
Zins- und Verzugsregelungen wurden 
zuletzt erst im Rahmen des Gesetzes zur 
Beschleunigung fälliger Zahlungen vom 
30.3.2000 modifiziert. Gerade die dabei 
stark in die Kritik geratene Regelung des  
§ 284 Abs. 3 BGB (Verzugseintritt bei 
Nichtleistung trotz Fälligkeit der Forderung 
und Zugang der Rechnung nach 30 Ta-
gen) wird durch die Formulierung „inner-
halb von 30 Tagen“ gläubigerfreundlicher 
ausgestaltet (§ 283 Abs. 3 BGB-E). Der in 
§ 285 BGB-E für die Höhe der Verzugs-
zinsen als Bezugsgröße erwähnte Basis-
zinssatz soll seine Grundlage in § 247 
BGB-E finden.  
 
Im Recht der Leistungsstörungen wird 
es nach dem Entwurf zu keinem grundle-
genden Systemwandel kommen. Traditio-
nelle Begrifflichkeiten sollten dezent er-
gänzt und die Modernisierung durch eine 
Vereinheitlichung und Vereinfachung ins-
besondere der Rechtsfolgen vorgenom-
men werden. Stichworte sind hierbei: Be-
seitigung der Alternativität von Rücktritt 


und Schadensersatz (§§ 280 und 325 
BGB-E), Vereinheitlichung der Rücktritts-
voraussetzungen, Aufgabe der Unter-
scheidung zwischen anfänglicher und 
nachträglicher Unmöglichkeit sowie Auf-
nahme der Rechtsinstitute pVV und cic    
(§ 280 BGB-E).  
 
Im Kaufvertragsrecht ist die Vereinheitli-
chung der Rechtsfolgen für Rechts- und 
Sachmängel vorgesehen (§ 434 BGB-E). 
§ 437 BGB-E sieht den Anspruch auf 
Nacherfüllung bei mangelhaften Sachen 
vor. Auf die Wandlung als Sonderfall des 
Rücktritts wird verzichtet. Aufgrund der 
Verbrauchsgüterkaufrichtlinie wird ein be-
sonderer Abschnitt mit einer Beweislast-
umkehr und einer Garantieregelung einge-
fügt (§§ 473 ff. BGB-E).  
 
Novum im Werkvertragsrecht ist die Be-
handlung aller Werkverträge über neue 
bewegliche Sachen nach Kaufrecht (§ 631 
Abs. 3 BGB-E). Die Abnahme soll als Re-
gelfälligkeitsvoraussetzung abgeschafft 
werden, kann aber vertraglich weiter ver-
einbart werden. Grundsätzlich soll es für 
die Fälligkeit auf die Fertigstellung an-
kommen (s. auch Fertigstellungsbeschei-
nigung nach dem Gesetz zur Beschleuni-
gung fälliger Zahlungen, § 640 BGB-E). 
Das freie Kündigungsrecht des Bestellers 
(§ 649 BGB) wird abgeschafft. 
 
Der Entwurf des Gesetzes befindet sich 
derzeit in der Verbändeanhörung und soll 
anschließend in den Bundestag einge-
bracht werden.  
 
Für die Durchführung öffentlicher Aufträge 
werden die vorgenannten Änderungen 
voraussichtlich allerdings nur von unterge-
ordneter Bedeutung sein, da vorrangig die 
Vorschriften der Verdingungsordnungen 
(VOB/B, VOL/B) gelten. Nur wenn diese 
nicht in ihrer Gesamtheit einem öffentli-
chen Auftrag zugrunde gelegt worden 
sind, greifen die Regelungen des BGB ein 
– und dann auch nur, wenn sie aufgrund 
ihres dispositiven Charakters nicht indivi-
dualvertraglich abbedungen worden sind.   
 
Ein letzter Hinweis: Der Entwurf des 
Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes 
umfasst 680 Seiten. Bitte haben Sie dafür 
Verständnis, dass wir dieses Dokument 
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nur elektronisch (per e-mail oder download 
über unsere Internetseiten) anbieten kön-
nen. Eine 14-seitige Arbeitshilfe des BMJ 
ist dagegen auch in Papierversion erhält-
lich*). 
 
 
 
Jahr-2000-Problematik bei verkehrs-
technischen Anlagen vertragsrecht-
lich geregelt 
 
 
Mit der Jahr-2000-Problematik wird die 
fehlerhafte Behandlung des Datumswech-
sels vom 31.12.1999 zum 01.01.2000 in 
informationstechnischen Systemen - vor 
allem in Computersystemen - bezeichnet. 
Das Problem tritt dort auf, wo die Jahres-
angabe nur mit 2 Stellen (z. B. 98 statt 
1998) gespeichert und verarbeitet wird. 
Durch die fehlende Angabe des Jahrhun-
derts entstehen in zeitrelevanten Berech-
nungen gravierende Fehler (z.B. ergibt 
Jahr 2000 minus 1998 nicht 2, sondern - 
98 Jahre), da vom System die Jahresan-
gabe "00" als "1900" fehlinterpretiert und 
somit als falsche Bezugsbasis zugrunde 
gelegt wird. 
 
Im Rahmen der Herstellung der Jahr-
2000-Konformität bei verkehrstechnischen 
Anlagen hat das BMVBW in dem Allge-
meinen Rundschreiben Straßenbau Nr. 
23/2000  vom 19.10.2000 auf eine am 
gleichen Tag zusammen mit dem ZVEI 
verabschiedete Gemeinsame Erklärung 
hingewiesen*). Mit ihr wurden noch offene 
vertragsrechtliche Fragen geklärt, die bei 
der Umrüstung überwiegend älterer Anla-
gen aufgekommen waren. Insbesondere 
war es im Rahmen von Gewährleistungs-
ansprüchen notwendig, einen Zeitpunkt zu 
vereinbaren, ab dem die Jahr-2000-
Fähigkeit zum tatsächlichen Stand der 
Technik gehört. Hier einigte man sich auf 
den Stichtag 1.1.1995. Anlagen, die ab 
diesem Zeitpunkt abgenommen wurden 
und nicht Jahr-2000-fähig sind, gelten e-
benso als mangelhaft wie ältere Anlagen, 
für die eine fünfjährige Gewährleistungs-
frist gilt und die fehlende Jahr-2000-
Fähigkeit vor Ablauf der Frist ordnungs-
gemäß gerügt wurde. Ein gesondertes 
Entgelt erhält der Wartungsunternehmer 
bei Herstellung der Jahr-2000-Fähigkeit 


von verkehrstechnischen Anlagen nur 
dann, wenn der Wartungsvertrag vor dem 
Stichtag geschlossen worden ist und sich 
der Wartungsunternehmer nicht ausdrück-
lich zur jederzeitigen Aufrechterhaltung 
der Funktionstüchtigkeit verpflichtet hat.  
 
Um ein einheitliches Vorgehen zu sichern, 
empfiehlt das Ministerium den nachgeord-
neten Bereichen, die getroffenen Rege-
lungen in ihren Zuständigkeitsbereichen 
zu berücksichtigen. 
 
 
 
DVA nun ein Verein 
 
 
Wie sind die Verdingungsausschüsse, die 
die VOB/A, die VOL/A und die VOF erar-
beiten, rechtlich zu qualifizieren? Sind es 
nicht rechtsfähige Vereine, bürgerlich-
rechtliche Gesellschaften, öffentlich-
rechtliche Einrichtungen, teilrechtsfähige 
Verbände des öffentlichen Rechts oder 
beliehene „Unternehmen“? Der Deutsche 
Verdingungsausschuss für Bauleistungen 
(DVA) hat mit dieser offenen Frage nicht 
länger leben können und sich mit Be-
schluss der Mitgliederversammlung vom 
18.10.2000 als nicht rechtsfähiger Verein 
etabliert. Einhergehend damit hat er sich 
auch von der altertümlichen Bezeichnung 
„Verdingung“ gelöst und den Namen 
„Deutscher Vergabe- und Vertragsaus-
schuss für Bauleistungen (DVA)“ ange-
nommen. Konsequent wäre es dement-
sprechend gewesen, der VOB 2000 den 
Titel „Vergabe- und Vertragsbedingungen 
für Bauleistungen“ zu geben. Jedoch 
musste der gegenwärtig stürmischen Ent-
wicklung des Vergabewesens Tribut ge-
zollt, d.h. hingenommen werden, dass die 
VOB 2000 bereits im Juni dieses Jahres 
veröffentlicht und mithin in ihrem Titel nicht 
mehr umzuschreiben war. Die Satzung 
des „neuen“ DVA können Sie bei uns ab-
fordern*). 
 
Der aufmerksame Beobachter wird fragen, 
warum nicht in einer konzertierten Aktion 
auch der Deutsche Verdingungsaus-
schuss für Leistungen (DVAL) sich ein 
Vereinsstatut gegeben und von seiner 
„Verdingung“ durch eine neue Namensge-
bung gelöst hat. Wir gestehen ein, dass es 
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sich um eine Frage handelt, auf die selbst 
das forum vergabe keine Antwort hat fin-
den können.  
 
 
 
Studie „Chancen und Entwicklun-
genim Public Procurement“ 
 
 
Eine vom Bundesverband Materialwirt-
schaft, Einkauf und Logistik (BME) in Zu-
sammenarbeit mit dem Beratungsunter-
nehmen Booz, Allen & Hamilton veröffent-
lichte Studie befasst sich mit Problemen 
der öffentlichen Beschaffung vor dem Hin-
tergrund des gewachsenen Haushalts-
drucks und neuer Beschaffungsformen wie 
Global Sourcing, gemeinschaftliche Ver-
gabe und Internet-Beschaffung.  
 
Die 31seitige Studie gelangt u.a. zu dem 
Ergebnis, dass die Vergabepraxis öffentli-
cher Auftraggeber Potenzial zu einer effi-
zienteren Beschaffung aufweise. Die Stu-
die stützt sich auf eine Befragung von 
1150 öffentlichen Auftraggebern, insbe-
sondere aus den Bereichen Krankenhäu-
ser und Versorgungsunternehmen, die im 
Wettbewerb mit privaten Unternehmen 
stehen. Auf dieser Basis liefert die Studie 
neben einer Reihe bekannter Zahlen eini-
ge aufschlussreiche Statistiken. Allerdings 
darf bei einer Bewertung der Studiener-
gebnisse, die offensichtlich auf das ge-
samte Vergabewesen bezogen werden, 
nicht außer Acht gelassen werden, dass 
die Sachlage in den genannten Bereichen 
nicht ohne weiteres auf den Kernbereich 
der klassischen öffentlichen Auftraggeber 
im Sinne staatlicher oder kommunaler 
Verwaltungen übertragen werden kann. 
 
Die in der Studie insbesondere angespro-
chenen Instrumente der Auftraggeber-
übergreifenden Beschaffung sowie des 
eProcurement bilden zweifellos bedeut-
same Themen in der jüngsten Vergabe-
rechtsdiskussion. Soll die Auseinanderset-
zung damit für die Praxis konkret nutzbar 
gemacht werden, wäre allerdings eine 
differenzierte Auseinandersetzung mit den 
vergabe- und kartellrechtlichen Rahmen-
bedingungen sowie der diesbezüglichen 
Rechtsprechung erforderlich.  
 


Die Studie ist beim Bundesverband Mate-
rialwirtschaft, Einkauf und Logistik (BME), 
Bolongorastraße 82, 65929 Frankfurt am 
Main (Tel.: 069 / 30 838 – 100; email: 
info@bme.de) oder bei der Wegweiser 
GmbH Berlin, .Brunnenstraße 181, 10119 
Berlin (Tel.: 030 / 28 48 81 – 0; email: 
info@wegweiser.de) erhältlich. 
 
 
 
Neues aus den Regionalgruppen 
 
 
Am 8. November 2000 findet an der Jo-
hannes-Gutenberg-Universität Mainz das 
nächste Treffen der Regionalgruppe Süd-
west unter der Leitung von Herrn Prof. 
Dreher und Herrn Prof. Franke statt. The-
men: Rechtsfragen der Rüge nach § 107 
GWB, Regelungen zum Vergaberecht in 
den Ländern der Regionalgruppe, neue 
Vergabeverordnung und VOB 2000.  
 
Am 29. November 2000 wird in Stuttgart 
die Gründungsveranstaltung der Regio-
nalgruppe Baden-Württemberg stattfinden. 
Leiter dieser Regionalgruppe sind Herr Dr. 
Rudolf Roth (DaimlerChrysler AG) und 
Herr Rechtsanwalt Dr. Ingo Brinker (Sozie-
tät Gleiss Lutz Hootz Hirsch). Im Mittel-
punkt steht ein Vortrag von Herrn Dr. Sieg-
fried Broß, Richter am Bundesver-
fassungsgericht. 
 
 
 
Wichtige Entwicklungen in der ver-
gaberechtlichen Rechtsprechung  
 
 
KG, Beschluss vom 31.5.2000 (KartVerg 
1/00)*) 


 
In einem Vergabeverfahren (Verhand-
lungsverfahren mit vorgeschaltetem Teil-
nahmewettbewerb) war in der abschlie-
ßenden Verhandlungsrunde zuerst die 
Beschwerdeführerin zur Abgabe ihres letz-
ten Angebots aufgefordert worden. Die 
nach ihr abgefragten Anbieter unterschrit-
ten die von der Beschwerdeführerin ge-
nannte Summe, so dass diese den Zu-
schlag nicht erhielt.  
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Diese Vorgehensweise verstieß nach An-
sicht des Senats gegen den Gleichbe-
handlungsgrundsatz. Wird in einem Ver-
handlungsverfahren letzte Angebot der 
verbliebenen Bieter eingeholt, so muss 
dies zeitgleich geschehen. Den Hinweis 
der Vergabestelle auf erhöhten organisa-
torischen Aufwand ließ das KG nicht gel-
ten. Entscheide man sich für einen ent-
sprechenden Vergabeweg (hier: Verhand-
lungsverfahren), müsse man die damit 
möglicherweise verbundene Mehrbelas-
tung hinnehmen.  
 
Da der von der Beschwerdeführerin ge-
hegte Verdacht einer von der Vergabestel-
le hergestellten Bieterreihenfolge, die dazu 
führte, dass diese nach Abgabe ihres An-
gebots keine Möglichkeit mehr hatte, ein 
konkurrierendes letztes Angebot noch in 
die Kalkulation einzubeziehen (wohl aber 
ihre Mitbewerber, die so den Preis der 
Beschwerdeführerin erfahren hatten), 
nach Ansicht des Vergabesenats nicht 
ausgeschlossen werden konnte, wurde 
der Beschluss der VK aufgehoben und die 
Sache an diese zurückverwiesen.  
 
 
OLG Brandenburg, „Flughafen Schönefeld 
II“ (6 Verg 3/00) 
 
Ein weiteres Novum in der vergaberechtli-
chen Berichterstattung ist die Fortsetzung 
des Verfahrens „Großflughafen Berlin-
Schönefeld“.  
 
Zur Historie: Mit Beschluss vom 18.5.1999 
hatte der VÜA Brandenburg (1 VÜA 1/99) 
den Antrag der IVG – einer der beiden 
Bieterkonsortien – auf Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens abgelehnt, da 
keine Vergaberechtsverstöße festgestellt 
werden konnten. Auf die hiergegen einge-
legte sofortige Beschwerde hin hatte das 
OLG Brandenburg in der bekannten Ent-
scheidung 6 Verg 1/99 am 3.8.1999 die 
Entscheidung der VÜA aufgehoben und 
der Vergabestelle aufgegeben, das Ver-
gabeverfahren unter Gleichbehandlung 
beider Bieter fortzusetzen (vgl. Monatsinfo 
7-8/99, Anlage 3). In dessen Verlauf war 
dann das andere Konsortium – Hochtief – 
im Februar dieses Jahres ausgeschlossen 
worden mit der Konsequenz, dass es nur 
noch einen Bieter gab. Gegen ihren Aus-


schluss hatte sich Hochtief an die nun-
mehr zuständige VK Brandenburg ge-
wandt, war dort aber gescheitert. Hierge-
gen war wiederum mit der sofortigen 
Beschwerde das OLG Brandenburg ange-
rufen worden.  
 
Der Vergabesenat hat nunmehr in der 
mündlichen Verhandlung am 13.10.2000 
seine Auffassung, dass es die sofortige 
Beschwerde für zulässig und begründet 
halte, gegenüber den Parteien kundgetan. 
Die beanstandeten Verstöße seien – so 
das Gericht – nicht von einer derartigen 
Schwere gewesen, dass ein Ausschluss 
des Hochtief-Konsortiums gerechtfertigt 
sei. Eine endgültige Entscheidung kündig-
te das OLG für den 10.11.2000 an, regte 
in der mündlichen Verhandlung jedoch an, 
„den Rechtsstreit in einer vergaberechtlich 
unbedenklichen Weise gütlich beizulegen“.  
 
Für den weiteren Verlauf ergeben sich 
jetzt folgende Alternativen:  
 
• Die Bieter könnten dem Rat des Ver-


gabesenats folgen und sich außerge-
richtlich einigen. Dafür bestehen Pres-
seberichten zufolge derzeit gute Chan-
cen. Ergebnis hierbei könnte dann eine 
gemeinsame Durchführung des Groß-
projekts sein.  


 
• Sollte es zu keiner Übereinstimmung 


kommen, so könnte das OLG in sei-
nem Beschluss am 10.11. unter Auf-
hebung des Beschlusses der VK 
Brandenburg entweder das Vergabe-
verfahren in den Stand vor Ausschluss 
von Hochtief zurückversetzen oder so-
gar die Ausschreibung insgesamt auf-
heben.  


 
Im letzteren Fall ergäben sich erhebliche 
Verzögerungen, die die beabsichtigte Fer-
tigstellung des Flughafens bis 2006 unrea-
listisch machen würden. Andererseits 
könnten bei einem Zusammenschluss von 
Hochtief und IVG zu einer Bietergemein-
schaft vergabe- und kartellrechtliche Be-
denken aufkommen. Über die weitere 
Entwicklung werden wir berichten. 
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OLG Düsseldorf, Beschluss vom 
18.10.2000 (Verg 3/00)*) und  
VK Lüneburg, Beschluss vom 29.9.2000 
(203-VgK-10/2000)*) 


 
Zur Frage der Beteiligung von Maklern bei 
der Vergabe von Versicherungsdienstleis-
tungen gesellen sich zu den bekannten 
Entscheidungen des OLG Rostock (vom 
29.9.1999, 17 W (Verg) 1/99) und der 
Vergabekammern Nordbayern (vom 
9.12.1999, 320.VK-3194-22/99) und Det-
mold (vom 7.1.2000, VK.22-23/99; alle 
abgedruckt im Anhang von Heft 10 der 
Schriftenreihe [„Die Vergabe von Versi-
cherungsdienstleistungen nach dem neu-
en Vergaberecht“]) zwei weitere Beschlüs-
se: 
 
So hat das OLG Düsseldorf als Rechtsmit-
telinstanz die sofortige Beschwerde gegen 
die vorgenannte Entscheidung im wesent-
lichen als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Senat bestätigt die Vergabekammer in 
ihrem Votum, dass die Beauftragung eines 
Versicherungsmaklers im konkreten Fall 
rechtswidrig war. Denn die Höhe der Cour-
tage, die der Makler für seine Tätigkeit von 
den Bietern bei Zustandekommen eines 
Versicherungsvertrags verlangte, war in 
den Ausschreibungsunterlagen weder 
prozentual noch absolut festgelegt wor-
den. Da der Landkreis als Auftraggeber 
hier zudem die Gestaltung und Durchfüh-
rung des Vergabeverfahrens nahezu voll-
ständig auf den Makler übertragen hatte, 
führte allein die Gefahr, dass der Makler 
diese Position dazu ausnutzen könnte, 
denjenigen Bieter zu bevorzugen, der die 
höchste Courtage anbietet, zu einem Ver-
stoß gegen den Wettbewerbsgrundsatz, 
das Diskriminierungsverbot, § 2 Nr. 3 
VOL/A und den Rechtsgedanken des § 6 
Nr. 3 VOL/A. In Übereinstimmung mit dem 
OLG Rostock  reicht dem OLG Düsseldorf 
die Möglichkeit der Einflussnahme des 
Maklers auf das Vergabeergebnis für ei-
nen Vergabeverstoß aus; der Feststellung 
einer konkreten und kausalen Benachteili-
gung bedürfe es nicht.  
 
Die Vergabekammer bei der Bezirksregie-
rung Lüneburg hält in ihrem Beschluss 
zunächst fest, dass die Einschaltung eines 
fachkundigen Dritten geboten sein kann, 
damit sich der Auftraggeber in die Lage 


versetzt, eine eindeutige und erschöpfen-
de Leistungsbeschreibung im Sinne von § 
8 Nr. 1 Abs. 1 VOL/A vorlegen zu können. 
Der Versicherungsmakler sei sowohl von 
seinem Berufsbild als auch von seinen 
tatsächlichen Tätigkeiten her grundsätzlich 
tauglicher Dritte in diesem Sinne. Aller-
dings war auch in diesem Falle die Höhe 
der Courtage in der Ausschreibung offen 
gelassen worden. Darin sah die VK die 
gleiche Gefahr wie das OLG Düsseldorf 
mit der Konsequenz eines Verstoßes ge-
gen § 6 Abs. 3 VOL/A. Weiterhin verstößt 
die unbestimmte Courtageklausel nach 
Meinung der VK Lüneburg gegen den 
Neutralitätsgrundatz und die Pflicht zur 
eindeutigen und erschöpfenden Leis-
tungsbeschreibung (§ 8 Nr. 1 Abs. 3 
VOL/A). 
 
Ob die Entscheidungen zur mehr Rechts-
sicherheit geführt haben, darf bezweifelt 
werden. Festgehalten werden kann zwar, 
dass die Einschaltung eines Versiche-
rungsmaklers im Sinne von § 6 VOL bzw. 
aus dem Rechtsgedanken dieser Vor-
schrift wohl grundsätzlich zulässig ist. Wird 
zudem auf das Verhandlungsverfahren 
verzichtet, die Höhe der Courtage in die 
Ausschreibungsunterlagen aufgenommen 
und behält sich die Vergabestelle eine 
größere Kontrolle und Prüfung der Makler-
tätigkeit vor, so sind weitere Klippen um-
schifft. Andere Fragen, wie z.B. die mögli-
cherweise den Makler beeinflussenden 
Rahmenverträge oder laufenden Ge-
schäftsbeziehungen zu Versicherern oder 
eine Vereinbarung über die Betreuung und 
Verwaltung der durch die Vergabe zustan-
de kommenden Versicherungsverträge, 
bleiben indes offen.  
 
 
 
Neue VK- und OLG-Entscheidungen 
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 32 neue Entscheidungen vor*): 
Bayern (6), Brandenburg (11), Hessen (7), 
Mecklenburg-Vorpommern (1), Nieder-
sachsen (3), Nordrhein-Westfalen (1), 
Sachsen-Anhalt (2), Schleswig-Holstein 
(1). 
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Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 11 neue Beschlüsse*) erhalten. 
Kurzdarstellungen der Entscheidungen 
finden Sie als Anlagen 4-14. 
 
 
 


Europa 
 
 
EU-Legislativpaket zum öffentlichen 
Auftragswesen 
 
 
Die Vorschläge der Europäischen Kom-
mission zur Neufassung der Richtlinien für 
Vergaben von klassischen öffentlichen 
Auftraggebern sowie Sektorenauftragge-
bern – kurz: Legislativpaket – werden in-
zwischen sowohl in Ausschüssen des Eu-
ropäischen Parlaments als auch im Wirt-
schafts- und Sozialausschuss der EU 
beraten. Der für das Thema zuständige 
Berichterstatter im maßgeblichen Aus-
schuss für Recht und Binnenmarktangele-
genheiten des Europäischen Parlaments, 
Zappala (Italien), hat unter dem Datum 
vom 10. Oktober einen ersten kurzen Be-
richt zum Legislativpaket vorgelegt. Das 
Dokument, das auch im Internetangebot 
des Europäischen Parlaments veröffent-
licht wurde, ist überwiegend deskriptiver 
Natur. Es nennt allerdings einige vorrangig 
zu diskutierende Themen, darunter erwar-
tungsgemäß die Stichworte „komplexe 
Vergaben“ und „Rahmenvereinbarungen“. 
Der Rechts- und Binnenmarktausschuss 
beabsichtigt, am 9. Januar eine Anhörung 
durchzuführen. 
 
Zwischenzeitlich hat in Brüssel auch der 
Wirtschafts- und Sozialausschuss Bera-
tungen zum Legislativpaket aufgenom-
men. Der Berichterstatter der Studien-
gruppe „Public Procurement“ der WSA-
Fachgruppe „Binnenmarkt, Produktion und 
Verbrauch“, Green (Dänemark), hat unter 
dem Datum vom 16.10. zwei erste Ar-
beitspapiere*) zu den Kommissionsdoku-
menten Dok. KOM (2000) 275 und 276 
endg. vorgelegt.  
 
Auf diese Arbeitspapiere werden überar-
beitete Dokumente unter Berücksichtigung 
der weiteren Diskussion in der Studien-


gruppe folgen. In einer ersten Sitzung der 
Gruppe am 24. Oktober in Brüssel zeich-
nete sich ab, dass sie die Idee der neuen 
Regelung für komplexe Vergaben im An-
satz begrüßt, jedoch Änderungen zur 
Vermeidung der Kombination von Lö-
sungsvorschlägen der Bieter fordert. Dem 
Vorschlag der Kommission zu Rahmen-
vereinbarungen steht die WSA-
Studiengruppe ablehnend gegenüber. Zu 
den Vorschriften zum elektronischen Ver-
gabewesen soll über die ersten Arbeitspa-
piere hinaus die Notwendigkeit der Daten-
sicherheit und Vertraulichkeit sensibler 
Informationen im elektronischen Vergabe-
wesen betont werden.  
 
Jenseits der üblichen Diskussionsschwer-
punkte steht die mehrheitliche Auffassung 
der Studiengruppe, die Ziele des europäi-
schen Vergaberechts seien im Wege einer 
EG-Verordnung besser zu erreichen als 
durch die bislang vorgesehenen EG-
Richtlinien. Ferner zeichnet sich ab, dass 
starke Kräfte die Forderung einer aus-
drücklichen Zulassung der Berücksichti-
gung vergabefremder Aspekte fordern – in 
Brüssel zumeist unter dem Stichwort „so-
cial aspects“ behandelt.  
 
 
 
Konferenz zum Vergabewesen in 
Brüssel 
 
 
Die Kommission wird am 16. und 17. No-
vember 2000 in Brüssel eine Konferenz 
zur effektiveren Information und Weiterbil-
dung im Vergabewesen durchführen. Das 
Programm dieser Veranstaltung ist als 
Anlage 15  dieser Monatsinfo beigefügt. 
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International 


 
 
Neues Internetportal der US-
Regierung 
 
 
Ein im September eröffnetes neues Inter-
netportal der US-Regierung soll künftig 
auch in den privaten Bereich hineinwach-
sen. Unter dem Motto „Your first click to 
the U.S. Government” bildet die neue offi-
zielle Regierungs-Website einen zentralen 
Ausgangspunkt für Recherchen mit Bezug 
zu Regierung und Verwaltung. Hierzu ste-
hen eine Suchmaschine mit Zugang zu 27 
Millionen Dokumenten sowie eine Liste 
von Themenkategorien bereit, die nach 
ihrem äußeren Aufbau der Startseite der 
berühmten Internet-Suchmaschine Yahoo 
nachempfunden ist. Die Themen reichen 
von Stichworten wie „Agriculture“ bis hin 
zu „U.S. in the World“ mit „Defense“ und 
„Trade“. Die Seite soll als „one stop ac-
cess“ u.a. auch den online-Business ein-
schließlich Abwicklung von Regierungs-
aufträgen fördern.  
 
Allerdings hat das dem deutschen Bun-
desrechnungshof vergleichbare General 
Accounting Office beanstandet, die Regie-
rungs-Website arbeite trotz Orientierung 
an erfolgreichen Internetanbieter wie Ya-
hoo und AOL noch zu ungenau. Im übri-
gen entspreche sie nicht den gebotenen 
Sicherheitsanforderungen der US-
Regierung. So sei es selbst Personen mit 
geringen IT-Kenntnissen möglich, der Sei-
te Schaden zuzufügen.  
 
Ungeachtet dieser Sicherheitsbedenken 
beabsichtigt die US-Regierung, ihre Web-
site mit anderen öffentlichen wie auch pri-
vaten Web-Angeboten zu vernetzen. Da-
mit sollen den Nutzern ähnlich vielfältige 
Serviceangebote wie bei Yahoo und AOL 
unterbreitet werden. Zu diesem Zweck 
wurde ein „First Government Partners 
Program“ entwickelt, in dem Links anderer 
Diensteanbieter auf die Regierungsseite 
vorgesehen sind. Für das Partnering-
Program haben bereits binnen kurzer Zeit 
178 Unternehmen und Organisationen 


Interesse bekundet. Näheres im Internet 
unter http://www.firstgov.gov. 
 
 
 


Aus der Grabbelkiste *) 


 
 
• Standardleistungskatalog für den Stra-


ßen- und Brückenbau (STLK) – Stel-
lungnahme zur Fortschreibung der 
Leistungsbereiche 819 (Mauerwerk für 
Kunstbauten), 820 (Kunstbauten aus 
Stahl) und 821 (Lager, Übergänge, 
Geländer für Kunstbauten) (Gelbdruck, 
Stand September 2000) der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen; 


 
• Vereinbarkeit der Regelungen der 


VOB/B mit den durch das Gesetz zur 
Beschleunigung fälliger Zahlungen ge-
änderten Vorschriften des BGB; Erlass 
des BMVBW vom 10.8.2000; 


 
• Allgemeines Rundschreiben Straßen-


bau Nr. 17/2000 des BMVBW vom 
20.7.2000 (Handbuch für die Vergabe 
und Ausführung von Lieferungen und 
Leistungen im Straßen- und Brücken-
bau (HVA L-StB)), veröffentlicht im 
Verkehrsblatt 2000, S. 510 f.; 


 
• Verzeichnis der Formulare für die Be-


schaffung (B-Reihe) des Bundesamtes 
für Wehrtechnik und Beschaffung 
(BWB), Stand 30.8.2000; 


 
• Stellungnahme des Wirtschafts- und 


Sozialausschusses der EU zum The-
ma „Die Stärkung des Konzeptions- 
und Vertragsrechts für öffentlich-
private Partnerschaften (ÖPP)“ vom 
19. Oktober 2000; 


 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern: 
 
- Ägypten („Modernisierungsbedarf im 


Eisenbahnsektor verlangt hohe Investi-
tionen“); 


- EU („Transportmarkt der EU auf 
Wachstumspfaden“); 


- Griechenland („Athen forciert olympi-
sche IT- und TK-Projekte“); 
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- Italien („Sinkende Tendenz im Auf-
tragswesen“); 


- Jordanien („Privatisierungen stehen 
bevor“); 


- Kasachstan („Wasserbetriebe der 
Hauptstadt investieren“); 


- Kroatien („Internationale Anbieter er-
weitern Infrastruktur“); 


- Libyen („Neues Netz für den Energie-
transport“); 


- Libyen („Angebote für Gasleitung in 
Vorbereitung“); 


- Neuseeland („Regierung investiert in 
neue Krankenhäuser“); 


- Nicaragua („Regierung verkauft Kraft-
werke“) 


- Polen („Mehrere Flughäfen wollen ihre 
Kapazitäten erweitern“); 


- Schweden (Regierung entdeckt das 
Betreibermodell“); 


- Ukraine („Privatisierung der Post ver-
zögert sich“); 


- USA („Export von Verschlüsselungs-
software“) 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 
Handkommentar zur VOB, Teile A 
und B von Heiermann/ Riedl/ Rusam 
 
 
In der 9., völlig neu bearbeiteten und er-
weiterten Auflage seit 1975 haben die Ver-
fasser ihren Handkommentar zur VOB 
2000 vorgelegt. Sie sind damit in der 
knapp dreijährigen Erscheinungsfolge der 
bisherigen Neuauflagen geblieben, die die 
rasche Entwicklung auf dem Gebiet des 
privaten Baurechts widerspiegelt. 
 
Die 9. Auflage berücksichtigt nicht nur die 
Änderungen und Neuerungen der VOB 
2000 wie z.B. die Anforderungen an die 
Leistungsbeschreibung, die Zulassung 
digitaler Angebote, die Abnahme, den 
Kündigungsschutz oder den Zahlungsver-
zug, sie bezieht die teilweise dahinterste-
henden neuen gesetzlichen Regelungen in 
die Darstellung und Kommentierung ein. 
 
Diese Regelungen sind insbesondere das 
zum 1.1.1999 in Kraft getretene Vergabe-


rechtsänderungsgesetz, das als Vierter 
Teil in die Neufassung des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen aufge-
nommen ist und die Rechtsschutzmöglich-
keiten des Vergaberechts verbessert hat, 
die neue Insolvenzordnung und die Ge-
setze zur Beschleunigung fälliger Zahlun-
gen und zur Bekämpfung der Korruption. 
Ferner waren die Änderungen der EG-
Richtlinien für öffentliche und Aufträge der 
Sektoren mit unterschiedlichen Organisa-
tionsformen in den Bereichen der Energie-
, Verkehrs- und Wasserversorgung einzu-
arbeiten. 
 
Die seit der 8. Auflage bis Mai 2000 er-
gangene Spruchpraxis des Bundesge-
richtshofs und der Oberlandesgerichte, 
aber auch der neuen Vergabekammern 
und – bis zur Ablösung des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes durch das Ver-
gaberechtsänderungsgesetz – der Verga-
beüberwachungsausschüsse bei Ausle-
gungsbeschlüssen zur VOB von 
grundsätzlicher Bedeutung erforderte e-
benfalls die rasche Überarbeitung des 
Handkommentars, die bei der Kommentie-
rung der §§ 31 bis 32 a VOB/A und der 
gesamten VOB/B eine weitgehende Neu-
fassung bedingte. 
 
Praxisnähe, größtmögliche Klarheit und 
leichte Verständlichkeit der Darstellung 
auch für nicht juristisch vorgebildete Bau-
praktiker unter Verzicht auf unnötige theo-
retisch-wissenschaftliche Erörterungen – 
das sind die immer wieder hervorgehobe-
nen Zielsetzungen der Verfasser an die 
Kommentierung, deren Erreichung sie sich 
im Vorwort der 9. Auflage selbst bestäti-
gen. In den Erläuterungen ist deshalb viel-
fach auf praktische Vorgänge zurück ge-
griffen, die auf den langjährigen berufli-
chen Erfahrungen der Verfasser beruhen. 
Dennoch wird der Baupraktiker – bei der 
komplexen Materie nur allzu verständlich – 
bei der Benutzung des Kommentars nicht 
immer ohne zusätzliche juristische Hilfe-
stellung auskommen. Diese Feststellung 
schmälert nicht den Erfolg der Verfasser 
bei ihren Bemühungen, wie bei den Vor-
auflagen des Handkommentars dem Nut-
zer einen wertvollen Ratgeber für die 
Durchführung des Vergabeverfahrens und 
die Abwicklung des Bauauftrags zur Ver-
fügung zu stellen, der sich durch Aktuali-
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tät, Kompetenz und Praxisnähe besonders 
auszeichnet. 
 
Der Handkommentar steht auch als CD-
ROM in DIN A5-Box mit Programmbe-
schreibung zur Verfügung und bietet damit 
die zusätzlichen Vorteile eines elektroni-
schen Informationssystems z.B. durch 
Recherchemöglichkeiten, wie sie der 
Handkommentar sonst nicht bietet. 
 
Der Handkommentar ist erschienen im 
Bauverlag GmbH, Postfach 14 60, 65004 
Wiesbaden (Am Klingenweg 4a, 65396 
Walluf, Tel.: 06133 / 700 – 0, Fax: 06123 / 
700 - 122) und dort oder im Buchhandel 
zum Preise von DM 238,00 zu beziehen; 
die CD-ROM kostet DM 298,00. 
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Vergabeverordnung in  
trockenen Tüchern 
 
 
Der Bundesrat hat am 10. November mit 
Augenmaß entschieden. Im Interesse ei-
ner zügigen Verabschiedung der Verord-
nung beschloss er eine einzige grundle-
gende, den § 16 betreffende Änderung. 
Erfreulich aus Sicht der Bieter ist, dass die 
Empfehlungen der Ausschüsse zur Ände-
rung des § 13 (Vorabinformation der er-
folglosen Bieter durch den Auftraggeber) 
im Plenum des Bundesrates keine Mehr-


heit fanden. Damit ist auch die vom Woh-
nungsbauausschuss des Bundesrates 
vorgeschlagene Verkürzung der Vorabin-
formationsfrist auf 10 Kalendertage „vom 
Tisch“. Es bleibt bei den im Regierungs-
entwurf vorgesehenen 14 Kalendertagen. 
 
Rechtspolitisch bedeutsam ist, dass der 
Bundesrat darauf verzichtet hat, die Emp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses zu 
übernehmen, in der Entschließung (Nr. 13 
des BR Beschlusses) festzuhalten, dass 
bei einer künftigen Änderung die wesentli-
chen, für alle Bereiche des öffentlichen 
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Auftragswesens geltenden Regelungen 
der Verdingungsordnungen in die Verga-
beverordnung oder ein Vergabegesetz 
überführt werden sollten. Das kann aller-
dings nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
bei der nächsten vergaberechtlichen Än-
derung – der nationalen Umsetzung des 
EU-Legislativpakets – die „Aufgabentei-
lung“ zwischen den Verdingungsordnun-
gen und der Vergabeverordnung weiterhin 
ein Thema sein wird. 
 
Die Bundesregierung wird, wie man hört, 
die Änderungsbeschlüsse des Bundesra-
tes akzeptieren. Die Beschlussfassung soll 
bei der Kabinettssitzung am 13. Dezember 
erfolgen. Die Verkündung der Vergabe-
verordnung im Bundesgesetzblatt kann 
danach frühestens im Januar 2001 erfol-
gen, spätestens wird dies im Februar 2001 
geschehen. Mit dem Inkrafttreten der Ver-
ordnung ist daher für den 1. Februar 2001 
oder den 1. März 2001 zu rechnen. 
 
 
 


National 
 
 
Heft 11 der Schriftenreihe  
jetzt erschienen 
 
 
In der Schriftenreihe des forum vergabe ist 
am 1.12.2000 als Heft 11 „Der Anspruch 
der Bieter auf Einhaltung des Vergabe-
rechts nach § 97 Abs. 7 GWB“ von Marc 
Kalinowsky erschienen, das für die Mit-
glieder des forum vergabe dieser Monats-
info beiliegt. In dieser Dissertation setzt 
sich der Verfasser mit der Frage der sub-
jektiven Rechte der Unternehmen im Ver-
gabeverfahren nach Inhalt und Reichweite 
des deutschen und europäischen Rechts 
auseinander. Anlass dafür waren die Re-
form des Vergaberechts und seine Ein-
ordnung in das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen. Auf der Grundlage 
einer tiefgehenden Analyse der Rechts-
grundlagen werden auch praxisgerechte 
Lösungsansätze aufgezeigt.  
 
 
 


Bundesratsinitiative zur Tariftreue - 
Länder haben Bedenken 
 
 
Über den Inhalt des bayerischen Antrags, 
in das Tarifvertragsgesetz einen § 5a als 
Ermächtigungsgrundlage für den Landes-
gesetzgeber zur Forderung von Tariftreu-
erklärungen bei der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge einzufügen, hatten wir bereits 
berichtet (s. Monatsinfo 9/2000, S. 77). 
Der in den Bundesrat eingebrachte „Ent-
wurf eines Gesetzes für Tariftreuerklärun-
gen“ (BT-Drs. 438/00) wurde dort in die 
Ausschüsse Arbeit und Sozialpolitik (fe-
derführend), Wohnungswesen und Wirt-
schaft verwiesen. Die bisherigen Beratun-
gen ergaben gegensätzliche Positionen*). 
 
So empfahl der Wohnungsausschuss be-
reits am 13.9.2000 mit einer Mehrheit von 
einer Stimme dem Bundesrat, den Ge-
setzentwurf beim Bundestag einzubringen. 
Die von Schleswig-Holstein beantragte 
Vertagung wegen verfassungsrechtlicher 
Bedenken wurde gleichzeitig abgelehnt.  
 
Der Wirtschaftausschuss empfahl dem 
Plenum dagegen am 16.11.2000 mit gro-
ßer Mehrheit, den Entwurf nicht beim 
Bundestag einzubringen. Für eine Einbrin-
gung votierten hier nur Bayern, Berlin und 
das Saarland, also diejenigen Bundeslän-
der, die bereits ein Landesgesetz zur Ta-
riftreueerklärung erlassen haben.  
 
Uneinig ist sich der Arbeits- und Sozial-
ausschuss: Er beschloss in seiner Sitzung 
am 16.11.2000, die Beratung solange zu 
vertagen, bis ein Wiederaufruf durch die 
Länder erfolgt. Ein Argument dafür war der 
aus Ländersicht noch bestehende erhebli-
che Klärungsbedarf. Der Vertreter des 
Landes NRW konstatierte, dass es sich 
um eine „diffizile Angelegenheit“ handle, 
die auch Bezüge zum EU-Recht zeige. 
Gleichzeitig beantragte Hamburg, den 
Anwendungsbereich des geplanten § 5a 
TVG nicht auf den Baubereich zu be-
schränken, sondern auf regelmäßig zu 
erbringende Dienstleistungen zu erwei-
tern. Hintergrund sind hierbei wohl auch 
verfassungsrechtliche Bedenken, da für 
eine Beschränkung auf den Baubereich 
keine sachlichen Gründe vorliegen und 
das Gesetz deswegen möglicherweise 
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nicht mit dem Gleichheitsgrundsatz ver-
einbar ist. Diese Erweiterung würde aber 
der Freistaat Bayern nicht mittragen, da 
entsprechend der Vorgabe aus dem baye-
rischen Ministerrat lediglich der Baube-
reich reglementiert werden soll.  
 
Wann die Ausschussarbeiten fortgesetzt 
werden, ist derzeit unklar. Nach Auskunft 
des Bundesrates liegt für die kommende 
Ausschusswoche (4. - 8.12.) noch kein 
entsprechender Antrag vor.  
 
 
 
EVB-IT – Stand der Entwicklungen 
 
 
Nachdem wir zuletzt in der Monatsinfo 
5/2000 (S. 39) über die Verhandlungen zu 
den neuen Ergänzenden Vertragsbedin-
gungen für Informationstechnologie der 
öffentlichen Hand (EVB-IT) berichteten, 
können nun schon einige Ergebnisse ver-
meldet werden. So sind die EVB-IT Kauf, 
EVB-IT Dienstleistung, EVB-IT Instandhal-
tung und EVB-IT Überlassung Typ A fer-
tiggestellt und können über das Internet 
unter www.hbst.bund.de heruntergeladen 
werden. Dort soll Anfang Dezember auch 
eine ganz aktuelle Version der Vertrags-
formulare zur Verfügung gestellt werden. 
Die EVB-IT Überlassungsvertrag Typ B 
und Pflege sollen im Laufe des Jahres 
2001 fertiggestellt werden.  Die EVB-IT 
Systemvertrag sind im Entwurf schon vor-
handen und sollen spätestens 2002 vor-
liegen. Die EVB-IT Planung, EVB-IT Rea-
lisierung und EVB-IT Pflege sind vorerst 
zurück gestellt worden.  
 
Die Einführung der schon fertiggestellten 
EVB-IT in die Praxis soll auf Bundesebene 
Ende des Jahres 2000 erfolgen. Dafür 
wird eine Verwaltungsvorschrift zu § 55 
BHO erlassen, wonach die Bundesverwal-
tungen verpflichtet werden, bei der Be-
schaffung von IT nur EVB-IT-Verträge an-
zuwenden. Bei den Ländern ist damit zu 
rechnen, dass sie bis Ende dieses Jahres 
die fertiggestellten EVB-IT – jeweils auf 
eigener Art und Weise – übernehmen 
werden. 
 
 
 


Ausschreibungs-abc 
 
 
Zu den bekannten Ausschreibungsblättern 
auf dem Gebiet des Vergabewesens ge-
hört das Ausschreibungs-abc, das jetzt 
unter www.ausschreibungs-abc.de online 
ist. Dieser Online-Dienst wird vom Staats-
anzeiger und von den Bundesländern Ba-
den-Württemberg, Bayern, Branden-
burg/Berlin, Sachsen-Anhalt, Sachsen und 
Thüringen getragen. Zuletzt sind die Län-
der Rheinland-Pfalz und Saarland dazu-
gekommen. Weitere Partner ist das Bun-
desausschreibungsblatt, mit dessen 
Internetseiten der Dienst  auch verlinkt ist. 
Ferner ist vorgesehen, dass die Daten der 
Hessischen Ausschreibungsdatenbank im 
ausschreibungs-abc eingestellt werden. 
Voraussichtlich in 2001 soll auch eine Da-
tenbank mit Ausschreibungen aus Europa 
bereitstehen. Außerdem soll es dann auch 
möglich sein, die Vergabeunterlagen an 
die Bieter digital zu übermitteln und die 
Angebot digital an die Vergabestelle ab-
zugeben. Nähere Informationen können 
Sie der Anlage 1  entnehmen. 
 
 
 
Symposium zum  
eBusiness im Vergabewesen  
 
 
Entgegen manch früherer Konzeptionen 
wird sich das elektronische Vergabewesen 
künftig aller Voraussicht nach in vielfälti-
gen Erscheinungsformen präsentieren. 
Diese werden in zunehmendem Maße 
vom Wettbewerb unter der zunehmenden 
Zahl der Diensteanbieter im electronic 
procurement bestimmt sein. Diese Er-
kenntnis war wesentliches Fazit des zwei-
ten Bad Godesberger Symposiums des 
forum vergabe am 21./22. November zu 
diesem interessanten Themenkreis.  
 
Am ersten Tag der Veranstaltung wurden 
zunächst die rechtlichen und technischen 
Grundlagen zur Einführung des eBusiness 
im Vergabewesen erläutert. Die Herren Dr. 
Marx (BMWi), Dr. Kratzenberg (BMVBW) 
und Dr. Schäfer (BDI) – alle aktiv an den 
diesbezüglichen Rechtsreformen beteiligt 
– skizzierten zunächst die wesentlichen 
Aspekte des künftigen Rechtsrahmens für 
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eBusiness im öffentlichen Auftragswesen 
auf nationaler und europäischer Ebene. 
Dabei wurde deutlich, dass dem Vergabe-
recht – zeitlich vor der Reform des § 126 
BGB – eine Vorreiterrolle bei der Gleich-
stellung der elektronischen Signatur mit 
der eigenhändigen Unterschrift zukommt. 
Die Ausführungen zum Rechtsrahmen 
wurden durch interessante Beiträge der 
Herren Kowalski (Leiter TeleSec) und Dr. 
Heuser (Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik) zur elektronischen 
Signatur und zur Kryptierung vertraulicher 
Daten ergänzt. Beide Themen sind für das 
öffentliche Auftragswesen von essentieller 
Bedeutung; denn die Gewährleistung der 
Authentizität von Dokumenten und der 
Schutz gegen unzulässige Datenausspä-
hung nehmen bei der wettbewerblichen 
Auftragsvergabe an der Schnittstelle zwi-
schen Wirtschaft und Verwaltung eine 
herausragende Rolle ein. In der lebhaften 
Diskussion im vollbesetzten Rund des 
Wissenschaftszentrums zeigte sich, dass 
nach den Rechtsreformen noch eine Rei-
he wichtiger praktischer Fragen klärungs-
bedürftig bleibt. Im Vordergrund steht da-
bei das bisher nicht gelöste Problem einer 
hinreichenden Interoperabilität unter-
schiedlicher Signaturen. Unsicherheiten 
zeigten sich auch bei der Frage, welche 
Verschlüsselungsmethoden im Umgang 
mit vertraulichen Daten im Vergabewesen 
angemessen sind. Aus mehreren Beiträ-
gen ging hervor, dass eine höchstmögli-
che Sicherheit im Umgang mit elektroni-
schen Angeboten durch Einsatz von 
Stand-alone-Rechnern erreicht werden 
kann. 
 
Der zweite Tag war zunächst der Vorstel-
lung maßgeblicher Pilotprojekte der öffent-
lichen Hand gewidmet. Regierungsdirektor 
Karl-Heinz Urban (Beschaffungsamt des 
BMI) und Rechtsanwalt Hans-Martin Fi-
scher (Zentralverband Elektrotechnik und 
Elektronik-Industrie) gaben einen kompe-
tenten Überblick über die wesentlichen 
Aspekte derartiger Pilotprojekte unter be-
sonderer Berücksichtigung der Aktivitäten 
beim BMI. Ergänzend berichtete Herr 
Mayer vom Unternehmen ESG über ein 
von ihm betreutes vergleichbares Projekt 
im Bereich des BWB. Abgerundet wurden 
die Präsentationen durch einen interes-
santen Beitrag von Frau Vogel-Krawczyk 


und Herrn Dr. Schelb, Projektleiter bei 
„bremen online“, einem Schlüsselprojekt 
im Rahmen der Initiative Media@komm.  
 
Den Schluss der Veranstaltung bildeten 
vier Beispiele von „business driven soluti-
ons“ für das elektronische Vergabewesen: 
„bautreff.online“ als Beispiel für eine Bran-
chenlösung in der Bauwirtschaft, „subre-
port“ als IT-Projekt eines traditionellen 
Ausschreibungsverlags, „econia.com“ als 
Anbieter von „reverse auctions“ (die nach 
geltendem Vergaberecht allerdings nur 
sehr begrenzt zulässig sind), und „Inter-
source“ als Betreiber einer Internetplatt-
form für gemeinsame Kommunalbeschaf-
fung.  
 
Dazu wurden in einer wiederum sehr leb-
haften Diskussion einerseits die Potentiale 
neuer Internet-Geschäftsmodelle für das 
Vergabewesen hervorgehoben. Anderer-
seits wurde aber ebenso deutlich darauf 
verwiesen, dass die wohlerwogenen 
Grundprinzipien des Vergaberechts nicht 
allein auf Grund der technischen Reali-
sierbarkeit neuer Geschäftsabläufe unre-
flektiert über Bord geworfen werden dür-
fen. Einigkeit in der recht kontroversen 
Diskussion bestand schließlich darin, dass 
nur ein weiterer fundierter Dialog zwischen 
Vergabepraktikern, Juristen, eBusiness-
Experten und Ökonomen zur Findung 
ausgewogener und tragfähiger Zukunftslö-
sungen führen wird. Das forum vergabe 
wird daher die Thematik weiter intensiv 
verfolgen.  
 
 
 
Ausweitung der wirtschaftlichen 
Betätigung von Kommunen im  
Bereich der Daseinsvorsorge 
 
 
Unter dem Deckmantel der Daseinsvor-
sorge weitet der Staat seine wirtschaftli-
chen Aktivitäten aus. Die öffentliche Hand 
tritt in Wettbewerb zu privaten Unterneh-
men. Besonders aktiv sind Länder und 
Gemeinden in denjenigen Märkten, die 
gerade erst liberalisiert worden sind. Vor 
allem der Mittelstand ist dabei mit vielen 
Arbeitsplätzen in Gefahr. 
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Der Problemkreis wird in einer neuen BDI-
Broschüre unter dem Titel „Deckmantel 
Daseinsvorsorge. Vorfahrt für die Privat-
wirtschaft - Vorteil für die Verbraucher“*) 
näher beleuchtet. Aus vergaberechtlicher 
Sicht liegt dabei der Schwerpunkt im Be-
reich der sog. „in-house-Thematik“, die in 
jüngster Vergangenheit auch wiederholt 
Gegenstand von (gerichtlichen) Überprü-
fungen war (vgl. EuGH, Urteil vom 
18.11.1999 - „Teckal ./. Gemeinde Viano“ 
und VK Düsseldorf, Beschluss vom 
7.7.2000 [VK-12/00; s. hierzu Sonderinfo 
2/2000, S. 8]). 
 
 
 
Neues aus den Regionalgruppen 
 
 
Im Berichtsmonat hatten gleich vier Regi-
onalgruppen ihre – zum Teil ersten – Tref-
fen. 
 
So fand am 29. November die Grün-
dungsveranstaltung der Regionalgruppe 
Baden-Württemberg statt. Herr Dr. Broß, 
Richter am Bundesverfassungsgericht, 
referierte über das Spannungsverhältnis 
zwischen Bundesverfassungsgericht und 
EuGH.  
 
Am 16. November wurde anlässlich eines 
weiteren Treffens der Initiativgruppe Nord 
beschlossen, nun als Regionalgruppe 
Nord des forum vergabe weiter tätig zu 
sein. Die Leitung der neuen Regional-
gruppe wird Herr Rechtsanwalt Dr. Klaus 
Willenbruch übernehmen. 
 
Das Treffen der Regionalgruppe Süd-West 
am 8. November war auch diesmal wieder 
gut besucht. Es ging u.a. um die Rüge 
nach § 107 GWB, die neue Vergabever-
ordnung und die VOB 2000. 
 
Am 22. November fand das zweite Treffen 
der Regionalgruppe Berlin-Brandenburg 
statt. Thema war der Rechtsschutz unter-
halb der Schwellenwerte. Als Podiumsteil-
nehmer konnten neben den beiden Leitern 
der Regionalgruppe, Herr Kühn und Herr 
Wunschel, Herr Fischer (ZVEI) und Herr 
Dr. Marx (BMWi) gewonnen werden. Die 
Diskussion zu dem Thema war aufgrund 
entgegengesetzter Auffassungen sehr 


lebhaft und auch das Interesse der Teil-
nehmer an dieser Thematik sehr groß. 
 
 
 
Mitgliederversammlung  
am 29. März 2001 
 
 
Die nächste Mitgliederversammlung wird 
am 29. März 2001 in München, in den 
Räumen des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Wirtschaft, Verkehr und Techno-
logie, stattfinden, Beginn 12 Uhr. Nach 
einem einstündigen formellen Teil wird es 
einen Imbiss geben, an den sich eine Vor-
tragsveranstaltung anschließen wird. 
Themen werden der Rechtsschutz für 
Vergaben unterhalb der Schwellenwerte 
und die wettbewerbsfremden Regelungen 
sein. Nähere Informationen erhalten die 
Mitglieder rechtzeitig mit der Einladung. 
 
 
 
Veranstaltungen im Frühjahr 2001 
 
 
Folgende Veranstaltungen stehen schon 
fest: 
 
• „Vergabeverordnung 2001 und neue 


Verdingungsordnungen“ am 24. Janu-
ar in Hannover 


• „Vergabe von Finanzdienstleistungen 
durch die öffentliche Hand“ am 7. Feb-
ruar in Berlin 


• „Entsorgungsdienstleistungen und 
Vergaberecht“ am 22. Februar in 
Leipzig 


• „Vergaberechtliche Probleme beim 
Outsourcing und Insourcing kommu-
naler Aufgaben“ am 8. März in Düs-
seldorf 


 
Die Einladungsflyer zu diesen Veranstal-
tungen werden Ihnen rechtzeitig zuge-
sandt. Nähere Informationen können Sie 
unter 030 / 2028 1631 erfragen. 
 
 
 
 
 
 







Monatsinfo 11/2000  forum vergabe e.V.  


102 


Personalwechsel im BMWi 
 
 
Ab Mitte Dezember wird Frau Regierungs-
direktorin Dr. Kirstin Pukall Nachfolgerin 
von Herrn Gerecht im Referat I B 3 „öffent-
liche Aufträge“ des BMWi. Sie begann 
1991 beim BMWi, in eben diesem Referat. 
Danach arbeitete sie in Paris bei der 
OECD-Vertretung. Sie kehrte dann in das 
BMWi zurück, zuständig für den Bereich 
europäisches Kartellrecht. 
 
 
 
Wichtige Entwicklungen in der  
vergaberechtlichen Rechtsprechung 
 
 
VK Südbayern, Beschluss vom 21.8.2000 
((120.3-3194.1-14-07/00)*); 
VK beim RP Magdeburg, Beschluss vom 
4.8.2000 (33-32571/07 VK 12/00 MD)*) 


 
In beiden Verfahren war fraglich, ob über-
haupt eine öffentliche Auftragsvergabe 
vorgelegen hat. 
 
Im Falle der VK Südbayern ging es um 
einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan für eine Tiefgarage und einen zur 
Umsetzung gem. § 12 BauGB geschlos-
senen Durchführungsvertrag. Teil dieses 
Vertrags war die Überlassung des Grund-
stücks an den Beteiligten im Wege des 
Erbbaurechts mit Zweckbindung. Die An-
tragstellerin sah in der Übertragung dieses 
Erbbaurechts eine Baukonzession und 
verlangte die europaweite Ausschreibung. 
Die Kammer lehnte den Antrag als unzu-
lässig ab (bestätigt durch BayObLG, Be-
schluss vom 19.10.2000, Az: Verg 9/00 
9/v/Str). Der zivilrechtliche Teil „Vertrag 
über ein Erbbaurecht mit Zweckbestim-
mung“ könne zwar die Kriterien einer Bau-
konzession erfüllen. Die hierfür wesentli-
chen  Eckpunkte und hinreichend 
konkreten Festlegungen enthalte der Ent-
wurf des Durchführungsvertrags allerdings 
(noch) nicht. Die Kammer wies aber dar-
auf hin, dass die spätere Vergabe einer 
eventuell beabsichtigten Baukonzession 
im Rahmen des dann konkreten Durchfüh-
rungsvertrags ausschreibungspflichtig sei.  
 


Gegenstand des Verfahrens vor der VK 
Magdeburg war ein Auswahlverfahren zur 
Feststellung, welche Bildungsträger für die 
Umsetzung des mit europäischen und lan-
deseigenen Mitteln geförderten Existenz-
gründerprogramms geeignet sind. Die VK 
sah weder in dem Auswahlverfahren noch 
in dem sich anschließenden Verfahren zur 
Bewilligung von Zuwendungen einen öf-
fentlichen Auftrag i.S.d. § 99 GWB. Beide 
Verfahren würden mit Verwaltungsakten 
enden (Mitteilung über die erfolgreiche 
Teilnahme an Auswahlverfahren und Zu-
wendungsbescheid). Zudem sei die Eig-
nungsprüfung im Rahmen des Auswahl-
verfahrens kein Auslobungsverfahren 
i.S.d. § 31 a VOL/A, da sie nicht zu einem 
Dienstleistungsauftrag führen solle; und 
bei der Zuwendung handle es sich nicht 
(wie im Rahmen eines Dienstleistungsver-
trags typisch) um ein Entgelt für eine ver-
traglich vereinbarte Leistung. 
 
 
Kammergericht, Beschluss vom 
15.11.2000 (KartVerg 16/00)*) 


 
Das Gericht hatte sich u.a. mit der verfah-
rensrechtlich interessanten Frage zu be-
schäftigen, ob im Beschwerdeverfahren 
ein Antrag auf (erstmalige) Herstellung der 
aufschiebenden Wirkung des Suspensivef-
fekts gestellt werden kann. 
 
In einem laufenden Bauvergabeverfahren 
hatten die Antragstellerinnen bei der VK 
beantragt, spätestens zehn Tage vor dem 
beabsichtigten Zuschlag vom Auftragge-
ber den Namen des ausgewählten Bieters 
und die Gründe für die Nichtberücksichti-
gung der anderen Bieter zu erfahren. Die 
VK hatte den Nachprüfungsantrag als of-
fensichtlich unbegründet zurückgewiesen 
und ihn dem Antragsgegner nicht zuge-
stellt. Hiergegen legten die Antragstelle-
rinnen sofortige Beschwerde ein und be-
antragten vorab wörtlich, „die 
aufschiebende Wirkung gemäß § 118  
Abs. 1 Satz 3 GWB bis zur Entscheidung 
über die sofortige Beschwerde herzustel-
len“.  
 
Das KG fasste diesen Vorabantrag als 
Antrag auf Verlängerung der aufschieben-
den Wirkung auf. Denn einen Antrag auf 
Herstellung des Suspensiveffekts kenne 
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das Gesetz nicht. Außerdem hätten sich 
die Antragstellerinnen ausdrücklich auf die 
Verlängerungsvorschrift des § 118 GWB 
bezogen, so der Vergabesenat. Eine sol-
che Verlängerung setze aber voraus, dass 
der Suspensiveffekt überhaupt eingetreten 
sei. Dies sei hier mangels Zustellung des 
Nachprüfungsantrags durch die VK nicht 
erfolgt.  
 
Das Gericht sah sich nicht zur Überlegung 
veranlasst, ob der Zustellungsakt, der bei 
fehlerhafter Beurteilung durch die VK 
nachgeholt werden kann, auch dann erfol-
gen kann, wenn - wie hier bei unmittelbar 
bevorstehendem Zuschlag - die Aufhe-
bung der den Nachprüfungsantrag zu-
rückweisenden Entscheidung der VK im 
Beschwerdeverfahren noch nicht erfolgt 
ist. Denn es hielt den Antrag auch inhalt-
lich für aussichtslos. Ein Anspruch auf 
Vorabinformation, den die zukünftige Ver-
gabeverordnung vorsehe (vgl. dazu zuletzt 
Sonderinfo 4/2000), ergebe sich weder 
aus dem GWB, noch aus den derzeit gül-
tigen Fassungen der Vergabeverordnung 
und der VOB. Auch lasse sich eine solche 
Vorabinformationspflicht nicht unmittelbar 
aus dem Gemeinschaftsrecht, namentlich 
der Richtlinie 89/665/EWG herleiten.  
 
 
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 
6.11.2000 (Verg 20/00)*) 


 
In diesem Verfahren stand die Verlänge-
rung eines erloschenen Suspensiveffekts 
im Mittelpunkt. In dem Verfahren „Erweite-
rung eines Dienstgebäudes des Bundes-
gerichtshofs“ hatte die VK des Bundes den 
Nachprüfungsantrag zurückgewiesen und 
der Antragstellerin diesen Beschluss am 
31.8.2000 zugestellt. Hiergegen legte die-
se sofortige Beschwerde ein. Erst am 
4.10.2000 stellte sie zudem den Antrag 
auf Verlängerung der aufschiebenden 
Wirkung gem. § 118 Absatz 1 Satz 3 
GWB. Diesen wies der Vergabesenat we-
gen Verspätung als unzulässig zurück. 
Zwar sehe das Gesetz in § 118 GWB kei-
ne ausdrückliche Fristbestimmung vor. Die 
Grenze ergebe sich aber eindeutig aus 
dem Wort „verlängern“. Denn § 118 Ab-
satz 1 Satz 3 GWB gebe dem Beschwer-
degericht nur die Befugnis, die aufschie-
bende Wirkung zu verlängern, nicht aber, 


diese wieder herzustellen. Das OLG 
schließt sich damit einem Teil der Literatur 
an, wenn es daraus folgert, dass der auf  
§ 118 Absatz 1 Satz 3 GWB gestützte An-
trag noch während der Dauer der von Ge-
setzes wegen eingetretenen aufschieben-
den Wirkung der Beschwerde, also vor 
dem Ablauf der § 118 Absatz 1 Satz 2 
GWB normierten Frist von zwei - dem Ab-
lauf der Beschwerdefrist nachfolgenden - 
Wochen bei Gericht einreichen muss.  
 
 
OLG Koblenz, Beschluss vom 6.11.2000 
(1 Verg 4/00)*) 


 
Der Vergabesenat hatte die interessante 
Frage zu beurteilen, ob ein Stadtmöblie-
rungsvertrag, der den Auftragnehmer ver-
pflichtet, bestimmte, in seinem Eigentum 
verbleibende Werbe- und Mobiliareinrich-
tungen im Stadtgebiet auf eigene Kosten 
zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, 
zu warten und - soweit es das Stadtmobi-
liar betrifft - zur öffentlichen Benutzung 
bereitzustellen und als Gegenleistung des 
öffentlichen Auftraggebers die Überlas-
sung des Rechts auf Außenwerbung an 
den zu errichtenden Einrichtungen vor-
sieht, als Dienstleistungskonzession vom 
Anwendungsbereich der Dienstleistungs-
richtlinie 92/50/EWG und damit des 4. 
Teils des GWB ausgenommen sein kann.  
 
Die Frage, ob Dienstleistungskonzessio-
nen der Dienstleistungsrichtlinie unterlie-
gen oder nicht, beschäftigt den EuGH 
nach der Feststellung des OLG schon u.a. 
aufgrund einer Vorlage aus Österreich 
(Rechtssache C-324/98), so dass es das 
Beschwerdeverfahren bis zu einer Ent-
scheidung aus Luxemburg ausgesetzt hat. 
 
 
OLG Brandenburg, Beschluss vom 
10.11.2000 (6 Verg 3/00) 
 
Nachzutragen bleibt der sicherlich schon 
aus der Presse bekannte Ausgang des 
Nachprüfungsverfahrens „Großflughafen 
Berlin-Schönefeld“ (s. Monatsinfo 10/2000, 
S. 91). Nachdem das OLG Brandenburg 
bereits im Vorfeld hatte erkennen lassen, 
dass es den Ausschluss des Hochtief-
Konsortiums für rechtswidrig halte und 
seine Entscheidung in Richtung Aufhe-
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bung des gesamten Ausschreibungsver-
fahrens gehen werde, erklärten Hochtief 
und IVG das Verfahren für erledigt und 
wollen sich nunmehr zu einer Bieterge-
meinschaft zusammenschließen. Dem 
muss aufgrund der sich hieraus mögli-
cherweise ergebenden wettbewerbsrecht-
lichen Problemen (Stichwort: Bieterkartell) 
das Bundeskartellamt noch zustimmen. 
Die ersten Signale von dort sind allerdings 
positiv. Man wolle die Interessen der öf-
fentlichen Hand an einer zügigen und wirt-
schaftlichen Verwirklichung des Flugha-
fens berücksichtigen, so verlautete es aus 
Bonn. Mit einer endgültigen Entscheidung 
rechnen die Beteiligten nicht mehr in die-
sem Jahr.  
 
 
 
Neue VK- und OLG-Beschlüsse 
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 34 neue Entscheidungen vor*): 
Bund (6), Bayern (3), Niedersachsen (2), 
Nordrhein-Westfalen (15), Sachsen-Anhalt 
(9). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 7 neue Beschlüsse*)  erhalten. 
Kurzdarstellungen der wichtigsten Ent-
scheidungen finden Sie als Anlagen 2-7.  
 
 
 


Europa 
 
 
EU-Legislativpaket – hektische  
Beratungen, Termine schwimmen 
 
 
Das Legislativpaket muss bis zu seiner 
Verabschiedung zweimal durch den Rat 
und das Europäische Parlament (EP). Ge-
genwärtig findet der erste Durchgang statt. 
Er wird im Rat mit dem „Gemeinsamen 
Standpunkt“ abgeschlossen. Frankreich 
wollte noch im Zeitraum seiner bis zum 31. 
Dezember laufenden Ratspräsidentschaft 
ein Ergebnis erreichen und hatte daher 
vorgesehen, über den „Gemeinsamen 
Standpunkt“ am 30. November zu be-
schließen. Jedoch sind zum Vergabever-


fahren für besonders komplexe Aufträge 
(Art. 30 der konsolidierten Richtlinie für 
Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträge) 
sowie einige weitere Themen die Meinun-
gen noch so kontrovers, dass mit der Ver-
abschiedung des „Gemeinsamen Stand-
punktes“ erst im nächsten Jahr zu rechnen 
ist. 
 
Ähnlich ist die Situation im EP. Die befass-
ten Ausschüsse – Rechtsausschuss (fe-
derführend), Wirtschafts- und Währungs-
ausschuss sowie Industrieausschuss - 
wollten ihre Stellungnahmen bis zum 24. 
Januar 2001 fertig haben. Danach hätte 
das Plenum des EP im Februar Beschluss 
fassen können. Bisher liegen allerdings 
nicht einmal erste Entwürfe der Berichter-
statter für die Ausschussberatungen vor. 
Wie aus EP-Kreisen zu hören ist, bedeutet 
dies, dass mit dem Beschluss des Ple-
nums wohl erst im Mai des kommenden 
Jahres zu rechnen ist. 
 
Die „heißeste Kartoffel“ im Legislativpaket 
bildet das Vergabeverfahren für besonders 
komplexe Aufträge. Mit der dafür in Art. 30 
der konsolidierten Richtlinie vorgesehenen 
Regelung hat sich die Kommission nicht 
gegenüber den Mitgliedstaaten durchset-
zen können. Sie hat daher inzwischen 
einen abgespeckten Text vorgelegt. Sollte 
es auch darüber keinen Konsens geben, 
erwägt die Kommission, wie man hört, den 
Art. 30 zurückzuziehen. Der Rat würde 
sich dem nicht widersetzen, sodass dann 
allenfalls noch das EP durch einen ent-
sprechenden Vorschlag in seiner Stel-
lungnahme das Verfahren für besonders 
komplexe Aufträge wieder in die weiteren 
Beratungen einbringen könnte.  
 
Nächster Schritt im EP ist die Durchfüh-
rung einer Anhörung am kommenden 9. 
Januar. Eingeladen sind eine Reihe von 
Verbänden und unabhängige Sachver-
ständige.  
 
Abrufbar ist die Stellungnahme des Bun-
desrates zum Legislativpaket*). Die Stel-
lungnahme des Bundestags steht noch 
aus. 
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EU-Statistik zum Vergabewesen 
 
 
In einem Dokument vom 13. November 
2000*) hat die Kommission Statistiken für 
das Jahr 1999 und die vorausgegangenen 
Jahre vorgelegt über  
 
• die Auftragswerte der im Amtsblatt 


veröffentlichten Vergabebekanntma-
chungen; 


• die Anzahl der Vergabestellen, die im 
Amtsblatt veröffentlicht haben; 


• die Zahl der im Amtsblatt veröffentlich-
ten Aufrufe zum Wettbewerb; 


• die Auftragswerte der im Amtsblatt 
veröffentlichten Vergabebekanntma-
chungen in Prozent des Bruttosozial-
produkts. 


 
Daraus ergibt sich für 1999: Bei den veröf-
fentlichten Auftragswerten führt Großbri-
tannien (37 Mrd. Euro) vor Frankreich 
(25,9 Mrd. Euro) und Italien (17,9 Mrd. 
Euro); Deutschland liegt mit 17,6 Mrd. Eu-
ro an vierter Stelle. Bei der Zahl der Ver-
gabestellen, die im Amtsblatt veröffentlicht 
haben, liegt Frankreich an erster Stelle 
(5.683), gefolgt von Deutschland (3.469), 
Italien (2.543) und Großbritannien (1.909). 
Die Zahl der Aufrufe zum Wettbewerb 
sieht Frankreich vorne (26.367) mit 
Deutschland (15.326), Großbritannien 
(9.943) und Italien (8.529) im Gefolge. 
Spitzenreiter bei den Auftragswerten in 
Prozent des Bruttosozialprodukts ist Grie-
chenland (5,1 %); auf den Plätzen dahinter 
liegen Großbritannien (2,7 %), Schweden 
(2,7 %) und Dänemark (2,4 %); Deutsch-
land trägt hier unter allen Mitgliedsstaaten 
die Schlusslaterne (0,9 %). 
 
Wann immer über Statistiken berichtet 
wird, ist – so auch hier – der Hinweis an-
gebracht, dass repräsentatives Zahlenma-
terial nicht zur Verfügung steht, alle Anga-
ben daher mit schwer einzuschätzenden 
Unsicherheiten behaftet sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 


„Wirksamere Information und  
Schulung im Öffentlichen Auftrags-
wesen“ – Konferenz am 16. und 17. 
November in Brüssel 
 
 
Mit 538 Teilnehmern aus allen Mitglied-
staaten, aber auch aus den USA, der 
Schweiz und den Beitrittskandidaten hatte 
auch die Kommission nicht gerechnet, als 
sie im September zu dieser Konferenz 
einlud. Dementsprechend hoch waren die 
Erwartungen, die leider zum Teil nicht er-
füllt werden konnten.  
 
Der erste Teil der Konferenz widmete sich 
der Information über das Vergabewesen. 
Hier lag der Schwerpunkt auf den Mög-
lichkeiten, die das Internet bietet. Generell 
müsse das eProcurement weiter an Be-
deutung gewinnen. Großbritannien möchte 
zum Beispiel bis April 2001  
90 % der Routineeinkäufe online abwi-
ckeln. Bis 2002 sollen elektronische Aus-
schreibungen die Regel sein und bis 2005 
sollen alle Unternehmen, die mit dem 
Staat zusammenarbeiten, online sein. 
Probleme bei der Erlangung von Informa-
tionen über Ausschreibungen hätten aller-
dings vor allem KMUs, da sie bei ca. 650 
Ausschreibungen täglich einfach überlas-
tet seien. Es wurde daher der Vorschlag 
gemacht, die Ausschreibungen vorab an-
zukündigen, damit die KMUs die Möglich-
keit haben, sich darauf einzustellen. 
 
Der zweite Teil der Konferenz befasste 
sich mit der Ausbildung im Öffentlichen 
Auftragswesen, wobei die Referenten ein-
zelne schon bestehende – zum Teil staat-
liche, zum Teil private – Projekte in Italien, 
Frankreich, Großbritannien, Schweden, 
Belgien und Dänemark vorstellten. Einen 
umfassenden Überblick über die Lage der 
Ausbildung in Europa bekam man eben so 
wenig wie Anregungen für zukünftige,  
eventuell von der Gemeinschaft initiierten 
und grenzüberschreitenden Projekten zur 
Verbesserung der Ausbildung im öffentli-
chen Auftragswesen. 
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International 
 
 
Beschafferkonferenz der Vereinten 
Nationen im April 2001 in Bonn 
 
 
Das Beschaffungswesen der Vereinten 
Nationen und ihrer zahlreichen Unterorga-
nisationen umfasst in den Bereichen Lie-
fer- und Dienstleistungen ein jährliches 
Auftragsvolumen von mehr als 3 Milliarden 
US-$. Der deutschen Wirtschaft sind die 
sich hieraus ergebenden Chancen aber 
noch immer weitgehend unbekannt (vgl. 
Monatsinfo 4/2000, S. 36). Hiesige Unter-
nehmen sind bei Ausschreibungen unter-
repräsentiert. Eine Chance, dies zu än-
dern, bietet sich nächstes Frühjahr. Denn 
vom 23. bis 26. April 2001 ist die Bundes-
regierung Ausrichter des Jahrestreffens 
der UN-Beschaffer.  
 
Den amtlichen „closed sessions“ der ers-
ten beiden Tage schließen sich am 25. 
und 26. April zwei Business-Kontakt-Tage 
im Plenarsaal des ehemaligen Bundes-
tagsgebäudes in Bonn an. Neben offiziel-
len Teilen wie einem Vortrag über die Ver-
gaberegeln und die Geschäftspraxis der 
UN sowie der Vorstellung aller UN-
Organisationen ist ein weiter Raum für 
individuelle Begegnungen zwischen den 
Beschaffern und Vertretern deutscher Un-
ternehmen vorgesehen. Abgerundet wird 
die Veranstaltung durch branchenspezifi-
sche Workshops und ein Rahmenpro-
gramm.  
 
Einen umfassenden Überblick über die 
viele Besonderheiten aufweisende Verga-
bepraxis der Vereinten Nationen - z.B. 
Verwendung des United Nations Common 
Coding Systems (UNCCS) als Vokabular 
für öffentliche Aufträge - gibt der Internet-
auftritt des Inter-Agency Procurement Ser-
vices Office (www.iapso.org). Hier können 
u.a. auch zwei instruktive Leitfäden herun-
tergeladen werden: Zum einen das 187 
Seiten starke Kompendium „General Busi-
ness Guide“  
(www.iapso.org/indhold/pdf/gbg_master.p
df), das die benötigten Waren / Dienstleis-
tungen sowie die Ausschreibungsregeln 
aller UN-Organisationen nebst Kontaktad-


ressen auflistet. Zum anderen die wenige 
Seiten starke Broschüre „Doing business 
with the UN system“ 
(www.iapso.org/indhold/pdf/tips.pdf), die 
neben einem ersten Überblick über die 
Bedarfsstruktur viele praktische Tipps 
(z.B. „do’s and don’ts“) enthält.  
 
Daneben ist auf die von der UN im Internet 
unterhaltene Datenbank „United Nations 
Common Supply Database“ 
(www.uncsd.org) hinzuweisen. Die von 
vielen UN-Eichrichtungen gemeinsam ge-
schaffene und verwendete Plattform bietet 
neben aktuellen Informationen die Mög-
lichkeit, sich gegen eine geringe Gebühr 
online registrieren zu lassen und sich da-
mit gegenüber den Auftraggebern zu prä-
sentieren.  
 
Weitere Informationen zur UN-
Beschafferkonferenz 2001 gibt es über die 
Wegweiser GmbH Berlin, Telefon (030) 
284 881 - 0, Telefax (030) 284 881 - 11 
oder im Internet unter 
www.unokonferenz.de. Das gedruckte 
Programm ist auch beim forum vergabe 
erhältlich*). 
 
 
 
Stellenanzeige 
 
 
Die Europäische Agentur für den Wieder-
aufbau will sich demnächst  auch in Ser-
bien und Montenegro betätigen. Dafür wird 
ein Jurist als „Contracts and Procurement 
Expert“ gesucht. Die vollständige Anzeige 
ist in der Ausgabe des „Economist“ vom 
1.12.2000 abgedruckt. Interessenten kön-
nen sich auch an Herrn Oliver Mader, c/o 
EC Delegation to the Former Yugoslav 
Republic of Macedonia FYROM, Mrs. 
Snezana Kolekeska, Marsal Tito 12-7, 
91000 Skopje, FYROM, Tel.: 00873/762 
154 698, Fax: 00873/762 066 019, wen-
den. 
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Aus der Grabbelkiste *) 


 
 
• Hinweise zur Prüfung und Wertung 


von Angeboten; Gemeinsame Be-
kanntmachung der Bayerischen 
Staatsministerien des Innern, der Fi-
nanzen, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie für Landesentwick-
lung und Umweltfragen vom 25.2.1998 
- AllMBl. Nr. 7/98, S. 175; 


 
• Neuausgabe des Instandsetzungs-


rahmenvertrags Werk-Inland des Bun-
desamtes für Wehrtechnik und Be-
schaffung (BWB-B 071/09.2000); 


 
• Jahresbericht 1999 des Beschaffung-


samtes des Bundesministeriums des 
Innern; 


 
• Anfrage des Abgeordneten Fuchtel 


(CDU/CSU) zu Finanzierungsformen 
handelsüblicher Pkw (BT-Drs. 
14/4310, S. 7); 


 
• Beschluss des Rates vom 28. Sep-


tember 2000 über den Abschluss des 
Abkommens über wirtschaftliche Part-
nerschaft, politische Koordinierung und 
Zusammenarbeit zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedsstaaten einerseits und den Ver-
einigen Mexikanischen Staaten 
andererseits (2000/658/EG) - ABl. EG 
L 276 vom 28.10.2000, S. 44; 


 
• Beratender Ausschuss für die Öffnung 


des Öffentlichen Auftragswesens der 
EU, Berücksichtigung sozialer Belange 
im Öffentlichen Auftragswesen (Ar-
beitspapier CC/00/14), vom 
14.11.2000; 


 
• Leitfaden zum öffentlichen Vergabe-


wesen in Bayern, Südtirol und Tirol, 
herausgegeben von der IHK München 
und Oberbayern, der Handels-, Indust-
rie-, Handwerks- und Landwirtschafts-
kammer Bozen und der Wirtschafts-
kammer Tirol (Stand Juni 2000); 


 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern - 


November 2000 (Quelle: Nachrichten 
für den Außenhandel) 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 
Vergaberecht – Elektronische 
Vergabe  
von Ax/Schneider 
 
 
Ein vielversprechender Buchtitel zum Be-
ginn des elektronischen Zeitalters im öf-
fentlichen Auftragswesen und Vergabe-
recht – jedoch werden die Verfasser den 
in sie gesetzten hohen Erwartungen nicht 
voll gerecht. 
 
Immerhin – eine nützliche Handreichung 
bietet dieses Kompendium der sonst nur 
einzeln zugänglichen einschlägigen Vor-
schriften – EG-Richtlinien, Gesetzesent-
würfe und Rechtsverordnungen – dem 
interessierten Leser, der zur Nutzung der 
Sammlung aber bereits einige Vorkennt-
nisse mitbringen muss. 
 
Denn die Einführung in die Sammlung 
nimmt im Wesentlichen auf die Änderun-
gen der neuen VOB – warum nicht auch 
auf die VOL und VOF? – Bezug mit dem 
Hinweis, dass künftig alternativ zusätzlich 
Angebotsnachfrage und -abgabe auch auf 
elektronischem Weg erfolgen dürfen, ver-
mittelt dem Leser aber weder in der Ein-
führung des Werks noch jeweils eingangs 
der Wiedergabe der aufgenommenen Vor-
schriften Erkenntnisse und Informationen, 
die über den bloßen Abdruck der Texte 
hinausgehen. Im gegenwärtigen Stadium 
wurde hier sicherlich eine besondere Ge-
legenheit verpasst. 
 
Umso schmerzlicher vermisst der Leser in 
Ermangelung einführender Texte in die 
EG-Richtlinien, Gesetzesentwürfe und 
Rechtsverordnungen ein Inhalts- und 
Sachverzeichnis sowie Hinweise auf wei-
terführende Informationsmöglichkeiten im 
einschlägigen Schrifttum. 
 
Insgesamt ein Kompendium, das den 
Zugriff auf die einschlägigen Rechtsquel-
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len erleichtert, aber einen weiten Spiel-
raum für künftige Publikationen zu der 
neuen Thematik – auch in einer zweiten 
Auflage? – lässt. 
 
Die Publikation im Umfang von rund 300 
Seiten ist zum sicherlich günstigen Preis 
von DM 25,-- zzgl. MWSt und Porto von 
der Rechtsanwaltskanzlei Dr. Thomas Ax, 
Eschersheimer Landstraße 24, 60322 
Frankfurt am Main, Tel.: 069/5596 35 47 
oder 069/9055 08 30, Fax 069/9055 0831 
zu beziehen. 
 
 
 
Kommentar zum Vergaberecht 
von Byok/Jaeger  
 
 
In das rasch zunehmende Schrifttum zum 
Vergaberecht für öffentliche und diesen – 
ungeachtet der unterschiedlichen Organi-
sationsformen der Auftraggeber – gleich-
gestellte Aufträge reiht sich dieser weitere 
Kommentar zum neuen Vierten Teil des 
Gesetztes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ein, der das zum 1.1.1999 in Kraft 
getretene Vergaberechtsänderungsgesetz 
enthält. 
 
Der Kommentar, für den Mitglieder des 
forum vergabe als Herausgeber und Auto-
ren verantwortlich zeichnen, bietet – über 
die Darstellung und Auslegung des Geset-
zestexts hinaus – einen umfassenden Ü-
berblick über das eigenständige Gebiet 
des Vergaberechts. Die Anforderungen an 
die wettbewerbliche, diskriminierungsfreie 
und transparente Auftragsvergabe vor 
allem unter europarechtlichen Bezügen, 
zugleich aber bewährten deutschen 
Rechtsgrundsätzen werden eingehend 
erörtert. Der Darstellung der Gesamtsys-
tematik des Vergaberechts dient insbe-
sondere die umfassende Einführung des 
Kommentars. 
 
Einen weiteren Schwerpunkt haben die 
Verfasser des Kommentars auf die Dar-
stellung und Erläuterung des verbesserten 
Rechtsschutzes bei Verstößen gegen ein-
schlägige Rechtsvorschriften, insbesonde-
re Benachteiligungen von Bietern, nach 
Maßgabe des neuen Rechts gelegt. 
 


Der Blick auf benachbarte relevante 
Rechtsgebiete fehlt nicht. Berücksichtigt in 
der Darstellung ist selbstverständlich die 
einschlägige Entscheidungspraxis und 
Rechtsprechung. 
 
Im umfangreichen Serviceteil des Kom-
mentars nimmt die vollständige Wiederga-
be auch der europäischen Vergabe- und 
Überwachungsrichtlinien zwangsläufig 
besonders breiten Raum ein, die ge-
schlossene Wiedergabe dieser über die 
Eu-Amtsblätter verstreuten Texte erleich-
tert dem Nutzer des Kommentars jedoch 
wesentlich den raschen Zugriff. 
 
Zum Serviceteil gehören weiter die Wie-
dergabe der aktuellen Schwellenwerte und 
DM-Gegenwerte für die Auftragsvergaben 
nach Eu-Recht, die Anschriften der Ver-
gabekammern und -senate, die Ge-
schäftsordnung der Vergabekammern des 
Bundes, die Gebührenstaffeln (Basisge-
bühr) – besonders wichtig – Übersichten 
der Landesvergabegesetze und wichtiger 
Entscheidungen, ein Literaturverzeichnis 
und ein ausführliches Sachregister als 
weitere nützliche Hilfestellungen.  
 
Der Kommentar ist erschienen in der Rei-
he Bücher des Betriebs-Beraters im Ver-
lag Recht und Wirtschaft GmbH Heidel-
berg und von dort oder im Buchhandel 
zum Preis von DM 196,- zu beziehen. 
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Ob nun als letztes Jahr des alten oder als 
erstes Jahr des neuen Jahrtausends – 
ereignisreich und spannend war 2000 al-
lemal, für das öffentliche Auftragswesen 
wie für das forum vergabe.  
 
Im Mittelpunkt stand dabei sicherlich die 
Vollendung der Vergaberechtsreform, die 
mit dem Vergaberechtsänderungsgesetz 
von 1998 begonnen hatte. Nach der  No-


vellierung der Verdingungsordnungen sah 
es für die Neufassung der Vergabeverord-
nung aufgrund kontroverser Positionen 
insbesondere zur Vorabinformationspflicht 
und dem Ausschluss der als voreinge-
nommen geltenden Personen vielfach 
nach einer „unendlichen Geschichte“ aus, 
ehe kurz vor Weihnachten der Bundesrat 
einlenkte und den Weg für das Inkrafttre-
ten zum 1.2.2001 frei machte.  
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Als Dauerbrenner hat sich im vergange-
nen Jahr auch die Diskussion um die 
wettbewerbsfremden Aspekte entpuppt. 
Nach dem Vorlagebeschluss des BGH in 
Sachen Berliner Vergabegesetz an das 
Bundesverfassungsgericht zur verfas-
sungsrechtlichen Überprüfung machen 
viele Länder und auch der Bund ihre wei-
teren Schritte von der Entscheidung aus 
Karlsruhe abhängig – doch weißer Rauch 
wird dort wohl so schnell nicht aufsteigen.  
 
Thema Nr. 1 auf europäischer Ebene wa-
ren sicherlich die Reformbestrebungen der 
Kommission im Rahmen des sog. Legisla-
tivpakets – ein Bereich, der uns mit all 
seinen Facetten (elektronische Beschaf-
fung, komplexe Vergaben, social aspects) 
nicht nur, aber auch dort im neuen Jahr 
weiterhin beschäftigen wird.  
 
Das forum vergabe hat sich in 2000 wei-
terentwickelt und verändert. Personelle 
Wechsel gab es an der Spitze von Dr. Er-
win Hardt zu Staatsminister Dr. Otto 
Wiesheu, im Vorstand und in der Ge-
schäftsstelle. Der Internetauftritt und das 
geänderte „Outfit“ des forums (Logo, Mo-
natsinfo) wurden durchweg positiv ange-
nommen, weitere Serviceangebote z.B. in 
Gestalt einer vergaberechtlichen Daten-
bank werfen ihre Schatten voraus. Neben 
dem Veranstaltungshighlight „Badenweiler 
2000“ wurden weitere 11 Tagungen 
gleichsam zu allgemeinen wie zu Spezial-
themen des Vergabewesens angeboten 
und gut besucht. Zusammen mit einem 
kontinuierlichen Ausbau der Mitgliedschaf-
ten auf nunmehr 238 bietet sich daraus 
eine gesunde Existenzgrundlage. Die 
„Vor-Ort-Präsenz“ konnte durch die Grün-
dung der Regionalgruppen Berlin-
Brandenburg und Baden-Württemberg 
sowie der Initiativgruppe Nord ausgebaut 
werden. Daneben wurde der Gesprächs-
kreis Bauvergaben ins Leben gerufen.  
 
Unser Bestreben für 2001 ist es, Ihnen 
auch weiterhin umfassende und aktuelle 
Informationen rund um das Vergabewesen 
zu bieten – was nicht selten auch ein Pro-
dukt Ihrer Unterstützung ist. Dafür – wie 
auch für die vielen guten Wünsche – wol-
len wir uns an dieser Stelle bei Ihnen ganz 
herzlich bedanken.  
 


Für das neue Jahr wünschen wir Ihnen 
Gesundheit, Erfolg im Beruf und persönli-
che Zufriedenheit! 
 
 
forum vergabe e.V. 
 


* * * 
 
Vergabeverordnung endgültig 
„durch“ 
 
 
Bei der Kabinettssitzung am 13.12.2000 
hat die Bundesregierung erwartungsge-
mäß den Änderungswünschen des Bun-
desrates zur Vergabeverordnung zuge-
stimmt. Damit hat die Verordnung nun alle 
Hürden überwunden. Nach der rechts-
förmlichen Prüfung des Textes durch das 
Bundesjustizministerium ist sie vom Wirt-
schaftminister bereits unterzeichnet und 
dem Bundeskanzleramt zur Vollendung 
der Ausfertigung (Unterschrift des Kanz-
lers) zugeleitet worden. Dies wird nach 
Auskunft des BMWi in der kommenden 
Woche geschehen, so dass mit der Ver-
kündung der Verordnung noch im Laufe 
des Januar zu rechnen ist. Der 1.2.2001 
wäre dann der Tag des Inkrafttretens. 
 
 
 


National 
 
 
Heft 12 der Schriftenreihe  
erschienen 
 
 
In der Schriftenreihe des forum vergabe ist 
als Heft 12 „Die Zulässigkeit vergabefrem-
der Regelungen“ von Michael Kling er-
schienen. Die schon vom Umfang her be-
eindruckende Dissertation greift ein seit 
langem diskutiertes Thema auf, das vor 
allem aus dem politischen Bereich immer 
wieder neue Anstöße erfahren hat. Die 
umfassende Untersuchung zur Zulässig-
keit und Verbindlichkeit der politischen 
Instrumentierung der Vergabe öffentlicher 
Aufträge besteht aus einem ersten – all-
gemeinen – Teil zu den Rechtsbindungen 
der Auftraggeber an das europäische und 
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nationale Recht und einem zweiten Teil, in 
dem die gewonnenen Erkenntnisse auf 
eine Reihe eingeführter oder diskutierter 
Regelungen angewendet wird. Die Mit-
glieder des forum vergabe werden den 
Band mit gesonderter Post erhalten.  
 
 
 
Wettbewerbsfremde Regelungen - 
es rumort weiter 
 
 
Nun also doch: Nachdem es zuletzt noch 
danach aussah, dass der bayerische Ent-
wurf eines Gesetzes für Tariftreueerklä-
rungen in den Bundesratsausschüssen 
aufgrund der Bedenken mehrerer Länder 
„hängen bleiben“ würde (vgl. Monatsinfo 
11/2000, S. 98), hat nunmehr auch der 
federführende Ausschuss für Arbeit und 
Sozialpolitik dem Bundesrat empfohlen, 
den Gesetzesentwurf beim Deutschen 
Bundestag einzubringen (Anlage 1). In-
haltlich wurde dabei gar der Vorschlag 
Hamburgs aufgegriffen, den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes nicht auf den 
Baubereich zu begrenzen, sondern auf 
regelmäßig zu erbringende Dienstleistun-
gen zu erweitern.  
 
Das Plenum ließ sich davon überzeugen. 
Am 21.12. stimmte es mehrheitlich für den 
Antrag Bayerns, mit § 5a eine Ermächti-
gungsgrundlage für den Landesgesetzge-
ber zur Einführung sog. Tariftreueerklä-
rungen bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge in das TVG aufzunehmen, aller-
dings beschränkt auf den Bausektor. Die 
Begründung fällt laut der Pressemitteilung 
des Bundesrates eher karg aus: Die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts [zum Berliner Vergabegesetz] könne 
nicht abgewartet werden, weil die Tarif-
treuerklärung für die Länder beschäfti-
gungs- und sozialpolitisch bedeutsam sei.  
 
Der Gesetzesentwurf des Bundesrates 
wird nunmehr der Bundesregierung zuge-
leitet, die ihn innerhalb von sechs Wochen 
unter Darlegung ihrer Auffassung an den 
Bundestag weiterleiten muss.  
 
Auch zu Hause im Freistaat reißen die 
Aktivitäten rund um das Bayerische Bau-
aufträge-Vergabegesetz vom 28.6.2000 


(vgl. Monatsinfo 6/2000, S. 53 f.) nicht ab. 
So gibt es nach unseren Informationen 
bereits einen Antrag eines mittelständi-
schen Bauunternehmens an den Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof vom 
6.11.2000 auf Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit von Art. 3 Abs. 1 des Ge-
setzes („Öffentliche Bauaufträge des Frei-
staates Bayern nach Art. 1 Satz 1 dürfen 
nur an Unternehmen vergeben werden, 
die sich bei der Angebotsabgabe verpflich-
ten, ihre Arbeitnehmer bei der Ausführung 
dieser Leistungen nach den jeweils in 
Bayern für Tarifvertragsparteien geltenden 
Lohntarifen zu entlohnen und dies auch 
bei ihren Nachunternehmern sicherzustel-
len.“).  
 
Eine auf Beschluss des bayerischen Mi-
nisterrats vom 4.4.2000 installierte „Ar-
beitsgruppe Landesvergabegesetz“ hat 
zuletzt am 26.10.2000 getagt; das Proto-
koll liegt nunmehr vor*). Einziger Tages-
ordnungspunkt zum Thema wettbewerbs-
fremde Regelungen war hier allerdings nur 
der Antrag, die Pflicht zur Abgabe von 
Tariftreuerklärungen auf alle Bauaufträge 
zu erweitern. Dieser wurde bis zur Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum Berliner Vergabegesetz zurück 
gestellt. 
 
Weitere Themen waren die Bindung der 
Kommunen an die Regeln der VOL und 
der kommunalen Beteiligungsgesellschaf-
ten an VOL und VOB bei Vergaben unter-
halb der Schwellenwerte, die Einschrän-
kung der Nachunternehmereinschaltung, 
die Konkretisierung der Regelung über die 
Zuverlässigkeit der Bieter, die Zulässig-
keitsvorsaussetzungen der beschränkten 
Ausschreibung, die Einschränkung der 
Funktionalausschreibung, die Pflicht zur 
losweisen Vergabe sowie der Rechts-
schutz unter den Schwellenwerten.  
 
Zum letztgenannten Punkt ist die 
„informelle Überprüfungsmöglichkeit“ 
erwähnenswert, die zwischen der 
Bayerischen Obersten Baubehörde und 
den Verbänden schon 1999 vereinbart 
worden ist: Kommt es im Rahmen der 
Vergabe von Bauleistungen zu 
Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Bieter und Auftraggeber, ist zunächst die 
VOB-Stelle einzuschalten. 
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Scheitern deren Verhandlungen, so kann 
der Bieter über einen von ihm beauftrag-
ten Verband von der VOB-Stelle eine aus-
führliche Darlegung der Gründe für die 
Ansicht des Auftraggebers – ggf. durch 
Unterlagen belegt – verlangen. Nach ei-
genen Angaben haben beide Seiten mit 
diesem Schlichtungsverfahren gute Erfah-
rungen gemacht, auch wenn sich die kon-
krete Entscheidung des öffentlichen Auf-
traggebers dadurch nicht revidieren lässt.  
 
 
 
Neues aus den Regionalgruppen 
 
 
Die Regionalgruppe Bayern hat nun neben 
Rechtsanwalt Thomas Schabel einen 
zweiten Sprecher, Prof. Dr. Hanns Ullrich, 
Universität der Bundeswehr, München. 
 
Auf dessen Einladung wird das nächste 
Treffen der Regionalgruppe am 19.1.2001 
ab 13 Uhr am Institut für vergleichendes 
Wirtschaftsrecht, Technologierecht und 
Recht des Beschaffungswesens der Uni-
versität der Bundeswehr stattfinden. Als 
Themen sollen unter anderem behandelt 
werden: verfassungsrechtliche Kompetenz 
zum Erlass des Vergaberechts und 
Rechtsprobleme der neu in § 13 VgV kodi-
fizierten Vorabinformationspflicht. Eine 
Einladung mit dem Programm und allen 
weiterführenden Informationen kann mit 
dem Bestellzettel abgerufen werden*). 
 
 
 
forum vergabe errichtet Datenbank 
für vergaberechtliche Entscheidun-
gen 
 
 
Im neuen Jahr wird das forum vergabe 
eine elektronische Datenbank zur Erfas-
sung und systematischen Recherche aller 
vergaberechtlichen Entscheidungen ein-
richten. Das forum reagiert damit auf die 
weiter stark steigende Zahl von Entschei-
dungen. Konnten schon nach Schaffung 
der „haushaltsrechtlichen Lösung“ die ers-
ten Nachprüfungsverfahren als nachhalti-
ge Trendwende im Vergaberechtsschutz 
gewertet werden, so bricht die Zahl verga-
berechtlicher Entscheidungen seit der er-


neuten Reform des Vergaberechtsschut-
zes im Jahre 1999 alle Rekorde: Mittler-
weile erreichen das forum rund 40 Ent-
scheidungen pro Monat. 
 
Mit der elektronischen Datenbank will das 
forum allerdings nicht nur auf die Papier-
flut reagieren, sondern als neuen Service 
zugleich auch eine systematische Recher-
che ermöglichen. Neben den Aktivitäten 
zum „electronic procurement“ – insbeson-
dere in Gestalt des Bad Godesberger 
Symposiums zum eBusiness im Vergabe-
wesen – soll damit auch die elektronische 
Unterstützung des Vergaberechts geför-
dert werden. 
 
Die Internetbasierte Datenbank, die das 
forum mit einem namhaften Partner aus 
dem Hochschulbereich aufbaut, wird zu-
nächst die Entscheidungen der Vergabe-
kammern und -senate erfassen. Als um-
fassende vergaberechtliche Datenbank 
wird sie sich später aber auch auf sonstige 
vergaberechtliche Entscheidungen natio-
naler Gerichte sowie relevante EuGH-
Entscheidungen erstrecken. 
 
Es ist beabsichtigt, Recherche und Down-
load aller Entscheidungen für Mitglieder 
des forums kostenlos, für Nichtmitglieder 
gegen eine kostenorientierte Gebühr an-
zubieten. 
 
Kostenlose Nutzung der gesamten Daten-
bank erhalten auch diejenigen Vergabe-
kammern und Gerichte, die ihre Entschei-
dungen elektronisch mit einigen für das 
System erforderlichen Angaben in die Da-
tenbank einbringen. In ersten Gesprächen 
haben bereits eine Reihe vergaberechtli-
cher Spruchkörper Interesse an dem Pro-
jekt signalisiert. 
 
 
 
Ausnahmen von der Rügeobliegen-
heit nach § 107 Abs. 3 GWB 
 
 
Die Rügeobliegenheit nach § 107 Abs. 3 
GWB stellt für alle Beteiligten am Verga-
beverfahren ein schwieriges Thema dar. 
Vielfach bleibt auch unklar, wann die Rüge 
ausnahmsweise nicht erfolgen braucht. 
Prof. Dr. Meinrad Dreher, Universität 
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Mainz, hat nun dem forum vergabe eine 
sehr anschauliche Übersicht über die 
Ausnahmen von der Rügeobliegenheit zur 
Verfügung gestellt, die für jede Fallgruppe 
ein Beispiel aus der Rechtsprechung 
nennt (Anlage 2).  
 
 
 
Internetangebote zum  
Vergabewesen (I) 
 
 
Das Internet hat sich zu einem der wich-
tigsten Informationsquellen entwickelt. Das 
gilt auch für das Vergabewesen. Bund und 
Länder bieten mittlerweile eine Fülle von 
nützlichen Hinweisen, Rechtstexten und 
anderen Materialien an, Brüssel steht dem 
in nichts nach.  
 
In einer kleinen Serie werden wir Ihnen in 
den nächsten Ausgaben der Monatsinfo 
einige nützliche Quellen nennen – ohne 
Gewähr für Vollständigkeit und die sich 
oftmals schnell ändernden Inhalte. Den 
Auftakt in diesem Heft machen die mit 
dem öffentlichen Auftragswesen befassten 
Bundesministerien und nachgeordnete 
Einrichtungen. Im Heft 01/2001 folgen 
ausgewählte Landesministerien, in Heft 
02/2001 die europäische Ebene. Alle Links 
werden wir auch auf unserer eigenen Ho-
mepage (www.forum-vergabe.de) platzie-
ren.  
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie (www.bmwi.de) bietet unter 
„Politikfelder -> Wirtschaftspolitik -> 
Öffentliche Aufträge“ zunächst einen infor-
mativen Abriss zum Vergaberecht. Dane-
ben werden die einschlägigen europäi-
schen Richtlinien und die nationalen Ver-
gabevorschriften (GWB, VgV 2001, Ver-
dingungsordnungen) zum Download 
angeboten. Weiterhin gibt es Informatio-
nen über die Novellierung der EG-
Richtlinien nebst Volltextversionen des 
Legislativpakets. Wenige Anmerkungen 
zum Preisrecht (nebst VO PR 30/53 und 
dem Anschriftenverzeichnis der Preis-
überwachungsstellen) runden das Ange-
bot ab. 
 
Eher mager sind die Informationen des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 


Wohnungswesen (www.bmvbw.de). Im-
merhin steht unter www.baunetz.de/ 
bmvbw/bauwesen/gesetze/vhbuch/00101c
__.htm das Vergabehandbuch (VHB), 
Ausgabe 1999, zum Herunterladen bereit. 
Ob dies durch die Neuausgabe 2000 er-
setzt werden wird, ist fraglich.  
 
Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung bietet auf dem Server des 
Deutschen Zentrums für Luft- und Raum-
fahrttechnik unter www.dlr.de/profi/easy/ 
bmbf/vordruck.htm eine große Anzahl von 
Richtlinien, Hinweisen und Nebenbestim-
mungen für den speziellen Bereich der 
Projektförderung an. Diese werden regel-
mäßig auf den neuesten Stand gebracht. 
 
Im Geschäftsbereich des Verteidigungs-
ministeriums ist auf den Internetauftritt des 
Bundesamtes für Wehrtechnik und Be-
schaffung (www.bwb.org) zu verweisen. 
Dort findet sich unter „Auftraggeber Bw“ 
ein gut strukturierter Beitrag über das 
BMVg als öffentlicher Auftraggeber mit 
einer Vielzahl von Adressen. Weiterhin 
werden Vertrags- und Auftragsbedingun-
gen sowie Beschaffungsformulare zum 
Download angeboten.  
 
Für das Bundesministerium des Innern 
bietet dessen Beschaffungsamt 
(www.bescha.bund.de) einen gelungenen 
Internetauftritt. Erhältlich sind hier europä-
ische und nationale Rechtsgrundlagen, ein 
Leitfaden zur Angebotserstellung sowie 
(Internet-)Adressen von Veröffentli-
chungsorganen und Auftragsberatungs-
stellen.  
 
Eine kleine Datenbank der eigenen Be-
schlüsse findet sich auf den Web- 
seiten des Bundeskartellamtes 
(www.bundeskartellamt.de/vergabeentsch
eidungen.htm). Für 1999 können dort 24, 
für 2000 bislang 28 Entscheidungen im 
Volltext als pdf-Datei angesehen und aus-
gedruckt werden. Neue Beschlüsse wer-
den zeitnah eingespeist. Weiterhin gibt es 
unter www.bundeskartellamt.de/verga 
be.html ein Informationsblatt zum Verga-
berechtsschutz nebst Grafik sowie eine 
Auflistung ausgewählter Literatur.  
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Kongress Öffentliche Ausschrei-
bung und Vergabe am 7.2.2001 in 
Berlin 
 
 
Die bautreff Internet Service GmbH wird 
anlässlich der Build IT Berlin am 7.2.2001 
im ICC am Messedamm einen Kongress 
für Auftraggeber, Planer und Baufirmen 
veranstalten. Dabei soll die Vergabe mit 
Hilfe des Internets – bezogen auf die spe-
ziellen Belange des Bausektors – themati-
siert und diskutiert werden. Das Programm 
kann mit dem Bestellzettel abgerufen wer-
den*). 
 
 
 
Wichtige Entwicklungen in der ver-
gaberechtlichen Rechtsprechung 
 
 
EuGH, Urteil vom 7.12.2000 (Rechtssache 
C-324/98)*) 
 
In dem österreichischen Vorlageverfahren 
hat der EuGH zu der bisher ungeklärten 
Frage Stellung genommen, ob Dienstleis-
tungskonzessionen den Vergaberegeln 
unterfallen oder nicht.  
 
Streitgegenstand war die Herstellung und 
Herausgabe gedruckter und elektronisch 
nutzbarer Teilnehmerverzeichnisse (Tele-
fonbücher), verbunden mit dem Sammeln, 
Bearbeiten und Strukturieren von Teil-
nehmerdaten, dem Erstellen von Teilneh-
merverzeichnissen sowie mit bestimmten 
Dienstleistungen im Rahmen der Wer-
bung. Als Vergütung war statt eines direk-
ten Entgelts die kommerzielle Verwertung 
der erbrachten Leistungen vorgesehen.  
 
Der EuGH stellt in seinem Urteil zunächst 
fest, dass der Konzessionsvertrag hier 
nicht an der Dienstleistungsrichtlinie 
92/50/EWG, sondern an der Sektorenricht-
linie 93/38/EWG zu messen ist. Denn Auf-
traggeber sei die Telekom Austria als Un-
ternehmen, das durch die österreichischen 
Rechtsvorschriften spezifisch mit dem Be-
trieb eines Telekommunikationsdienstes 
betraut sei und dessen sämtliche Anteile 
von der öffentlichen Hand gehalten wür-
den.  


 
Sodann wird historisch hergeleitet, dass 
Dienstleistungskonzessionen vom Gel-
tungsbereich der Sektorenrichtlinie be-
wusst ausgenommen worden sind. Anders 
als die zeitgleich erlassene Baukoordinie-
rungsrichtlinie, die in Art. 1b eine aus-
drückliche Regelung zu Konzessionen 
enthalte, finde sich in der Sektorenrichtli-
nie keine vergleichbare Vorschrift, so der 
EuGH. Zudem sei in der Vorgängerrichtli-
nie 90/531 ausdrücklich auf eine Regelung 
zur Dienstleistungskonzession verzichtet 
worden, da es seinerzeit nur in einem Mit-
gliedsstaat solche Konstellationen gege-
ben und ein Regelungsbedarf somit nicht 
bestanden habe.  
 
Im Sinne einer „zweckdienlichen Antwort“ 
verweist der Gerichtshof jedoch darauf, 
dass Auftraggeber selbst bei Unanwend-
barkeit der Richtlinie beim Abschluss von 
Konzessionsverträgen die Grundregeln 
des Vertrags und insbesondere das Dis-
kriminierungsverbot zu beachten hätten. 
Dieses schließe eine Verpflichtung zur 
Transparenz ein, die wiederum nur durch 
einen „angemessenen Grad von Öffent-
lichkeit“ sichergestellt werden könne.  
 
Dem OLG Koblenz, das derzeit einen 
Stadtmöblierungsvertrag auf Konzessi-
onsbasis zu beurteilen und das Verfahren 
wegen des österreichischen Vorlagever-
fahrens ausgesetzt hat (Beschluss 1 Verg 
4/00, vgl. Monatsinfo 11/2000, S. 103), 
dürfte die Entscheidung nur zum Teil nüt-
zen. Denn der Vergabesenat hat die Kon-
zessionsproblematik auf der Grundlage 
der Dienstleistungsrichtlinie zu beurteilen.  
 
 
EuGH, Urteil vom 7.12.2000 (Rechtssache 
C-94/99)*) 
 
Am selben Tag hat der Gerichtshof über 
ein weiteres Vorlageverfahren des öster-
reichischen Bundesvergabeamtes ent-
schieden. Hierbei ging es um die Frage, 
ob im Rahmen einer öffentlichen Aus-
schreibung der Gleichbehandlungsgrund-
satz dadurch verletzt ist, dass der Auftrag-
geber auch Bieter zulässt, die projekt-
ungebundene Zuwendungen erhalten, 
welche es ihnen ermöglichen, zu Preisen 
anzubieten, die erheblich unter denen ih-
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rer nicht subventionierten Mitbewerber 
liegen.  
 
Nach dem EuGH ist dies nicht per se der 
Fall. Denn einerseits enthielten die Artikel 
23 und 29-37 der einschlägigen Dienstleis-
tungsrichtlinie (92/50/EWG) ausführliche 
Regelungen über die Auswahl der zur An-
gebotsabgabe zugelassenen Dienstleis-
tungserbringer und über die Zuschlagskri-
terien. In keiner der Vorschriften sei 
allerdings ein Ausschluss eines Bieters 
allein deswegen vorgesehen, weil er öf-
fentliche Zuwendungen erhalte. Vielmehr 
gestatte Art. 1 lit. c der Richtlinie solchen 
Einrichtungen ausdrücklich die Teilnahme.  
 
Im Einzelfall aber kann der Auftraggeber 
nach Ansicht der europäischen Richter 
subventionierte Einrichtungen dann vom 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn er 
der Ansicht ist, dass eine nicht vertrags-
konforme Beihilfe gewährt worden ist und 
die Rückzahlungsverpflichtung die finan-
zielle Leistungsfähigkeit des Bieters ge-
fährdet.  
 
Der EuGH sieht grundsätzlich auch kein 
Problem darin, wenn die vorgenannten 
Zuwendungen nur an inländische Einrich-
tungen erfolgen. Dies sei bei der Beihil-
fengewährung die Regel. Die sich hieraus 
für Unternehmen anderer Mitgliedsstaaten 
ergebende Ungleichbehandlung sei Ei-
genart dieser Praxis und stelle für sich 
genommen weder eine versteckte Diskri-
minierung noch eine Beschränkung des 
freien Dienstleistungsverkehrs nach dem 
EG-Vertrag dar.  
 
 
 
Neue VK- und OLG-Beschlüsse 
 
 
Von den Vergabekammern liegen uns ins-
gesamt 37 neue Entscheidungen vor*): 
Bund (3), Bayern (3), Baden-Württemberg 
(6), Bremen (1), Hamburg (1), Hessen (1), 
Mecklenburg-Vorpommern (2), Nordrhein-
Westfalen (6), Saarland (4), Sachsen (10). 
 
Aus dem Bereich der Oberlandesgerichte 
haben wir 7 neue Beschlüsse*) erhalten. 
Kurzdarstellungen finden Sie als Anlagen 
3-9. 


Europa 
 
 
Entscheidung der Kommission 
betreffend „sichere Signaturerstel-
lungseinheiten“ 
 
 
In einer an die Mitgliedsstaaten gerichte-
ten Entscheidung vom 6. November 2000*) 
hat die Europäische Kommission Mindest-
kriterien festgelegt, die von den Mitglieds-
staaten bei der Benennung von Stellen 
gemäß Art. 3 Abs. 4 der EU-Richtlinie über 
elektronische Signaturen (Richtl. 1999/93/ 
EG, Abl. EG L 13 v. 19.1.2000, S. 12) zu 
berücksichtigen sind. Die Entscheidung 
hat insoweit eine gewisse Bedeutung für 
das Vergabewesen, als die Nutzung elekt-
ronischer Signaturen für die elektronische 
Angebotsabgabe im öffentlichen Auf-
tragswesen künftig teilweise zwingend 
vorgeschrieben ist (so im deutschen Bau-
vergaberecht), teilweise zumindest im ei-
genen Interesse der Nutzer erfolgen wird. 
 
Nach Art. 3 Abs. 4 der Signatur-Richtlinie 
wird die Übereinstimmung sog. „sicherer 
Signatur-Erstellungseinheiten“ mit be-
stimmten Anforderungen, die in Anhang III 
der Richtlinie aufgeführt sind, von 
geeigneten öffentlichen oder privaten 
Stellen festgestellt, die von den Mit-
gliedsstaaten benannt werden. 
 
Die nunmehr von der Kommission erlas-
sene Entscheidung statuiert insbesondere 
folgende Kriterien, die die Mitgliedsstaaten 
bei der Benennung der Stellen zu beach-
ten haben: Die Stellen müssen unabhän-
gig von den Signaturerstellungseinheiten 
sein und dürfen sich nicht daran beteiligen 
(Art. 3). Soweit die Stelle Teil einer Orga-
nisation ist, muss sie innerhalb dieser Or-
ganisation eindeutig erkennbar sein (Art. 
29). Die Stellen müssen zur Beurteilung 
der Signaturerstellungseinheiten mit hoher 
beruflicher Integrität, Zuverlässigkeit und 
technischer Kompetenz in der Lage sein 
(Art. 4). Ihre Arbeitsweise muss transpa-
rent und nichtdiskriminierend und sein 
(Art. 5). Ferner sind sie zu Vorkehrungen 
zur Deckung der Haftung für ihre Tätigkeit 
(Art. 9) sowie zur Vertraulichkeit (Art. 10) 
verpflichtet. 
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Europäischer Rechnungshof sieht 
Mängel bei Vergabe von Projekten 
zur Förderung von Drittstaaten 
 
 
Über die Bestrebungen der Kommission, 
die Bestimmungen für die Auftragsvergabe 
bei den EU-Programmen zur Förderung 
der Zusammenarbeit mit mittel- und osteu-
ropäischen Staaten (Phare) und Russland 
(Tacis) zu straffen, hatten wir bereits vor 
gut einem Jahr berichtet (vgl. Monatsinfo 
11/1999, S. 4). 
 
Parallel dazu hat der Europäische Rech-
nungshof nunmehr seine Untersuchungs-
ergebnisse einer stichprobenartigen Über-
prüfung von 120 Verträgen über 
technische Hilfe im Zeitraum von 1996 bis 
1998 in einem Sonderbericht*) veröffent-
licht. Er hat dabei bei mehr als der Hälfte 
aller untersuchter Verfahren zumindest 
einen wichtigen Mangel ausgemacht. 
Wenn sich diese Stichproben auch nicht 
zu einer Hochrechnung eignen, so stellt 
der Rechnungshof jedoch fest, dass bei 
der Vergabe von Phare- und Tacis-
Dienstleistungsaufträgen „wirkliche Risi-
ken“ bestehen. 
 
Bei den Beschränkten Ausschreibungen 
wurden die größten Probleme bei der Be-
wertung der Angebote und der Aktenfüh-
rung festgestellt. So fehlten in vielen Ver-
fahren die Belege, die nach Durchführung 
des Interessenbekundungsverfahrens die 
Ausarbeitung von begrenzten Listen un-
termauern sollten.  
 
Negativ wirkte sich in zahlreichen Fällen 
die Bildung von Bietergemeinschaften aus, 
die damit den Wettbewerb schwächten. 
Daneben bereiteten Interessenvermi-
schungen, mangelnde Einschaltung von 
Vor-Ort-Sachverständigen und die Abwei-
chung zwischen angekündigten und später 
verwendeten Bewertungsmethoden Prob-
leme. 
 
Schließlich – so der Rechnungshof – be-
einträchtigten mangelnde Kontinuität des 
öffentlichen Dienstes, unzureichende Ver-
fahrenskenntnis, häufig unvollständige 
Akten und unklare Verordnungsvorschrif-
ten die Effizienz der Verfahren.  
 


Da die bisherigen vielschichtigen Verfah-
rensunterschiede zwischen Phare und 
Tacis nicht gerechtfertigt sind – so ein wei-
teres Ergebnis –, sind die Harmonisie-
rungsbestrebungen der Kommission ein 
leistungsfähiges Mittel für die Durchset-
zung der bislang fehlenden konsequenten 
Handhabung. Auch attestiert der Europäi-
sche Rechnungshof dem im Juni 1999 
eingeführten neuen Handbuch der Kom-
mission (vgl. Monatsinfo 11/1999, S. 4), 
ein “wertvolles Instrument zur Verbesse-
rung der Verwaltung der Hilfen zugunsten 
von Drittstaaten“ zu sein.  
 
In ihrer Antwort sieht sich die Kommission 
durch den Bericht des Rechnungshofs in 
ihren seit 1998 eingeleiteten Änderungen 
und Reformansätzen bestätigt. Ein unge-
löstes Problem bleibe allerdings der Man-
gel an Statuspersonal. 
 
 
 
Österreich plant die Einrichtung  
einer Bundesbeschaffung GmbH 
 
 
Auch unsere Nachbarn im Süden beschäf-
tigen sich augenscheinlich sehr intensiv 
mit den Möglichkeiten des In- und Out-
sourcings öffentlicher Aufgaben. So wurde 
bereits im August 2000 vom Bundesminis-
terium für Finanzen ein Gesetzentwurf 
über die Einrichtung einer Bundesbeschaf-
fung GmbH erarbeitet. Im Rahmen der 
Reform des Beschaffungswesens des 
Bundes als Maßnahme zur Kürzung der 
„Ermessensausgaben“ soll diese privat-
rechtlich organisierte Gesellschaft ressort-
übergreifend Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge vergeben. Daneben sollen ihr  
 
• die Durchführung von Bedarfsumfra-


gen, 
• die Verhandlung und der Abschluss 


von offenen Rahmenverträgen, 
• die Erstellung und laufende Aktualisie-


rung eines Verzeichnisses über die 
abgeschlossenen Verträge, 


• die Entwicklung eines Einkaufsmarke-
ting (insb. Durchführung und Marktbe-
obachtung) und 


• die Erbringung von Beratungsleistun-
gen in Beschaffungsangelegenheiten  
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übertragen werden. Bauleistungen sind 
indes nach § 2 Abs. 3 des Entwurfs aus-
drücklich ausgenommen. Daneben kann 
die GmbH – soweit es ihre Kapazität er-
möglicht – auch Beschaffungen für Län-
der und Kommunen sowie für Rechtsträ-
ger, an denen der Bund mehrheitlich 
beteiligt ist, vornehmen. Die Bundesbe-
schaffung GmbH selbst ist nicht als ge-
mischtwirtschaftliches Unternehmen ge-
plant. Die Gesellschaftsanteile verbleiben 
vielmehr vollständig im Eigentum des 
Bundes, eine Veräußerung ist unzulässig.  
 
Nicht ausdrücklich geregelt ist die Frage, 
inwieweit Vergabeverfahren auch elektro-
nisch durchgeführt werden können.  
 
Der Gesetzesentwurf ist per Bestellzettel*) 
oder im Internet unter www.parlinkom. 
gv.at verfügbar.  
 
 
 


International 
 
 
Stellenausschreibung der OECD 
 
 
In Kürze soll die Position eines Einkaufs-/ 
Beschaffungsmanagers bei der OECD 
ausgeschrieben werden. Der Tätigkeitsbe-
reich umfasst die Koordination der drei 
Beschaffungsbüros der OECD. Der Stel-
leninhaber soll insbesondere professionel-
le öffentliche und internationale Aus-
schreibungsaktionen konzipieren und 
durchführen und die Verantwortung für 
Beschaffungsmaßnahmen übernehmen. 
Die Aufgabe könnte gut von einem Dip-
lom-Kaufmann/Betriebswirt mit praktischer 
Erfahrung bei größeren internationalen 
Ausschreibungsprojekten im öffentlichen 
und privaten Bereich übernommen wer-
den. Vorausgesetzt werden ausgeprägte 
Kenntnisse der englischen und französi-
schen Sprache. Die Deutsche Ständige 
Vertretung bei der OECD (9, rue Maspéro, 
75116 Paris, Tel.: 00331/55745700, Fax: 
00331/55745740, email: delegation 
@germany-oecd.org) ist bei Vorliegen der 
entsprechenden Qualifikationen gerne zur 
Unterstützung der Bewerbungen bereit 


und steht für eventuelle Rückfragen zur 
Verfügung. 
 
 
 


Aus der Grabbelkiste*) 


 
 
• Übersicht über die Leistungsbereiche 


der neuen Generation des Standard-
leistungsbuches für das Bauwesen des 
GAEB; Rundschreiben des BMVBW 
an die Oberfinanzdirektionen vom 
11.12.2000; 


 
• Standardleistungskatalog für den Stra-


ßen- und Brückenbau, Leistungsbe-
reich 803 (Bodenerkundung), Entwurf 
vom November 2000; 


 
• Neuausgabe des Studienvertrags In-/ 


Ausland des Bundesamtes für Wehr-
technik und Beschaffung (BWB-B 
068/09.2000); 


 
• Informationen über Auftragschancen 


und Vergabeverfahren in Drittländern – 
Dezember 2000 (Quelle: Nachrichten 
für den Außenhandel). 


 
 
 


Neues Schrifttum 
 
 
Leitfaden electronic public tende-
ring – Der Prozess der elektroni-
schen Ausschreibung und Vergabe 
im Rahmen der Verdingungsord-
nungen VOB, VOL und VOF 
von Rudolf Weyand 
 
 
Hoher Informationswert und gut zu lesen – 
diese Vorzüge kennzeichnen den neuen 
Leitfaden und belegen zugleich die Kom-
petenz des Verfassers und Praxisbezo-
genheit der Arbeit, die für die positive Be-
urteilung entscheidend sind. Die – sehr 
bescheiden – als Leitfaden bezeichnete 
Schrift, die auf einer früheren Einführung 
des Verfassers zum electronic public ten-
dering aufbaut, erweist sich bei näherer 
Betrachtung als umfassende Gesamtdar-
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stellung des künftigen elektronischen 
Ausschreibungs- und Vergabeprozesses 
im Rahmen des europäischen und deut-
schen Vergaberechts. 
 
Die Schwerpunkte der Arbeit im Umfang 
von rund 170 Seiten liegen bei folgenden 
Themen: 
 
Einer allgemeinen Einführung zum elect-
ronic business mit den notwendigen Beg-
riffsbestimmungen und zur wirtschaftlichen 
Bedeutung des öffentlichen Auftragswe-
sens folgt ein Überblick über den aktuellen 
Rechtsrahmen. Dieser schließt die Richtli-
nien über den elektronischen Geschäfts-
verkehr und die elektronischen Signaturen 
und das EU-Reformpaket zum öffentlichen 
Auftragswesen ebenso ein wie die deut-
schen Vorschriften, insbesondere die neue 
Vergabeverordnung und die Verdingungs-
ordnungen. 
 
Daran schließen sich ausführliche Einzel-
darstellungen des electronic public tende-
ring für die verschiedenen Vergabearten 
nach der VOB (Seiten 29–97), nach der 
VOL (Seiten 97–164) und der VOF (Seiten 
164–168) an. In einem eigenen Kapitel 
dargestellt sind die Auswirkungen des e-
lectronic public tendering auf die Aufträge 
im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 
über nicht eindeutig und erschöpfend be-
schreibbare Leistungen unterhalb der EU-
Schwellenwerte, obwohl diese Aufträge 
nicht Gegenstand besonderer Vergabe-
vorschriften sind (Seiten 168 – 170). Ein 
zusätzlicher Beweis für die Intensität der 
Bearbeitung der Thematik durch den Ver-
fasser! 
 
Weiterführende Informationen und wesent-
liche Hilfestellungen mit nützlichen Hand-
lungsempfehlungen bieten insbesondere 
dem eiligen Leser die Zusammenfassun-
gen im Anschluss an die separaten Dar-
stellungen des electronic public tendering 
für die öffentliche Vergabe nach Maßgabe 
der Verdingungsordnungen in den ver-
schiedenen Spielarten (mit und ohne Teil-
nahmewettbewerb, ober- und unterhalb 
der Schwellenwerte). Auch hier legt der 
Verfasser größten Wert auf die praktische 
und praxisnahe Abwicklung der Verfahren. 
Die gilt nicht nur für die Umsetzung der bei 
der Erläuterung der Stationen der elektro-


nischen Ausschreibung und Vergabe nach 
den Verdingungsordnungen gewonnen 
Erkenntnisse, sondern auch für die Hin-
weise zu den rechtlichen und technischen 
Rahmenbedingungen usw. bis zu Hinwei-
sen auf Unternehmen, die Auftraggebern 
und Auftragnehmern Hilfestellung im 
Ausschreibungs- und Vergabeprozess lei-
sten können. 
 
Im Schlusskapitel hält der Verfasser Aus-
blick auf die weitere Entwicklung in diesem 
Bereich und bittet den Leser zugleich um 
Mitteilung seiner Erfahrungen mit der Um-
setzung des elektronischen Verfahrens für 
Auftraggeber und Auftragnehmer – für die 
künftige generelle Nutzanwendung. 
 
Die Schrift ist erhältlich – zum sehr vorteil-
haften Preis 31 DM – nur als CD-ROM 
(Word 6.0/95 und höher) und nur beim 
Verfasser (Ass. jur. Rudolf Weyand) per e-
Mail rudolf.weyand@t-online.de, über sei-
ne Homepage (http.//home.t-online.de/ 
home/rudolf.weyand/index.html oder per 
Telefon: 06806/478 78 oder Fax: 
06806/306 68 10. 
 
 
 





